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Problemstellung und Abgrenzung des Themas
Für einen Befrachter, der über einen längeren Zeitraum gleich—_
bleibend Bedarf an der Transportkapazitat eines ganzen Schiffes
hat, besteht die Möglichkeit, ein solches Schiff “auf Zeit" zu
chartern.
Im internationalen Schiffahrtsgeschäft werden zwei Grundformen
bei der Charterung eines Schiffes “auf Zeit" angewandt:
1. die Bare-boat Charter (Demise-Charter)
2. die Time—Charter.
Bei der Bare-boat Charter vermietet der deeder das “bloße"
Schiff ohne Besatzung auf eine bestimmte Zeit an den Befrachter,
'der für Bemannung (einschließlich Kapitän) und Versorgung des
Schiffes Während der Mietdauer selbst zu sorgen hat. Die Bare—
boat Charter ist relativ selten. Eine bedeutend breitere Anwen—
dung findet die Time-Charter. Bei dieser Vertragsart führt ein
Schiff, auf dem sowohl Kapitän als auch Besatzung des Reeders
verblieben ist, für einen Befrachter (Charterer) innerhalb eines
bestimmten Zeitraumes Transportleistungen aus, in deren kommer—
ziellen Bereich der Befrachter seine Weisungen direkt dem Kapitän
erteilen kann. Dafür bezahlt der Zeitcharterer dem vercharternden
Reeder ein nach der Zeit bemessenes Entgelt. Die Kostentragung für
die Besatzung, die Ausrüstung und die laufende Unterhaltung des
Schiffes wird - je nach Vereinbarung - zwischen Vercharterer und
Charterer aufgeteilt.
Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich nur mit der letztgenann—
ten Art der Charterung "auf Zeit", d.h. alsd nur mit der Time—
Charter.1)
Befrachtungen auf Time-Charter—Basis werden in der Regel vorge-Y
nommen
a) durch Reedereien, die den Transportbedarf der Ablader
allein mit eigener Tonnage nicht decken können und
1)Wird in den folgenden Ausführungen von Zeitcharter oder Zeit—chartervertrag bzw. Zeitcharterer gesprochen, so ist darunter
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deshalb von anderen Reedereien Schiffe "auf Zeit"
chartern. Die Reedereien setzen die gecharterten
Schiffe innerhalb ihrer Linien- oder Trampdienste
ein, stellen also den auf Time-Charter-Basis befrachte-
ten Schiffsraum ihrerseits als Verfrachter Dritten zur
Verfügung. Vorwiegend ist diese Seite des Zeitcharter—
geschäftes in der Linienschiffahrt zu finden, wo oft—
mals Linienreeder ihre Dienste durch Zeitchartertonnage
vervollständigen;
durch Ex- oder Importeure, die ihren Transportraumbe-
darf langfristig abzudecken wünschen.
In den weiteren Ausführungen werden vorwiegend Probleme behan-
delt, die für eine Reederei bei der Einstellung von Time-Char-
ter—Schiffen in ihre Tramp— und Liniendienste entstehen - also
der unter a) genannte Fall.
—
Die vorgenommenen Abgrenzungen entsprechen der gegebenen Themen-
stellung.
Die zivilrechtlichen Probleme, die sich für eine Reederei speziell
aus der Beschäftigung von Time—Charter-Tonnage ergeben können,
bewegen sich im Grunde genommen um zwei Kernfragen:
A|0 Wie verhält sich der Zeitcharterer gegenüber a u ß e r —
v e r t r a g l i c h e n Ansprüchen, die von dritter
Seite wegen eines schadenverursachenden Verhaltens des
"auf Zeit" vercharternden Reeders oder der Besatzung des
von diesem vercharterten Schiffes gegen ihn gerichtet
werden? Die Antwort hierauf kann nur nach Klärung der
Rechtsstellung des Zeitcharterers gegeben werden.1
Wie ist der Inhalt der Time-Charterparty zu gestalten,
damit sich der Charterer bei Regreßansprüchen seiner
Partner aus den Seefrachtverträgen, die bei Einsatz des
Zeitcharterschiffes innerhalb seiner Linien- oder Tramp—
dienste abgeschlossen Werden, an dem vercharternden Reeder
schadlos halten kann? Es handelt sich hier also um Probleme




der materiellen Jerantwortlichkeit aus verschiedenen
Arten von Lieefrachtvertr'agen.ll
Die ökonomischen Folgen, die sich für die charternde Reederei —
den Zeitcharterer - aus einer Nichtbeachtung oder falschen Beant—
wortung dieser Fragen ergeben würden, können unübersehbar sein.
Man denke nur an den Umfang, den die Haftungsansprüche bei einer
schuldhaft verursachten Kollision durch das Zeitcharterschiff an-
nehmen können. Beträchtlich kann auch der finanzielle Verlust für
den Zeitcharterer sein, wenn es ihm nicht möglich ist, sich bei
Einsatz des Schiffes im Linienverkehr für die Ansprüche eines
dtückgutbefrachters aus einer durch die besatzung verursachten
Deschädigung hochwertiger Sendungen bei seinem-Partner aus dem
Zeitchartervertrag schadlos zu halten. Ls ist in diesem Zusammen-
hang immer daran zu denken, daß eine Reederei beim Einsatz von
Zeitcharterschiffen die Ladung ihrer Abladerkunden einer ihr weit-
gehend fremden Schiffsbesatzung anvertrauen muß. Das hieraus ent-
stehende höhere Risiko wird keinesfalls dadurch kompensiert, daß
der Zeitcharterer gewisse Weisungsbefugnisse innerhalb des kommer-
ziellen Leistungsbereiches gegenüber dem Kapitän hat, und ihm oft
vertraglich das Recht zusteht, einen Supercargo auf das Schiff zu
setzen.
Durch die vorliegende Arbeit wird versucht, die aufgezeigten Fra-
gen in möglichst umfassender, allgemeiner Form zu beantworten.
Aufgabe dieser Arbeit kann es hingegen nicht sein, für jeden kon—
kreten Fall des Zeitchartergeschäftes die richtige Lösung zu suchen.
Das Thema soll nicht in abstrakt—theoretischer Form abgehandelt ’
werden, sondern im Hinblick auf die utellung einer volkseigenen
Seereederei der deutschen Demokratischen Republik, die als Zeit-
charterer auf dem internationalen Frachtenmarkt auftritt. Die-Be-
urteilung von Problemen der zivilrechtlichen Verantwortlichkeit
in diesem Bereich des Zeitchartergeschäftes hat stets von zwei grund—_
legenden Gesichtspunkten auszugehen:
1)vergl. Abschnitt 4 dieser Arbeit
n - «. _ . ‘ _ ‘ . . . .—-. - __
v
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1. Im sozialistischen rransportwesen ist die Haftung nach
Maßgabe der objektiv gegebenen Möglichkeiten der Beein-
flussung des Transportprozesses durch die an dessen Durch-
führung Mitwirkenden zu gestalten (Verscnuldensprinzip).
Darüber hinaus sind bei der Regelung der zivilrechtlichen
Verantwortlichkeit — insbesondere im Hinblick auf Frei-
zeichnungen und°Beweislastverteilunu — die speziellen öko—
nomischen und betrieblich-technischen Bedingungen des See-.
tran5portwesens zu beachten.1
“J . Um die Wettbewerbsfähigkeit einer volkseigenen Seerecderei
auf dem internationalen Fruchte merkt zu wahren, hat sich
die Vun ihr übernommene Haftung im Rahmen der international
anerkannten Grundsätze zu bewegen.
Solange die Zeitchartergeschafte, an denen eine sozialistische
Reederei beteiligt ist, sich ausschließlich oder vorwiegend auf
dem internationalen Frachtenmarkt vollziehen, ist dem zweiten Ge—
sichtspunkt besondere Aufmerksamkeit zu widmen.
Der Wall, den eine volkseigenen beereederei als V e r c h a r —
t e r e r "au; Zeit" fungiert, findet nachfolbend keine besondere
Beachtung. Gegenwärtig treten derartibe Zeitchartergeschäfte in der
Praxis aucn nicht auf. Im Ranmen einer weiteren Intensivierung der
internationxlen Arbeitsteilung zwischen den sozialistischen See—
reedereien der dtaaten des dates für gebenseitige Wirtschaftshilfe
könnten sie jedoch bereits in naher Zukunft recht zahlreich werden
(dies ist ein weiterer Gesichtspunkt, der die Notwendibkeit unter-
streicht, sich mit Iroblemen des Zeitchartergeschäftes auseinander—
zusetzen). ' “
Im wesentlichen werden die in dieser Arbeit gewonnenen Erkennt—
nisse aber auch für den daLn aktuellen Fall der Vercharterung
eines voliseigenen Schiffes zutreffend sein, da unter a lle n
Umständen die beiden genannten grundlegenden Gesichtspunkte für
die Beurteilung von Haftungsfragen aus dem Zeitchartergeschäft als
Maßstab heranzuziehen sind.
1) vergl. Bergner, S. 12b f /





Der Umstand, daß die Abhandlung speziell die volkseigene {eederei
als Zeitcharterer in den Mittelpunkt der Betrachtung stellt, er—
fordert noch einige weitere einleitende Bemerkungen.
Der volkseigene Reedereibetrieb kann die Beantwortung der aufge-
zeigten Fragen nicht mit dem Hinweis erledigen, daß er sich gegen
die finanziellen Folgen von Schadensfällen, für die er verant-
wortlich gemacht wird, versichert hat. Auch der Schaden, den die
volkseigene Versicherungsanstalt zu tragen hat, ist ein Verlust
für die Volkswirtschaft. Die volkseigene Seereederei als Char—
terer hat es deshalb in der Hand, ob die Volkswirtschaft bzw. die
Versicherungswirtschaft des sozialistischen dtaates durch Zeit-
chartervertrage mit hohen Risixen belastet wird oder nicht. Dem
Zeitcharterer muß klar sein, welche gefährlichen und höchst kost—
spieligen Folgen die Nichtbeachtung oder Unterbewertung der Haf-
tungsfragen nach sich ziehen kann.
Darüber hinaus ist zu beachten, daß der Schaden, fur den die
volkseigene jeereederei oder deren Versicherer gegenüber einem
ausländischen Befrachter (im Cross-Trude oder bei Trunsitladun—
gen) oder — bei der außervertraglichen Haftung - z.B. gegenüber
einem durch Kollision geschädigten Dritten zu haften hat, in frem—
der Währung zu vergüten ist. Andererseits wird es bei richtiger
Beantwortung der aufgezeigten Fragen in vielen Fällen möglich sein,
für Schäden, die nationalen Unternehmen (z.B. rußenha.delsunter-
nehmen, Hafenverwaltung) durch das Zeitcharterschiff zugefügt wur—
den, den ausländischen Vercharterer bzw. dessen Versicherung ver-
antwortlich zu halten. Der von dieser Seite zu zahlende Schaden-
ersatz fällt in Devisen an.
Im sowjetischen "Lehrbuch des Internationalen Privatrechts" heißt
es: "Eine grundlegende Aufgabe der sowjetischen Außenhandelsor -
ganisationen ist der Kampf um die Verbesserung der Vertragsbe-
dingungen, sowohl der ökonomischen (Preis, 4ualitht, Frist) als
auch der rechtlichen, d i e m i t d e n ö k o n o m i s c h e n
u n t r e n n b a r v e r b u n d e n s i n d . Die Genauigkeit
und Unstreitigkeit der Formulierungen, die klare Darlegung der
Fälle, in denen Befreiung von der Haftung eintritt, die “JStlegung
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einer wirkungsvollen Haftung der ausländischen Firma, die den
mit der sowjetischen Außenhandelsorganisation abgeschlossenen
Vertrag verletzt, müssen beim Abschluß jedes Vertrages in vollem
Umfang gewährleistet sein."1)
Leider wird in der Deutschen Demokratischen Republik diesen
Zusammenhängen beim Außenhandel mit Dienstleistungen - also z.B.
in der international betriebenen öeeschiffahrt - noch viel zu
wenig Beachtung geschenkt. Der Verbesserung dieses Zustandes soll
u.a. die vorliegende Arbeit dienen. -
Das auf die Zeitcharter anzuwendende Recht
Nach Kennzeichnung des zu behandelnden Problems erhebt sich die
Frage, auf Grundlage welchen Rechts nach einer Lösung für
dasselbe zu suchen ist.
Da die Partner der volkseigenen Seereederei bei einem Zeit-
chartervertrag im Ausland ansässig sind und darüber hinaus der
Einsatz des "auf Zeit" gecharterten schiffes im internationalen
Verkehr erfolgt, winidie Frage nach dem_auf den Vertrag und auf
die außervertraglichen Beziehungen anzuwendenden Recht nach den
Normen des Internationalen Privatrechts beantwortet. Demzufolge
kann auf einen durch eine volkseigene Seereederei der Deutschen
Demokratischen Republik abgeschlossenen Zeitfrachtvertrag sowohl
das Recht der DDR als auch ausländisches Recht zur Anwendung kommen.
Welche der beiden Möglichkeiten im Einzelfall zutrifft, ist im voraus
schwer zu bestimmen. Für den konkreten Fall kommt dabei der Ge-
richtspraxis in den einzelnen Ländern entscheidende Bedeutung zu.
Die iiechtssicherheit für die Vertragspartner wird in dieser Be—
Ziehung größer, und es erleichtert die Entscheidung der Gerichte
über das anzuwendende Recht, wenn in der Time-Charter vereinbart
wurde, welches Recht dem Vertrag bei auftretenden dtreitigkeiten
zu Grunde zu legen ist.
Auch Pereterski und krylow setzen sich mit der Kompliziertheit
der Bestimmung des "rechten Vertragsstatut" (proper law of the
contruct) für einen im Außenhandel abgeschlossenen Vertrag
1 . - . _ . _ .)Pereterski u. hrylow, S. 133 f (Hervorhebung Von mir. W.W.)
' 7F <1 ‚(Dr-X, ' „1-1. n ‚_H wwv 1:5“): .vama': _Nur‘qy ficm'-. _ I „.' „ . \ ‘f’
f,
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auseinander, weisen daraufhin, welche Bedeutung in diesem Zusammen-
hang der bürgerlichen Gerichtspraxis zukommt und schlußfolgern
dann:
"Das zeigt erneut, wie notwendig es ist, beim Abschluß
von Verträgen durch sowjetische Organisationen mit Firmen
der kapitalistischen Länder die Frage des anzuwendenden
Rechts im Vertrag selbst exakt zu regeln, wenn sie im Streit-
fall der Entscheidung durch ein ausländisches Gericht unter-
liegt."1)
Aus dem Gesagten wird klar, daß es an erster Stelle wichtig sein
wird, zu ermitteln, wie die in Abscnnitt 1. als Kernfrageae-
zeichneten Probleme nach dem Recht der DDR zu beurteilen sind.
Darüber hinaus ist es jedoch auch wichtig, über die Behandlung
dieser Fragen in anderen Schiffahrtsländern gut unterrichtet
zu sein. Vor allem dem britischen Recht kommt hierbei eine be-
sondere Rolle zu, da sich die Seerechtsgestaltung in vielen Län-
dern unter dem Binfluß der angelsächsischen Rechtsauffassung voll-
zogen hat. Von Bedeutung sind auch rechtsvergleichende Betrachtungen
im Hinblick auf die einschlägigen Bestimmungen in anderen soziali-
stischen Ländern, da dort die gleichen Produktionsverhältnisse in
der Schiffahrt bestimmend für das Seerecht sind wie in der DDR.
Für die Beurteilung von Fragen des Seehandelsrechts sind in der
DDR die Bestimmungen des Handelsgesetzbuches von 1897 unter Be—
rücksichtigung des Änderungsgesetzes vom 10.8.1937 - nachfolgend
stets als BGB bezeichnet - maßgebend.
Es ist von Rechtswissenschaftlern der DDR wiederholt festgestellt
worden, daß diese ehemals bürgerlichen Normen "ohne Rücksicht auf
Entstehungszeit, ohne RüCksicht auf das ihrer Scnaffung zugrunde .
liegende gesetzgeberische Motiv und auf die bürgerliche Kommen-
tierung gemeinsam mit den neu erlassenen Normen ein System dem
Charakter nach einheitlicher Normen"2)darstellen. Der Klassen-
?)Pereterski u. Krylow, S. 127 f; vergl. zu diesen Fragen auchAbschnitt 7.22











Charakter der Normen des Handelsgesetzbuches hat sich allerdings
geändert. Demzufolge sind die Gerichte der DDR-auch nicht an die
Auslegung gebunden, die von der bürgerlichen Rechtswissenschaft
und —praxis zu diesen Gesetzesnormen im Interesse der Kapitalisten—
klasse im ehemaligen Deutschen Reich und in Westdeutschland ent—
wickelt worden ist.
Die Gerichte der DDR "haben diese übernommenen Gesetze vielmehr
im Interesse der restigung der demokratischen Gesetzlichkeit ent-
sprechend ihrem Wortlaut, ihrer systematischen Stellung und dem
veränderten Charakter der von diesen Normen zu regelnden Verhalt-
nisse anzuwenden.“I
Zu dieser Auffassung gelangte Bergner in Ubereinstimmung mit
anderen Rechtswissenschaftlern der DDR. Er hebt dabei jedoch aus—
drücklich hervor, daß dies nicht ausschließt, daß die Rechtsprecnung
in der DDR "in ihren Entscheidungen teilweise zu gleichen Ergebnissen
gelangen kann wie die bürgerlicne Rechtsprechung."2)
Aus diesem Grunde ist es auch gerechtfertigt, wenn nachfolgend
bei der Beurteilung seerechtlicher Fragen im Zusammenhang mit den
Normen des HGB wiederholt Meinungen und Gerichtsentscheidungen in
die Betrachtung einbezogen werden, die aus Westdeutschland bekannt
wurden. Dies geschieht in Ermangelung einer entspreChenden Gericnts—
praxis in der DDR und wegen des Fehlens von ausreichenden Stellung-
nahmen der sozialistischen deutschen Rechtswissenschaft auf diesem
Gebiet. Es ist naheliegend, einen solchen Rechtsvergleich gerade mit
Westdeutschland anzustellen, da dort die Normen des HGB ebenfalls
geltendes Recht darstellen. Das bedeutet jedoch Keinesfalls die An-
erkennung der deutschen bürgerlichen Rechtsauffassung hinsichtlich
der Auslegung der in Frage stehenden\hormen des HGB.
Die Beurteilung von Rechtsfragen geschieht in der DDR vollkommen
unabhängig von herrschenden Auffassungen und geübten Praktiken in
kapitalistischen Staaten. Das schließt den Rechtsvergleich mit die—
sen Landern Jedoch nicht aus. Es wurde bereits dargelegt, daß auf





'einem darart internationalen Gebiet, wie es die Seeschiffahrt
darstellt, ein solcher Vergleich allein schon‘im Hinblick auf
die Möglichkeit der Anwendung ausländischen Rechts auf Befrach-
tungsverträge unbedingt erforderlich ist.
Die Rechtsstellung des Zeitcharterers
212 als leafraahäer auftreieadanßataraeamar-
Nach dem Seehandelsrecht der DDR ist Verfrachter, wer es über—
nimmt, auf Grund eines Vertrages gegen Zahlung einer Vergütung
Güter über See zu transportieren.
In der Praxis des internationalen Seefrachtgeschäftes tritt
in der Regel ein Reeder als Verfrachter auf. "Reeder ist der
Eigentümer eines ihm zum Erwerbe durch die Seefahrt dienenden
Schiffes." (HGB ä 484) Das HGB nennt darüber hinaus einen weiteren
Unternehmer, der als Verfracnter fungiert - den Ausrüster. Für ihn
gilt folgende Definition:
"Wer ein ihm nicht gehöriges Schiff zum Erwerbs durch die Seefahrt
für seine Rechnung verwendet und es entweder selbst führt oder die
Führung einem Schiffer anvertraut, wird im Verhältnis zu Dritten
als der Reeder angesehen" (5 510 Abs. 1 des HGB).
Doch nicht nur Reeder und Ausrüster betreiben Seeirachtgeschäfte
als Verfrachter. In 5 605 des HGB wird das Rechtsinstitut des
“Uhterfrachtvertrages” erwähnt. Der Unterverfrachter schließt einen
Vertrag mit einem Reeder oder Ausrüster und verschafft sich damit
Transportraum. Er tritt auf der'anderen Seite mit einem oder mehre—
ren Befrachtern in vertragliche Beziehungen, um damit die Ausnutzung
des Transportraumes zu sichern. Der Unterverfrachter fungiert also
gegenüber dem Reeder oder Ausrüster als Befrachter, während er
andererseits für diejenigen, die ihre Ladung durch ihn transpor-
tieren lasssn, Verfrachter ist. - Reeder, Ausrüster und Unterver-
frachter sind die Verfrachtertypen, die das HGB kennt. Wie die
Praxis des Seefrachtgeschäftes zeigt, kommt es jedoch auch häufig
q)verg1. auch Wüstendörfer (1) S. 224
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vor, daß als Verfrachter ein Unternehmer in Erscheinung tritt,
der dchiffsraum zu Transportdiensten anbietet, den er sich auf
Grund einer Time-Charter beschafft hat.
Da das HGB keinerlei Bestimmungen über den Zeitchartervertrag
beinhaltet, erhebt sich die Frage, wie die mit dieser Vertragsart
zusammenhängenden Tatbestände in das geltende Rechtssystem einzu-
ordnen sind. Von praktischer Bedeutung ist vor allem die Klärung
der Rechtsstellung des Time-Charterers: ist er Reeder, Ausrüster,
Unterverfrachter oder nimmt er eine besondere Position innerhalb
des Seehandelsrechts ein.
Im Zusammenhang damit interessiert natürlich auch die Frage nach
der Rechtsnatur des Zeitchartervertrages, insbesondere ob der-
selbe als Raumfrachtvertrag zu behandeln ist oder nicht. Auf die-
ses Problem soll jedoch in der vorliegenden Arbeit nicht näher ein-
gegangen werden, sondern es wird die Rechtsstellung des Zeitchar-
terers unabhängig vom rechtlichen Charakter des Zeitfrachtvertrages
untersucht.
Die Bedeutung der Bestimmung der Rechtsstellung des Zeit-
shsräeseäs__________________________
In der Praxis des Seefrachtgeschäftes beschränkt sich das Problem
der Rechtsstellung des Zeitcharterers auf die Frage, ob derselbe
Ausrüster im Sinne des Gesetzes ist oder nicht. Daß er nicht Ree-
der sein kann, ist unschwer zu erKennen, da er nicht Eigentümer
des Schiffes ist, mit dem er Seefrachtgeschäfte betreibt.(vergl.
HGB S 484).
Ob der Zeitcharterer rechtlich dem Unterverfrachter gleichzustellen
ist oder eine Sonderstellung einnimmt, würde aber nach einer Ver-
neinung seiner Ausrüstereigenschaft vorwiegend nur aus rechtstheo-
retischen Gründen interessieren.
Die nachfolgenden Untersuchungen beschränken sich deshalb auf die
Frage, ob der Zeitcharterer ein Ausrüster ist. Die Bedeutung der
richtigen Beantwortung dieser Frage erklärt sich aus HGB S 510,
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der festlegt, duß der Ausrüster im Verhältnis zu Dritten als der
Reeder anzusehen ist.
Demnach hat auch der Ausrüster Dritten gegenüber die Rechte und
Pflichten des Reeders.1) Die Rechte und Pflichten des Reeders bzw.
Ausrüsters ergeben sich aus den entsprechenden Bestimmungen des
HGB — besonders aus den 55 485, 486 und 754.
Um hervorzuheben, welche Konsequenzen es haben kann, wenn man den
Zeitcharterer als Ausrüster betrachtet oder andererseits ihm diese
Rechtsstellung nicht beimißt, sollen kurz einige der Verpflichtun—
gen und Bestimmungen, die den Ausrüster treffen, angesprochen wer—
den.
Der Ausrüster - und nicht der Eigentümer des Schiffes - ist gegen—
über Ansprüchen Dritter aus deliktischem Verschulden der Schiffs-
besatzung passiv legitimiert. Verursacht das Schiff, das dem Aus-
rüster zur Ausführung von'Seefrachtgeschärten dient, z.B. eine
Kollision (Schiffszusammenstoß, Beschädigung einer Kaimauer oder
der Dalben), so ricnten Sich die Ersatzansprüche der Geschädigten
gegen den Ausrüster. Dieser hat für den durch Verschulden der Be—
satzung angerichteten Schaden aufzukommen, nicht der Eigentümer
des Schiffes. Der Zeitcharterer, dem man die Rechtsstellung eines
Ausrüsters zuerkennen Würde, müßte sich demnach ständig darüber
informieren, ob der Vercharterer des von ihm verwendeten Schiffes
auch für eine ausreichende versicherungsmäßige Deckung des See—
kasko—Risikos gesorgt hat.2
Durch die Normen des HGB werden den Gläubigern des Reeders aus be—
stimmten Haftungstatbeständen sogenannte “dehiffsgläubigerrechte”
eingeräumt. Wer ein Schiffsgläubigerrecnt geltend machen kann, hat
ein Vorzugspfandrecht am Schiff und am Frachtbetrag vor allen übri—
gen Gläubigern. Da der Ausrüster dem Reeder gleichgestellt ist, so
haftet der Ausrüster bei gegen ihn gerichteten Ansprüchen aus
"schiffsgläubigerrechten" mit dem ihm nicht gehörigen fremden

















Schiffsvermögen. (HGB ä 510 Abs. 2: "Der Eigentümer kann denjenigen,
welcher aus der Verwendung einen Anspruch als_Schiffsgläubiger her-
leitet, an der Durchführung des Anspruchs nicht hindern, es sei denn,
daß die Verwendung ihm gegenüber eine widerrechtliche und der Gläu-
biger nicht in gutem Glauben war.")
Ein Schiffsgläubigerrecht kann u.a. bei Nichtablieferung oder Be—
schädigung der Ladungsgüter geltend gemacht werden. In diesem Felle
entsteht das Schiffsgläubigerrecht selbst dann, wenn der Verfrach-
ter nicht Reeder oder Ausrüster ist (HGB 5 754 Ziffer 7). Bekommt
also der Ladungsbeteiligte seinen Schaden nicht ersetzt, so hat er
ein gesetzliches Vorzugspfandrecht am Schiffsvermögen. Ist der Ver—
frachter, gegen den die Schadenersatzforderung gerichtet ist, ein
Zeitcharterer, so richtet sich die Entscheidung, ob gegen diesen
oder gegen den Reeder die Pfandklage Zu richten ist, danach, ob der
Zeitcharterer als Ausrüster gilt oder nicht. Ist der Zeitcharterer
nicht Ausrüster, so kann es also vorkommen, daß der Reeder, der das
Schiff verchartert, dafür in Anspruch genommen wird, daß der Zeit-
charterer seinen Schadenersatzverpflichtungen als Verfrachter gegen—
über den Ladungsbeteiligten nicht nachgekommen ist. Andererseits -
wenn der Zeitcharterer als Ausrüster gilt - kann bei Nichteinhaltung
dieser Schadenersatzpflicht das von ihm gecharterte Schiff der
Zwangsvollstreckung unterliegen:l
Die Schiffsgläubigerrechte sind gegenüber jedem dritten Besitzer
des Schiffes verfolgbar (HGB S 755 Abs. 2). Das Schiffsvermögen
kann also auch gepfändet werden, wenn das Schiff inzwischen vom
schuldenden Reeder in den BeSitz eines Ausrüsters übergegangen ist.
Sendet der Ausrüster das Schiff auf eine neue Reise aus, weil er
von den bestehenden Schiffsgläubigerrechten keine kenntnis hatte,
so kann er für die Forderungen der Schiffsgläubiger persönlich
haftbar gemacht werden (HGB S 774).
Riensberg kommt deshalb zu dem Schluß, daß ein Zeitcharterer, soll-
te er als Ausrüster betrachtet werden, "sich von dem vercharternde1
Reeder in jedem Fall vor ßeginn der Charter aufgeben lassen müßte,







An den wenigen Beispielen wird ersichtlicn, wie wichtig es für eind-volkseigene Seereederei ist, vor der Aufnahme von Zeitcharterge-
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Die Stellungnahme im bürgerlichen deutschen Staat fi
Die bürgerlichen deutschen Seerechtler vertraten in Übereinstimmun.zI:_
mit den Entscheidungen der Gerichte zu Beginn unseres Jahrhunderts=L
die Auffassung, daß der Tims-Charterer nicht als Ausrüster zu beh.T!deln sei und dementsprechend der Vercharterer seine Reedereigen-
schaft beibehält. Unter dem Einfluß von Prof. Hans Wüstendörfer, [I
einem der bedeutendsten bürgerlichen deutschen Seerechtler, änder—Tte sich in der Zeit vor dem 2. Weltkrieg die Meinung der Rechtsl n EIn der einschlägigen Literatur schlossen sich verscniedene Juriste-ä:
der Auffassung von Wüstendörfer an, daß der Zeitcharterer als ReedT'zu behandeln sei. Die Rechtsprechung folgte jedoch der Theorie auf ,2) Erst naI;
dem 2. Weltkrieg kam es in Westdeutschland zu zwei bedeutsamen Ent ä
scheidungen des Hanseatischen Oberlandesgerichtes, die praktisch i
eine Anerkennung des Standpunktes von Wüstendörfer bedeuteten.3) l
Der Bundesgerichtshof hat jedoch in der Revision eine andere Auf— äi
iä
diesem Gebiet im großen und ganzen in dieser Zeit nicht.
fassung vertreten und sowohl für die "Deuzeit"- als auch für die
"Baltime"-Charterparty - also für zwei der gebräuchlichsten Zeit— ’
chartervertragstypen - festgestellt, daß der Zeitcharterer nicht
V
Ausrüster im Sinne des 5 510 HGB ist.4) Neueste bürgerlicne Kommen f
tatoren des Seehandelsrechts bekräftigen diesen Standpunkt.5 . i;
äyvergl.'Riensberg, S. 2297 _ i7
2>vergl. zu dieser Entwicklung: Willner (1), S. 35 ff und RiensberfS. 2294 :
3)verg1. Wiedergabe einer dieser Entscneidungenm' "Hansa" Jg. 1955g
S.538 und Hinweise bei Riensberg, S. 2294 jä
4)vergl. Necker (2), S. 353 f und “Hanse" 1958, S. 197





T “r"ürJ-Tqam'avmnwuwwnmf . . .
- 22 _
Inwieweit diese Entwicklung der bürgerlichen deutschen Rechtslehre
und Rechtsprechung jeweils durch unterscniedliche ökonomische In—
teressen hervorgerufen wurde, soll hier nicht weiter untersucht
werden. Es sei nur darauf hingewiesen, daß die Entscheidungen des
Bundesgerichtshofes, die ohne Zweifel für die westdeutsche Recht—
sprechung zu diesen Fragen in Zukunft richtungweisend sein dürften,
nicht unwesentlich durch die Ausführungen von Riensberg zum Zeit—
charterproblem in der führenden westdeutschen Schiffahrtszeitschrift
"Hanse" 1)beeinflußt worden sein sollen.
Riensberg, der selbst Reeder ist,3)machte in seinen Ausführungen -
die übrigens durchaus überzeugend erscheinen - u.a. darauf aufmerk—
sam, welche nachteiligen Folgen eine Anerkennung des Zeitcharterers
als Ausrüster für die Konkurrenzfähigkeit westdeutscher Schiffe auf
dem internationalen Zeitchartermarkt haben könnte!
Es soll in dieser Arbeit auch nicht im einzelnen erläutert werden,
wie die unterschiedlichen Auffassungen zum Zeitcharterproblem ju—
ristisch begründet wurden. Darüber gibt die Literatur zu diesem Thema
in genügenden Maße Auskunft. Wichtig erscheint es dagegen im Folgen—
den darzulegen, welche Gesichtspunkte der durch die Grundsatzent—
scheidungen des Bundesgericntshofes gefestigten Meinung zu Grunde’ liegen, daß der Zeitcharterer nicht Ausrüster ist und demnach als
Befrachter behandelt werden muß.
Entsprechend 5 510 HGB wird die Führung des Schiffes vom Ausrüster
einem Schiffer "anvertraut". Wenn der Zeitcharterer Ausrüster wäre,
so müßten die Vereinbarungen zwischen Vercharterer und Charterer in
den üblicnen Zeitcharterverträgen ein solches "Anvertrauen" der
Achiffsführung vorsehen. Dieses Anvertrauen ist demnach eines der
kriterien des Ausrüsterbegriffs. Es wird vom Gesetzgeber als wesent—
lich dafür betrachtet, daß der Ausrüster im Verhältnis‘zu Dritten
als der Reeder angesehen wird.
qj’iensberg: Die rechtliche Natur der Zeitcharter, in "Hanse",„5. 1956 s. 2294 f1 '2 vergl. necker (2), ö. 395
Dr. jur.weinr1ch Riensberg ist Mitinhaber der Reederei Ernst Russund Aufsichtsratmitgli d bei der Hapag, z.Z. des erwähnten Artikels \war er VorSltzender des Verbandes Deutscher Reeder.
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Denn der Schiffsführer ist Stellvertreter des Reeders auf dem
Schiff, er kann demzufolge u.a. im Ausland "für den Reeder alle
Geschäfte und Recntshandlungen vornehmen, welche die Ausrüstung,
die Bemannung, die Verproviantierung und die Erhaltung des Schif—
fes sowie überhaupt die Ausführung der Reise mit sich bringen."
(HGB S 527)
Eine Überprüfung der entsPrechenden Bedingungen der gebräuchlichen
Zeitchartervertragstypen, unter denen in diesem Zusammenhang die
sogenannte "Employment—Clause"1)am bedeutsamsten ist, zeigt jedoch,
daß hierbei von einem Anvertrauen der Schiffsführung durch den
Zeitcharterer nicht die Rede sein kann. Wie der Bundesgerichtshof
feststellte, setzt das Anvertrauen der Schiffsführung voraus, "daß
der S c h i f f e r i m D i e n s t e d e s S c h i f f s v e r
w e n d e r s steht, von diesem allein abhängig, also seiner
alleinigen Befehlsgewalt unterstellt ist".2 Zwischen Kapitän und
Ausrüster müßte also ein Dienstvertragsverhältnis bestehen. Dies
ist jedoch unter den Verhältnissen des Time-Charter—Geschäftes nicht
der Fall. Durch die "Employment"-Klausel in den Time-Chartern er-
hält der Charterer nur das Recht, innerhalb eines bestimmten Inter—
essenbereiches dem-Kapitän direkt Weisungen zu erteilen, und der
Kapitän folgt diesen Weisungen des Charterers.auch nur,1neilsr von
seinem Reeder dazu beauftragtwurde.
Diese Art der Auslegung des entsprechenden Passus in 5 510 HGB bzw.
der "Employement-Klausel" wird durch die Antwort auf die Frage er-
härtet, welche Weisungen der Kapitän befolgen Würde, wenn solche
unterschiedlichen Inhalts von Charterer und Reeder ihn erreichen
sollten. "Es besteht in der Praxis kein Zweifel darüber", so führt
Riensberg aus, “daß in solchem Falle der Kapitän dem Reeder folgen
wird und muß".
Soweit die Begründung für die Ablehnung der Ausrüstereigenschaft
1)vergl. Klausel 9 der "Baltime“- und "Deuzeit"-Charter
2 vergl. Zitat der Ausführungen des Bundesgerichtshofes in:"Hansa''Nr. //8,1957‚ S. 353
3)Riensberg, S. 2294 ff
3-3?
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in bezug auf den Zeitcharterer durch die westdeutsche oberste
Gerichtsbarkeit bzw. durch die moderne bürgerliche Rechtslehre in
Westdeutschland.1) Nur am Rande sei bemerkt, daß in Westdeutsch-
land - ebenso wie früher im Deutschen Reich - kein Zweifel darüber
besteht, daß der Bare-boat-Charterer Ausrüster im Sinne des 5 510
BGB ist.
Die Stellungnahme in Großbritannien und anderen kapitalistischen
Staaten
Die britische Recntslehre und Rechtsprechung behandelt den Tims-
Charterer nicht als Reeder sondern als Befrachter. Sie scheidet
streng voneinander den Bare—boat—Charterer (Charterer by demise)
und den Tims-Charterer. Nur dem ersteren erkennt sie Reedereigen-
schaften zu. Scrutton2 und Carver3)betrachtan den Zeitcharterver—
trag ebenso wie den Reisefrabhtvertrag als eine Art des "Contract
of carriage". Bei Carver findet man folgende Kennzeichnung der
Tims-Charter durch einen englischen Richter: "Such charter is a
contract by which the use of the vessel is placed at the disposal
of the charterers, but possession remains in the owners who navigate
the vessel b y t n e i r o w n o f f i c e r s a n d. c r e w."
Das Verhältnis der Mannschaft zum Vercharterer bzw. zum Charterer
ist aoer für die britische Rechtsauffassung ebenso das Kriterium
für die Rechtsstellung der Vertragspartner beim Zeitchartervertrag
wie dies maßgebend war für die oben erwähnten Entscheidungen des
westdeutschen Bundesgerichtshofes in bezug auf die Frage nach der
Ausrüstereigenschaft des Tims—Charterers.
"The test is: Whose servants are to be in charge? -——— Where they
are the shipowner's then generally he acta as a carrier of goods
for the Charterer; while if they are to be servants of the char-
terer, the shipowner generally ceases to be a carrier, and the
contract is really one of hiring.“5
qu dem von WüstendOrfer begründeten Rechtsscheingedankan vergl.
Abschnitt 6
2)Scrutton‚ Auflage 1923, S. 4 f
3)Ca.rver, S. 223 und 252 ff




In den USA, in Italien und in den Niederlanden wird der Zeit-
charterer ebenfalls nicht als Reeder bzw. Ausrüster behandelt.1)
Die Stellungnahme in der UdSSR und in der VR Polen
In der UdSSR fand der Zeitchartervertrag seine gesetzliche Rege—
lung in den Artikeln 120 bis 123 des Gesetzbuches der Handels—
schiffahrt (KTM).2) Unter den.wenigen darin getroffenen Festle—
gen erscheint die folgende am wichtigsten:
"Die Rechtsbeziehungen der Parteien auf Grund des Vertrages,
betreffend Verfrachtung eines Schiffes auf Zeit bestimmen sich
nach ihrer Vereinbarung." (Artikel 121 KTM, 1. Satz.)
Bei den Zeitcharterverträgen zwiscnen einer sowjetischen Reederei
und einem sowjetischen Charterer richtet sich die Vertragsge-
staltung nach den "Vorschriften über die Verpachtung (Zeitcharter)
und im Betrieb der Reedereien befindlichen Schiffe", die vom Volks—
kommissariat für den Wassertransport am 29.11.1934 bestätigt wurden.
l
Bei Zeitchartergeschäften sowjetischer Organisationen auf dem
internationalen Markt findet in der Regel die Baltime-Charter An—
wendung, die durch bestimmte, vom sowjetischen Charterer geforder—
te Zusatzklauseln modifiziert wird.
Das sowjetische Seehandelsrecht unterscheidet nicht zwischen Ree—
der und Ausrüster, sondern definiert in Artikel 3 KTM nur den
Scniffsbesitzer. Dieser Begriff umfaßt sowohl den Reeder als auch
den Ausrüster des Seehandelsrecht der DDR.
Keine Aussage enthält das sowjetische Gesetzbuch der Handels-_
schiffahrt darüber, ob der "Baltime"—Charterer Dritten gegenüber
als Schiffsbesitzer anzusehen ist. In Artikel 120 KTM werden die
Parteien des Zeitchartervertrages als Verfrichter und Befrachter
bezeichnet, doch läßt dies noch keinen RückschluB auf die Rechts—
stellung dieses Befrachters Dritten gegenüber zu.
äjhierzu näheres bei Necker (2), S. 355 f, vergl. auch “Begriffs—merkmale der Demise—Charter“ in Hansn, Jg. 1962, S. 2415 f






Aus einer von sowjetischer Seiteq)vorgenommenen Auslegung der
“Baltime"—Charter geht jedoch hervor, daß der Zeitcharterer nicht
als Schiffsbesitzer betrachtet wird. Daraufhin deuten besonders
die Feststellungen, daß bei einer "Baltime"-Charter das Navigar
tionsrisiko auf den Schultern des Schiffsbesitzers liegt, und daß
bei einer Kollision des in Zeitcharter befindlichen Schiffes mit
einem anderen Schiff nicht der Befrachter sondern der Verfrachter
die Verantwortung'trägt.2
Das neue polnische Gesetzbuch der Seehandelsschiffahrt, das am
15.6.1962 in Kraft trat, beschritt dagegen einen anderen Weg.
Je nachdem, ob der Zeitcharterer das Schiff für den Transport
seiner eigenen Ladung verwendet oder mit demselben als Verfrachter
auftritt, ist die Rechtsstellung des Zeitcharterers die eines Be-
frachters oder die eines Reeders. Sobald der Zeitcharterer seiner-
seits mit dritten Befrachtern TransPortverträge abschließt, finden
die die Rechte und Pflichten des Reeders definierenden Vorschriften
auch auf seine Person Anwendung.
Aus einem Kommentar zur rechtlichen Regelung der Zeitcharter im
neuen polnischen Gesetzbuch der SeehandelsschiffahrtB)geht hervor,
daß sich die polnischen Juristen durchaus nicht einig waren in der
Beurteilung der Fragen um den Zeitchartervertrag. Offensichtlich
wurde die nunmehr vorgenommene Normierung der Rechtsstellung des
Zeitcharterers im gewissen Umfang auch durch die bereits oben er-
wähnte Lehrmeinung von Wüstendörfer beeinflußt.
Daß die von der polnischen Seehandelsgesetzgebung festgelegte
Rechtsstellung des Zeitcharterers nicht im vollen Umfang befrie-
digen kann, wird aus folgenden Bemerkungen des bereits zitierten
polnischen Kommentators ersichtlich:
"Das Gesetzbuch enthält keine Hinweise darauf,*wie ein.Kapitän
zu veriahren hat, der von Reeder und Charterer widersprechende An-
äjSamoilowitsch, s. 126 ff2>Samoilowitsch‚ s. 127 f
‚3)Lopuski, 5. 46 — 49
“fmjfl'qimhr --fir„:.— — ‚. ‘ „ M
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ordnungen erhält, die den Betrieb des Schiffes betreffen. Es
scheint unzweifelhaft zu sein, daß der Kapitän in einem solchen
Fall an die Anordnungen des'Reeders gebunden ist, aul dessen Wunsch
er den Charterer vertritt."1 '
Im übrigen soll nicht unerwähnt bleiben, daß sich.die Rechte und
Pflichten der Partner eines Zeitchartervertrages unter polnischen
decht nach den jeweiligen durch dieselben getroffenen Vereinbarun-
gen richten. Die entsprechenden Normen des neuen polnischen Gesetz-
buches hab n einen dispositiven Charakter.
Die Stellungnahme in der Deutschen Demokratischen Republik
Stellungnahmen von seiten der sozialistischen Recntslehre und
Rechtsprechung, die geeignet wären, den Charakter des Zeitcharte-
rers nach dem Recht der DDR eindeutig zu kennzeichnen, liegen bisher
nicht vor. Diese Tatsache ist unbedingt ein schwerwiegender Mangel,
da sich für die Seeverkehrswirtschaft, den Außenhandel und das
staatliche Versicherungswesen der DDR täglich Probleme aus dem
internationalen Zeitchartergeschäft ergeben können. (Es ist nichts
außergewöhnliches, daß ausländische Schiffe von den Außenhandels-
unternehmen der DDR oder von der Deutschen Seereederei "auf Zeit“
gechartert werden,und daß Zeitcharterschiffe innerhalb der Dienste
ausländischer Reedereien die Häfen der DDR anlaufen oder Güter für
die Außenhandelsunteruehmen der DDR transportieren.)
Wiemann3)äußerte sich vor Jahren dahingehend, daß die Deutsche
Seereederei als Zeitcharterer ein Ausrüster im Sinne des S 510
Abs. 1 HGB wäre.
“Das Seerecht der Deutschen Demokratischen Republik" enthält zu
ä 510 HGB den Hinweis, daß auch.derjenige “Ausrüster" ist, “der
ein Schiff in Zeitcharter nimmt".
Beide Aussagen können selbstverständlich in keiner Weise‘als ver-
IjLopuski, S. 492)vergl. "The Polish Maritime Code" in Zeitschrift "Polish MaritimeNews" Nr. 41, Januar 1962, S. 7 f








bindliche Rechtsauffassung angesehen werden. Sie lassen auch nicht
erkennen, ob sich die Verfasser mit dem Problem der decntsstellung .
des Zeitcharterers näher befaßt haben oder nur eine von verschie-
denen bürgerlichen Kommentatoren des TV. Buches des HGB vertretene
Meinung wiedergeben.
Auf Grund der bisher aufgezeigten Aspexte zum Problem der recht-
lichen Stellung des Zeitcharterers muß man-zu der Erkenntnis ge-
langen, daß es gerechtfertigt ist, den Zeitcharterer auch in der
DDR nicht als Ausrüster zu betrachten. Eine derartige Auffassung,
die sich durchaus im nahmen der geltenden gesetzlichen Bestimmun-
gen bewegt, entspricht vollkommen der dteilung einer volkseigenen
Seereederei als Zeitcharterer auf dem internationalen Markt.
Darüber hinaus würde eine solche Einstellung zum Zeitcharterproblem
ein wesentlicher Beitrag zur internationalen Vereinheitlichung des
Rechts der Handelsschirrahrt sein.
Einer volkseigenen Seereederei als Zeitcharterer die Ausrüster-
eigenschaiten im Sinne des S 510 HGB zuzuerkennen, heißt dagegen,
die Handelsschiffnhrt der DDR mit ungerechtfertigt hohen Risiken
zu belasten.
Die zivilrechtliche Verantwortlichkeit (Hartung) des Zeitchar-
terers als Verfrachter und des "auf Zeit" vercharternden xeeders
aus den im Bereich des Zeitcharterggschäftestguftretenden Ver-
trägen
1
Charakteristik der vertraglicnen Beziehungen im Bereich des Zeit-
silai‘äeauesshäiies ans sie siehsleveua ersetzende. Erablesßäellans -
Eine ieederei, die zur Vervollständigung ihres Schiffsparks
Tonnage "auf Zeit" cnartert, tritt zunächst in vertragliche Be—
ziehungen zu dem Vercharterer des schiffes. Diese Beziehungen
werden in der Regel - ebenso wie auch am Reisecnartermarkt üblich —
auf der ßu51s von Dtandardcharterverträgen vereinbart. Auf dem eu-
ropäischen Zeitchartermarkt findet der von der 'Baltic and Inter—
national Maritime Conrerence' ausgearbeitete "Baltime"—Zeitcharter-
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vertrag die breiteste Verwendung. er soll deshalb auch die Grund—
lage für die folgenden nrörterungen bilden.1)
Eine Linienreederei wird das gecharterte Schiff in einem ihrer
regelmäßigen Dienste einsetzen und tritt somit für die verschie—
denen Befrachter, die ihr Stückgut mit diesem Schiff innerhalb des
Liniendienstes transportieren lassen, als Verfrachter auf. Die ver-
traglichen Beziehungen zwischen Stücxgutbefrachter und dem Zeit—
charterer als Verfrachter werden - vorausgesetzt, daß Keine
Buchungsnete oder sonstige Unterlagen über den Vertragsabschluß
vorhanden sind — auSSChließlich durch das vom Verfrachter über die
Verschiffung ausgestellte nonnossement geregelt.
Für das bei einer Trampreederei unter Zeitcharter fahrende Schiff
wird auf dem Frachtenmarkt für komplette Schifrsladungen Beschaf—
tigung gesucht. Auch Kann eine Linienreederei zeitweilig in die
Lage versetzt werden, in der gleichen Richtung Ladung für das
"auf Zeit" gecharterte Schiff zu suchen. In SOichen Fällen Kann es
demnach zu vertraglichen BeZiehungen zwiscncn einem Zeitcharterer
als Verfrachter und einem ein ganzes Schiff charternden Befrachter
kommen. Die Basis für derartige Vertrage bilden die international
üblichen Standard—Charterparties für Befrochtungen von Einzelrei—
sen.
Handelt es sich bei dem Zeitchurterer um einen mx— bzw. J porteur,
so existieren lediglich die vertraglichen Beziehungen zwischen
diesem und der vercharternden Reederei. Auch hier dienen die üb-
lichen Zeitcharterformulare (wie z.B. "Baltime") als Vertrags—
grundlege.
Im Folgenden werden vorwiegend Fragen erörtert, die sich aus
den vertraglichen Beziehungen ergeben, wenn eine Reederei als
Zeitcharterer auftritt.
- Für den Zeitcharterer, der auf der einen Seite als Befruchter
gegenüber dem vercharternden Reeder und auf der anderen Seite als
1) 'vergl. auch Abschnitt 7.1 und Anlagen
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Verfrachter gegenüber den Stück- oder Massengutbefrachtern des von
ihm "auf Zeit" gecharterten Schiffes auftritt, ergeben sich Rechte
und Verpflichtungen aus verschiedenen Verträgen. Er muß deshalb
darauf bedacht sein, daß die von ihm mit v e r s c h i e d e n e n
Partnern eingegangenen Vereinbarungen, die letzten Endes jedoch
nur e i n e m Ziel dienen - nämlich dem Transport bestimmter
Güter - miteinander kongruieren. Vor allem gilt dies hinsichtlich
der Risiken, die er in den verscniedenen Verträgen übernimmt.
Ein an der Rentabilität seines Unternehmens interessierter Zeit-
charterer wird danach streben, daß auf seiner D'eite ein möglichst
geringer Teil des aus dem Beschiffungsgeschäft entstehenden Risikos
verbleibt. Besonders wird er versuchen, zu erreichen, daß die Haf—
tung für die beim Transport entstehenden Schäden und Verluste an
der Ladung von dem vercharternden Reeder übernommen wird. Er kann
dabei geltend machen, daß ja Schließlich dieser den eigentlichen
Transport mit dem ihm gehörigen Schiff und seiner eigenen Mann-
schaft ausführt, während der Zeitcharterer mehr oder weniger als
ein "Ladungsvermittler" auftritt. Der Zeitcharterer ist - wie be-
reits dargelegt wurde - nach der herrschenden Rechtsauffassung in
den wichtigsten Schiffahrtsländern nicht als Reeder zu behandeln;
demzufolge ist es auch nicht gerechtfertigt, ihm die dem Reederei-
geschäft eigenen Risiken aufzuerlegen._
Der Zeitcharterer hätte seine - wie noch gezeigt werden 80112)-
auf rein ökonomischen Überlegungen beruhende Absicht erreicht,1nenn
die Haftung des "auf Zeit" vercharternden‘Reeders gegenüber dem Zeit-
charterer aus dem Zeitchartervertrag im vollen Umfange der Verant-
wortlichkeit entspricht, die der Zeitcharterer als Verfrachter aus
den von ihm abgeschlossenen Seefracntverträgen übernommen hat.
fiyVergleiche hierzu auch die Diskussion über die Rechtsnaturdes Zeitchartervertraoes; u.a. bei Willner (1) und Riensberg.
Riensberg legt in überzeugender Art dar, daß der Zeitcharter-
vertrag ein Raumfrachtvertrag ist. Auch<iaraus ergibt sich, daßes ungerechtfertigt wäre, dem Zeitcharterer die Risiken einesReeders aufzubürden.
2)vergl. Abschnitt 5.3, Punkt c)
4.21
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Derartigen Bestrebungen der Leitcharterer stehen jedoch Schwierig-
keiten entgegen, die sich aus der Unterschiedlichkeit der gesetz-
lichen Bestimmungen für die einzelnen von ihm abgeschlossenen Ver-
träge ergeben. Nacnfolgend wird sowohl die Haftung des Zeitchar-
terers als Verrrachter als auch die des Vercharterers aus der
"Baltime" im einzelnen betrachtet. Dabei müssen diese Unterschiede
zu Tage treten. Möglichkeiten für ihre Überbrückung zugunsten des
Zeitcharterers sollen daran anschließend aufgezeigt werden.
Die Haftung des Zeitcnarterers als Verfrachter aus den von ihm
mit Dritten abgeschlossenen Seefrachtverträgen (Konnossement
2nd Eheraerperry). _. _' ________ .. _ _ _ _________
Allgemeine Kennzeichnung dieser Haftung
Der Inhalt der Haftungsklauseln in den Seefrachtverträgen wurde
von jeher stark von der ökonomischen Stellung der Vertragspartner
bestimmt. Je nachdem, oo der Verfrachter oder der Befrachter von
einer überlegenen ökonomischen Position aus verhandelt, wird auch
die materielle Verantwortlichkeit für eine ungenügende Ausführung
des Transportvertrages auf der einen oder anderen Seite umfang—
reicher sein. ' \
Dieses “freie Spiel der Kräfte" zeigt seine Auswirkungen besonders
unter den Aspekten der sogenannten Vertragsfreiheit. Deshalb war
es auch vor allem den Linisnreedereien möglich, seit ihrer kartell-
mäßigen Organisation in den Schiffahrtskonferenzen in der zweiten
Hälfte des 19. Jahrhunderts, den vielen kleinen unorganisierten
Stückgutbefrachtern Konnossementsklauseln aufzuzwingen, die eine
Haftung des Verrrachters für Verlust oder Beschädigung der Ladung
weitgehend ausschalteten.
Das deutsche Handenesetzbuch von 1897 sah zwar für den Ver—
frachter eine Verschuldenshaftung vor. Doch die entsprechenden
Normen trugen alle nachgiebigen Charakter, d.h.‚ die Gesetzes-
vorschriften konnten durch Parteienvereinbarungen im voraus ausge- ;
schlossen oder eingeschränkt werden. Die Verfrachter konnten sich von.
der gesetzlich vorgeschriebenen Haftung freizeichnen.
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Ein Angehen haben solche Freizeicnnunuen in den Konnossementen
wäre bis zur finderung des HGB auf Grund des Gesetzes vom 10.8.1937
nur bei Heranziehen der 55 276, II und 138, I BGB möglich gewesen.
("Die Haftung weben Vorsatzes kann dem schuldner nicht im voraus
erlassen werden." “Ein Rechtsgeschäft, das geben die guten Sitten
verstößt, ist nichtig.“)
Die Grenzen, die der Freizeichnung durch diese beiden Paragraphen
gesetzt werden sollten, waren jedoch besonders im Hinblick auf
den "üummi"-Baragraphen 136, I BGB unzuverlässig. Der Kläger, der
auf Grund dieser Bestimmung gegen eine Freizeichnungsklausel Ein-
spruch erhob, KOPUUC kaum auf erfolg rechnen.
Bei der in der Iraxis üblichen Art des Abschlusses von dtücsgut—
frichtverträgen, bei der der Befrachter die vorgedruchten Konnosse-
mentsklauseln in der Regel uneingeschränkt anzuerkennen hat, gab es
nur zwei wage, um die Freizeichnung des Verfrachters von Haftung für
Ladungsschäden von vornherein für den Befruchter erträglich zu ge-
stalten.
1. Einigung zwischen Verfrichtern und Befraehtern über die anzu—
wendenden Konnossementsklauseln.
Dazu konnte es nie kommen, da die monopolisierte Linienschiffahrt
es nicht nötig hatte, den Wünschen der Beirachter nachzukommen.
2. Schaffung gesetzlicher Bestimmungen, die den Verfrachter zwin-
gen, in einem bestimmten Umfang für die von ihm transportierten
Güter auch materiell verantwortlich zu sein.
Dieser zuletzt genannte Weg wurde zum ersten Mal im Jahre 1893 in
den USA durch den sogenannten‘Harter Act beschritten. Die Frei-
zeichnungsnlauseln in allen nonnossementen des von den USA ausge—
henden öchiffsverkehrs wurden durch dieses Gesetz in einem bestimm—
ten Umfang ungültig gemacht bzw. ihre recutliche Anwendbarkeit ein-
geschränkt.
}
Dieses Gesetzeswerk nahm sich in Europa die International Law
Association in ihren Bestrebungen zum Vorbild, eine ähnliche Rege-
lung fur den Seeverkehr a l 1 e’r Staaten zu treffen. Denn bei dem
internationalen Charakter der Seeschiffuhrt konnte nur eine für
möglichst viele schiffahrttreibende dtaaten einheitliche Lösung auf"
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_die Dauer von Erfolg begleitet sein.
Eine Regelung der Haftungsfragen auf nationaler Ebene wäre schon
aus Konkurrenzgründen von vornherein sehr problematisch gewesen.
Man denke z.B. an die Konkurrenz innerhalb der internationalen
Schiffahrtskartelle - der Konferenzen — oder an die Konkurrenz
zwischen der Reederschaft der einzelnen Staaten.
Nachdem in Übersee bereits einige Staaten den lnhalt des Harter
Act von 1893 in ihr Landesrecht aufgenommen hatten, wurden im
Jahre 1921 in Anlehnung an das gleiche Beispiel von der Inter-
national Law Association in Den Haag die sogenannten Haager Regeln
auSgearbeitet. Man bemühte sich zunächst, die europäischen Reeder
zu veranlassen, die Haager Regeln freiwillig in ihre Konnossemente
aufzunehmen. Dieser Versuch schlug jedoch fehl. Die überwiegende
Anzahl der Reeder blieb bei den althergebrachten Freizeichnungs—
klauseln.
Deshalb wurden im Jahre 1924 in Brüssel auf einer internationalen
diplomatischen Konferenz die Haager degeln zum Inhalt eines zwischen—
staatlichen Übereinkommens gemacht. In den folgenden Jahren über—
nahmen die meisten seefahrttreibenden Staaten Europas, die USA und
Japan die Haager Regeln in ihre Landesgesetzgebung und ratifizier-
ten nachfolgend auch in der überwiegenden Zahl der Fälle das
Brüsseler Übereinkommen.
Dies vollzog sich jedoch verständlicherweise unter mannigfaltigen
Widerstand der kapitalistischen Reederschaft‚ die ja mit den Haager
Regeln eine weitaus größere materielle Verantwortlichkeit auferlegt
bekam als bisher.
In Deutscnland wurde der Inhalt der Haager Regeln durch das "Gesetz
zur Änderung von Vorschriften des HGB über das Seefrachtrecht" vom .
10. 8. 1937 in das HGB eingearbeitet und die entsprechenden Formen
wurden zum zwingenden Recht erklärt (ä b62 HGB). Das Änderungsge-
setz trat am 1. 1. 1940 in Kraft. x
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Soweit also heute noch Freizeichnungsklauseln in den Konnossee
menten vorhanden sind, wird ihre rechtliche Wirksamneit dort ein—
ucschränkt, wo die zuständige Landesgesetzgebung den Haager Regeln
Gültigkeit verliehen hat.
Für den Bereich der Charterparty war man z.Z. der Entstehung der
Haa er Re eln der Auffassung, daß hier die ökonomische Stellung
der Vertragspartner au35eglichener sei als in der monopolisierten
Linienschiffahrt und deshalb der Berrachter keinen gesetzlichen
Schutz gegen die Ereizeichnungspraxis der Reeder brauche. Man war
der Meinung, daß der Befrachter ja den Haftungsausechließungsklau—
seln in den Charterverträgen nicht zuzustimmen brauche. Aus diesem
Grunde besaöen die Haager Regeln in Artikel 5, II auch ausdrücklich,
das sie keine Geltung für die Charterfiarty haben. Die entsprechenden
Landes esetzefolöten diesem Grundsatzq. Heute ist man allerdings
ziemlich übereinstimmend der Melnung, daß die diesbezüglichen Über—
legunben nicht mehr zutreffend seien.
Inzwischen ist es nämlich auch den Trampreedern gelungen, sich durch
dtandardfreizeichnungshlauseln in den Formcharterverträgen weitge-
hend von jeder Haftung zu befreien. Ein Beispiel dafür ist die in
den foluenden Ausführungen beschriebene "Responsibility—clause" der
durchaus als modern anzusehenden Gencon—Charter. Maßgeblich wurde
diese Entwicklung durch die Interessenverbände der Reeder herange-
trieben, besonders aber durch die Arbeit der Baltic and Internatio-
nal Maritime Conference.
nichti zu wissen ist bezü"lich der Bedeutung der Haaqer Regeln
im Charter escha1t auch, daß diese für das Charterkonnossement in
de1 handen des Befrachters nicht belten. wird es Jedoch vom Be—
frachter begeben, so werden die Haaber Regeln auch I‘ür dieses
Eonnossement wirksam.3
Da das Ionnossement aber das Rechtsverhältnis zwischen Verfrachter
und bmpfän"er regelt, die Chartcrparty jedoch das Rechtsverhältnis
3|
_ qjvergl. HGB s 663, IV2)ve:gl. Ilapelle (1), 3,6 f- Wüstendörfer (1), S. 266
3)ver;:‚l.. GB 3 b63 a
4‘"
‘ ‚ " wasn't}; ._ L" 32:5??sweg-umg- .__.WWfl
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zwischen Verfrachter und Befrachter, kann es vorkommen, daß der
Verfruchter dem Empfänger gegenüber im höheren Umfang haften muß
als dem Befrachter auf Urund der in der Charter vereinbarte: Frei—
zeichnungsklauseln. Gegen diese Gefahr schützt sich der Reeder
durcn die Prajudiz—Klausel: "Der Kapitän hat die Konnossemente zu
zeichnen, wie sie ihm vorgelegt_werden ohne Präjudiz für diesen
Frachtvertrag."1)Dadurch kann sich dann der Reeder beim Befrachcer
schadlos halten, wenn ihm durch die höhere Haftung aus dem Konnosse-
ment ein Nachteil entsteht.2)
Allgemein kann zu diesem Fragenkomplex gesagt werden: Die flaager
Regeln stellen zwar eine Verschlechterung der Position der Reeder
dar, indem sie diesen die Möglichkeit der Freizeichnung stark ein—
scnränken. Andererseits versuchen.sie jedoch, das Risiko des See-
verkenrs gleichmäßig auf die Vertragspartner des Frachtvcrtrages
zu verteilen. Der Grundsatz, daß die haftung nach der objektiv
gegebenen Beeinflußbarkeit des Transportprozesses durch die an die—
sem Beteiligten zu gestalten ist, wird durch die naager Regeln
befolgt, wobei die Besonderheiten des Seetransportprozesses jedoch
weitgehend BerüCksichtigung finden. Man hat also nicht einfach'das
trinzip der Verschuldenshaftung des Verrrachters, wie es auch schon
im Seehandelsrecht des HGB seit 1897 enthalten war, sanktioniert
und zur zwingenden Recntsnorm gemacht, sondern eine Freizeicnnung
des Reeders dort, wo sie berechtigt erschien, durch Gesetz ge-
billigt.
Ganz oen tritt diese Tendenz im britischen Carriage of Goods
by Sea Act von 1924 (GOGSA) zu Tage, dem Gesetz, das die Einführung‘
der Haager Regeln in das britische Recht zum Inhalt hat. Dieses Ge—
setz beseitigt für fies Konnossement nämlich nicht nur die unbilli—
gen Freizeichnungsmöglichkeiten des Reeders, sondern legt auf der
anderen Seite zu seinen Gunsten fest, daß der Verfrachter keine
Garantie für die Seetüchtigkeit zu übernehmen hat, wie dies vor dem
COGSA nach dem "Common law" der Fall war.3
1>in diesem Sinne auch Klausel 9 der Gencon-Charter?)verg1. Capelle (1), s. 60 f, Gramm s. 185 f
j)vergl. Scrutton, London 1946, S. 92 und 447
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Es ist deshalb bedauerlich, daß diese gesetzliche Regelung der Ver—
frachterhaftung, die eine gerechte Interessenverteilung zwischen
den Vertragsparteien vorsieht, nach dem HGB und der Schiffahrtsge-
setzgebung der meisten kapitalistischen Länder nicht auch auf die
Charterparty anwendbar ist.
Unter den wenigen Staaten, die eine den Haager Regeln entsprechen—
de zwingende Haftung auch für die Charterparty festgelegt haben,
befindet sich aber die Sowjetunion. Das sowjetische Gesetzbuch der
Handelsschiffahrt von 1929 (KTM) legt in Artikel 116 Abs. 3 fest,
daß die — ihrem Inhalt nach den Haager Regeln folgende - Verfrach—
terhaftung auch fur die Charterparty gilt und nicht durch anders
lautende Vereinbarungen ausgeschlossen werden darf:I
In der Sowjetunion wurde offensichtlich schon frühzeitig erkannt,
daß sich Freizeichnungsklauseln kapitalistischer Prägung nicht mit
den sozialistischen Prinzipien der zivilrechtlichen Verantwortlich—
keit vereinbaren lassen.
Solange diese Art der Haftungsregelung jedoch nur auf wenige Länder
beschränkt bleibt, sind die Verfrachter diessrLänder bei Verchar—
terung ihrer Schiffe auf dem internationalen Markt ökonomisch be—
nachteiligt, wenn sich die Haftung aus dem abgeschlossenen See—
frachtvertrag nach den strengeren Normen ihrer nationalen Gesetzge-
bung richtet. Dieser Gesichtspunkt war - wie anzunehmen ist - auch
dafür ausschlaggebend, daß im neuen polnischen Gesetzbuch der Han—
delsschiffahrt, welches am 15. Juni 1962 in Kraft trat, für die
Charterparty keine zwingende Haftungsregelung festgelegt wurde. Für
das Konnossement hingegen kann die den Haager Regeln folgende Haf—
tung des Verfrachters durch Parteienvereinbarufig nicht eingeschränkt2werden.
Zwei Hauptpflichten sind es, die dem Verfrachter hinsichtlich der
ordnungsgemäßen Beförderung und Behandlung der Ladung im Seeverkehr
obliegen:
dT’vergl. Markianos, S. 72; Freund, S. 41 f; Bergner, S.'124‚- Anmerkung 4692) Polish Maritime News Nr. 41, Januar 1962, s. s
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1. hat er für die See— und Ladungstüchtigkeit des Schiffes
Sorge zu tragen, und
2. trifft ihn die Obhutspflicht für die von ihm zum Iransport
übernbmmenen Güter.
In dieser allgemeinen Form kann dies als international anerkannt
betrachtet werden. Wie sich die Haftung des Verfrachters bei Ver—
letzung seiner Pflichten in der DDR und in Großbritannien im ein-
zelnen gestaltet, soll nachfolgend erläutert werden. Zunäcnst sind
Jedoch einige Hinweise bezüglich der dabei angewandten Methodik er—
forderlich.
Die Haftungsverhältnisse werden in den beiden folgenden Abscnnitten
dargestellt:
1. nach dem Gesetzesrecht der DDR und dem vornehmlich durch die
Rechtsprechung geformten "Common law" in Großbritannien, un
2. nach der Rechtswirklichkeit in diesen beiden Ländern.
Beide Gesichtspunkte werden sowohl im ninblick auf das Konnossement
als auch für die Charterparty abgehandelt. Für das Konnossement
sind - wie bereits gezeigt wurde - Gesetzesrecht und Rechtswirk—
lichkeit sowohl in der DDR als auch in Großbritannien identisch.
Die erläuterten Haftungsbestimmungen des HGB stellen in der DDR
im Hinblick auf die Haftung aus dem Konnossement zwingendes Recht
dar. Sie geben aber gleichzeitig auch einen Überblick über die
zwingende Konnossementshaftung des Verfrachters in Großbritannien,
da der britische«Carriage of Goods by dea Act von 1924 im wesent-
lichen den auch in das HGB eingearbeiteten Haager Regeln folgt.
Darüber hinaus sind diese Normen des HGB aber auch Gesetzesrecht
der DDR für die Haftung aus der Charterparty, sie haben in dieser
Beziehung allerdings dispdsitiven Charakter. '
In Großbritannien wird die Haftung aus der Charterparty nach dem
"Common lau" geregelt. Die entsprechenden Bestimmungen, die durch
Parteienvereinbarung übergangen werden können, sind nachfolgend
genannt. Da aber das Recht der Charterparty sowohl in Großbritan-
nien als auch in der DDR nachgiebig ist, wird die Rechtswirklich—
4.22
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keit für diese Art des Seefrachtvertrages am Beispiel der am
internationalen Frachtenmarkt weit verbreiteten "Gencon"—Charter—
party erläutert.
Die Haftung des Verfruchters für See- und Ladungstüchtigkeit
des Schiffes
Sowohl nach den Recht der DDR als auch nach englischem Recht
umfaßt der Begriff der Seetüchtigkeit
1. die Tauglichkeit des Schiffskörpers für die bevorstehende
Seereise und
2. die Reisetüchtigxeit des Schiffes.
Zu letzterer gehören nach Wüstendörferq)"die gehörige Einrich—
tung, Ausrüstung, Bevorratung mit Proviant und Treibstoff, Be-
mannung sowie sachgemäße Beladung, Stauung und Garnierung." Dem—
nach ist z.B. eine Beeinträchtigung der Stabilität des Schiffes
durch schlechte Stauung ein Mangel an Reisetüchtigkeit.2
Nach englichem Recht schließt die "seaworthiness" auch die La-
dungstüchtigkeit mit ein.3)Das deutsche Recht unterScheidet zwar
zwischen See- und Ladungstüchtigkeit, macht aber hinsicntlich der
Haftung für die diesbezüglichen verpflichtungen des Verfrachters
keine Unterschiede. Ladungstüchtig ist ein Schiff, wenn es geeig—
net ist, andere Gefahren als die der See durch geeignete Einrich—
tung des Schiffes von der Ladung abzuhalten. (Z.B. Kühlraume für
Fleisch, keine schädlichen Rücmstände von früherer Ladung). Damit
waren die Tatbestande, die unter “unseaworthiness” fallen, abge—
grenzt.
während nacn dem “Common law" den Verfrachter für Seeuntüchtigxeitwahrcnd der verschiedenen Stadien der Reise einzustehen.hat:+ haf-
tet der Uavir„chter nach dem HGB ä 559 nur für a n f ä n g l i c h e
fijwustendörfer c1), s. 22?
3%Capelle (1), S. 130
4)Carelle (1), S. 133uel der Zeitcharter allerdings auch nur fur anfängliche See—tüchtjgxeit - Carusr, S. 66 f
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3ee— und lanungstüchtigkeit. Der den Schaden verursachende
Aangel hätte also bei Beachtung der notwendigen Sorgfalt bis zum
Antritt der xeise entdeckbar sein müssen, wenn man den Verfrachter
verantwortlich halten will. Bei Später eintretender See- und Ladungs-
untücntigkeit haftet der Verir.chter aus den 55 606 und 608 HGB,
wobei er hieraus nur für p e r s ö n l i c h e s Verschulden bei
der "Führung und sonstigen Bedienung des Schiffes" einzustehen hat.
Inwieweit Klausel 2 der Gencon—Charter diesen Verpflichtungen ent—
spricht bzw. inwieweit der Verfracnter für Verletzung dieser Ver—
pflichtungen nucn der Gelcon-Charter haftet, zeigte ein Schiedsver-
fahren, dem wegen seiner grundsätzlichen Bedeutung auch in der
Literatur Aufmerksamkeit geschenkt wurde.1)Hierbei einigten sich die
Richter, die bei ihren Scnlußfolgerungen sowohl deutsches als auch
englisches Recht beachteten, am 22.7.1937 auf folgende Auslegung der
Klausel 2 der Gencon-Charter bezüglich Haftung bei See- und Ladungs-
untüchtigkeit:
In Absatz 2 der Klausel 2 zeichnet sich der Verfracnter frei von
der Haftung für Schäden aus der Seeuntüchtigkeit des Schiffes "on
loading or commencement of the voyage or at any time Whatsoever".
Diese absolute Haftungsbefreiung wird jedoch in Absatz 1 der Klau—
sel 2 insofern eingeschränkt, als es hier der Verfrachter ausdrücl-
lich übernimmt, für Schäden aus der Seeuntüchtigkeit des Schiffes
aufzukommen, wenn er oder sein Kanager es an der persönlicnen Sorg-
falt haben fehlen lassen, um das Schiff in jeder Hinsicht seetüchtig
zu machen. Die Schiedsrichter erachteten diesen Passus in Absatz 1
der Klausel 2 als hinreichend, um eine Haftung des ieeders für Schä-
den aus anfänglicher See— und Ladungsuntüchtigkeit, wie sie in ä 559,
Abs. 2 HGB festgelegt wurde, Zu begründen. Sie sehen es auch nicht
als Widerspruch an, daß in Absatz 2 eine Freizeichnung von der Haf—
tung für Seeuntüchtigkeit erfolgt, sondern ernlaren dies aus dem
Bestreben der Reeder, sich vor den Folgen der englischen Recht-
sprechung genügend zu sichern. Gemäß engliSchem "Common law" hat
der Reeder nämlich die Seetüchtigkeit des Jchiffes zu garantieren,
d. h. also nicht nur die gehörige Sorgfalt zu beachten, sondern eine
1jrergl. Hanseatische Rechts— md Gericntszeitschrift, Jg. 1937
Teil B, S. 37i ff und Capelle (1), S. 149
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strenge Gewährleistung zu übernehmen.1) Diese Garantie soll die
Freizeichnung in Absatz 2 zugunsten der Sorgfaltshaftung aus Ab—
satz 1 beseitigen.
Nach dem HGB und englischemRecht hat der Verfrachter auch für Schä-
den aus Seeuntücntigkeit einzustehen, die durch seine Leute ein—
schließlich der Schiffsbesatzung verursacht werden. Hiervon zeich-
net sich der Verfracnter jedoch in Absatz 2 der Klausel 2 eindeutig
und klar frei ("...even from the neglect or default of the Captain
or crew or some otner person employed by the owners on bord or
ashore..."). In Absatz 1 wird darüber hinaus betont, daß der Ver-
frachter nur für persönliches Verschulden oder für das seines Ma—
nagers haften will.
Das Schiedsgericht Kam zu der Auffassung, daß diese Freizeichnun-
gen sowohl unter deutschem als auch unter englischem Recht zulässig
sind.
Soweit zu der AuSlegung der Alausel 2 hinsichtlich der Haftung des
Verlrachters bei See— und Ladungsuntücntigkeit im Schiedsspruch
vom 22.7.1937. Diese Auslegung erscheint logisch, denn sie versucht,
dem ursprünglichen Parteienwillen zu folgen. Will man die Konse-
quenzen des bisher betrachteten Teils der Klausel 2 umreißen, so muß
man zunächst feststellen, welche Bedeutung der Freizeicnnung von der
Haftung für das Verschulden der dohiffsbesatzung bzw. der heute des
Verirachters in Klausel 2 zukommt.
Es ist wohl offensichtlich, daß in den meisten Fällen Mängel an der
See- oder Ladungstüchtigkeit durch die Schiffsbesatzung des Ver—
frachters hervorgerufen werden, selten durch den Verfrachter oder
seinen leitenden Angestellten persönlich. Erst durch 5 607, Abs.1
HGB, der festlegt, daß der Verfrachter ein Verschulden seiner Leute
und der Schiffsbesatzung im gleichen Umfang zu vertreten hat wie
eigenes Verschulden, erhielt die Haftung des Verfrachters für See—
und Ladungstüchtigkeit aus ä 559 HGB eine praktische Bedeutung.
Capelle2)stellt deshalb fest, das die Beschränxung der Haftung;auf
ÜTScrutton,—London 1948, 3. 9J; Carver, S. 76; Capelle (1), 5. 135 f2)Capelle (1), s.. 149 '
.x'
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den Fall des persönlichen Verschuldens des Reeders und gewisser
ihm gleichgestellter Bersonen in ihrer Wirkung meistens einer
Freizeichnung von der Haftung bei Seeuntüchtigkeit überhaupt
gleichkommt, und er fährt fort: "Hierher gehört die Bestimmung in
Gencon 2, nach welcher der Verfracnter für auf Seeuntücntigkeit
zurückzuführende Verluste, Schäden und Verzögerungen nur haftet
im Falle von 'personel want of due diligence on the part of the
owners or their managers to make the vessel in all respects sea—
worthy...'".
Daß in den wenigsten„Fällen der Verfrachter nach Klausel 2 für
Seeuntüchtigkeit zur Verantwortung gezogen werden kann, wird noch
offensichtlicher, wenn man bedenkt, wie nach deutscner und eng-
lischer Recntsauffassung die Beweislast verteilt ist. Der Befrachter
hat die Seeuntücntigkeit nachzuweisen, er hat unter Umständen sogar
zu beweisen, daß es sich um anfangliche Seeuntücntigkeit gehandelt
hat. Es ist Sache des Beirachters überzeugend darzustellen, daß ein
ursächlicher Zusammenhang zwischen dem eingetretenen Schaden und
der öeeuntüchtigkeit besteht. Der Verfracnter hat danach die Möglich-
keit, sich von der Haftung zu befreien, wenn er beweisen kann, daß
der Schaden trotz der von ihm und seinem Manager persönlich aufge-
wandten Sorgfalt eines ordentlichen Verfrachters nicht zu vermei—
den war.1
Demnach kann abschließend zu den Fragen der See- und Ladungstüchtig-
keit nach Klausel 2 festgestellt werden, daB durch die rechtlich zu—
lässige Freizeichnung für Verschulden der Schiffsbesatzung und der
Leute des Verfrachters dieser in den WenigSten Fällen für anfang—
liche See— und Ladungsuntüchtigkeit bei Abschluß einer Gencon-Charter
zu haften hat. Zu beachten ist jedoch bei Auslegung der in Frage ste-
henden Klausel, daB entsprechend dem englischen Ursprung der Gencon-.
Charter sich der Begriff “seaworthy” auf die gesamte Zeit der Reise
bezieht. Demzufolge steht eine Bescnränkung der Haftung des Reeders
auf persönliches Verschulden n a c h Antritt der Reise zwar im
Widerspruch zum "Common law“ nicht aber, wie wir gesehen haben‚2)
W7wergl. Hanseatische Rechts- und Gerichtszeitschrift, a.a.0.
2)und Capelle (1), S. 141_f .vergl. Seite 38, 5.Absatz‚ f
23
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zum Recht der DDR.
Die Haftung des Verfrachters bei Verletzung seiner Obhutspflicht
gegenüber der Ladung
Als zweite grundsätzliche Verpflichtung des Verfrachters wurde die
Obhutspflicht für das übernommene Gut bezeichnet. 5 606 HGB legt
fest, daB der Verfrachter-verpflicntet ist, “beim Einladen, Stauen,
Befördern, Behandeln und Ausladen der Güter mit der Sorgfalt eines
ordentlichen Verfrachters zu verfahren". Er haftet für alle Schäden,
die durch Verletzung dieser Verpflichtung in der Zeit von der An-
nahme bis zur Ablieferung des Gutes an diesem entstehen. Die Ver-
letzung der Sorgfaltsverpflichtung des Verfrachters bei der Ladungs-
behandlung bezeichnet man als “kommerzielles Verschulden". (Z.B.
Seife neben TabaK gestaut, Diebstahl wegen schlechter Ladungsbe-
wachung, Beschädigung des Gutes beim Stauen.) Die Haftung des Ver-
frachters für kommerzielles Verschulden ist eine Sorgfaltshaftung
mit Entlastungspflicht. D.h. der Verfrachter haftet immer nur dann,
wenn von ihm nicht die Sorgfalt eines ordentlichen Verfrachters
angewandt wurde. Dabei trifft ihn die Entlastungspflicht,- e r hat
also nachzuweisen, daß der vorliegende Schaden trotz seiner ange—
wandten Sorgfalt eingetreten iSt. Es ist zunächst nicht Sache des
Ladungsbeteiligten, den Verfrachter der dörgfaltsverletzung zu
überführen.
auch bei der Haftung des Verfrachters für Ladungsschäden aus
kommerziellem Verschulden hat der Verfrachter "ein Verschulden
seiner Leute und der Schiffsbesatzung in gleichem Umfang zu ver-
treten wie eigenes Verschulden" (ä 607, I HGB).
Durch diese Bestimmung erhält auch dieser-Bereich der Verfrachter-
haftung erst seine praktische Bedeutung. In den meisten Fällen wird
nur durch den 5 607, Abs. I HGB der Befrachter in die Lage versetzt,
_sich für den ihm entstandenen Schaden beim Verfrachter schadlos
halten zu können. ( Ladungsoffizier ordnet Art der Btauung an.
Unachtsamkeit der Mannschaft bei der Bedienung des Schiffsgeschirrs.)
Die Bedeutung dieser Verantwortlichkeit des Verfrachters für die
Handlungen der Leute und der Bohiffsbesatzung wird erst durch den
.' . _L’
— „“1. -‚“fl‘.‘‚"" am _ L". .‘ .— 31.?äry
. "w i‚_,_ll_.,____‚‘‚__‚.‚__„ ‚ ‚ w. ‚v
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Absatz 2 des 5 607 richtig hervorgehoben. Hier wird nämlich ge-_
sagt, in welchen Fällen der Verfrachter n i c h t für das Ver-
schulden seiner Leute und der Schiffsoesatzung einzutreten hat:
1. bei Schäden durch ein Verhalten bei der Führung des Schiffes,
2. bei Schäden durch ein Verhalten bei der "sonstigen Bedienung
des Schiffes",
3. bei Schäden, die durch Feuer entstanden sind.
In diesen drei Fällen hat der Verfrachter nur sein eigenes Ver-
schulden zu vertreten, und dadurch wird in den meisten Fällen
eine Haftung überhaupt ausgeschlossen.
Im Gegensatz zu dem oben erwähnten "kommerziellen Verschulden"
bezeichnet man die Sorgfaltsverletzung bei der Führung und sonsti—
gen Bedienung des schiffes als "nautisch—technisches VersdluLden".
Die Haftung für nautisch-technisches Verscnulden ist eine Ver-
schuldungshaftung. Die Beweislast trifft auch hier den Verfrachter.
Nach dem englischen "common law" haftet der Verfrachter in jedem
Fall für Verlust oder Beschädigung der Ladung, außer wenn der
Schaden durch Act of God, King's Enemies, inherent nature of the
goods oder durch Feuer (ohne persönliches Verschulden des Verfrach—
ters) entstanden ist. Allerdings gibt es auch Stimmen, die die
Haftung des Verfrachters aus dem Chartervertrag auf "due care and
diligence" beschränkt wissen wollen.1
Den Haftungsverhältnissen nach staatlichem deutschen und englischen
Recht steht die Rechtswirklichkeit gegenüber, wie sie in der vertrags-
rechtlichen Haftung aus KlauSel 2 der Gencon—Charter zum Ausdruck
kommt.' '
Zunächst zum Inhalt der Klausel in dieser Beziehung: In Absatz 1
wird gesagt, daß der Verfracnter für Verlust oder Beschädigung der
Ladung nur haften will, wenn diese durch "improper or negligent
stowage“ hervorgerufen wurden. In Absatz 2 folgt dann die Sogenann-








te relative Negligence—Klausel, und zwar in der Form, daß die
Haftung für Verlust oder Beschädigung der Ladung aus allen anderen
Ursachen abgelehnt wird "even i‘rom the neglect of default of the
Captain or crew...". Es wird also nicht wie 1n anderen Chartern
eine Reihe von Schadensursachen aufgezählt, bei deren Auftreten
der Verirachter sich von Jeglicher Haftung freizeichnet. Da diese
Art der Haltungsbeireiung offensichtlich nie allumfassend sein
kann, hat man bei der Gencon—Charter einen anderen Weg eingeschla-
gen. Man zählt die wenigen Fälle auf, bei denen der Verirachter
haften Will und legt dann Iest, daß bei allen anderen Schadensur_
sachen haftbefreiung eintritt. Deshalb kam auch Capelle zu der
Feststellung, daß die Responsibility—clause der Gencon-Charter ein
weiterer Schritt in Richtung aui eine allumfassende Haitbefreiung
des Verfrachters ist.”l Allerdings erstrecnt sich diese Haftbefrei—
ung nicht auf dessen persönliches Verschulden.
Wie weit reicht nun diese Haftung hinsichtlich der Obhutspflicnt
des Verfrachters aus Klausel 2 im einzelnen. Für kommerzielles
Verschulden will der Verfrachter haften, wenn es auf einer schlech-
ten Ladungsbenandlung beim ötauen beruht. Doch wird auch hier die
Haftung durch zwei Vorbehalte auf ein Minimum eingeschränkt:
1. Der Verfrachter will nicht für Schäden durch schlechte
Stauung haften,\uenn die ötauung durch die Beauftragten
des Befrachters oder Abladers durchgeführt wird.(Abs. 1
der Klausel 2)
2. Der Verfrachter haftet nicht für Schäden "caused by contact
with or leakage, smell or evaporation from other goods or
by the inflammable or explosive nature or insufiicient
package of other goods..."‚ selbst wenn sie durch unsachge—
mäße oder nachlässige dtauung hervorgerufen wurden.
(Abs. 3 der Vlausel 2) '
Während der Verfrachter durcn den ersten Vorbehalt die Folgen der
Vernachlässigung seiner Aufsichts- und Kontrollpflichten beim Stauen
von sich abwälzt, lehnt er mit dexu zweiten Vorbehalt die Haftung
für v e r s c h u l d e t e schlechte und fehlerhafte ötauung in
bestimmten Fällen ab (even if in fact so caused).
qjvergl. Capelle (1), S. 342 f
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Von der anfangs übernommenen Haftung für Schäden durch schlechte
Stauung bleibt also in Wirklichkeit nicht viel übrig. Dieser karg—
liche Rest an Haftung schließt allerdings die Verantwortlichkeit
für die Fehler und Nachlässigkeiten der Leute des Verfrachters und
der Schiffsbesatzung mit ein.
Für kommerzielles Verschulden seiner Leute und der Schiffsbesatzung
Jeder anderen Art haftet der Verfrachter entsprecnend der pauscha—
len Freizeichnung in Absatz 2 nicht. (Z.B. keine Haftung für Scha-
den aus mangelhafter Bewachung oder Unredlichkeit der Besatzung.)
Wichtig erscheint in diesem Zusammenhang die Erläuterung der Frage,
in welchen Fällen fehlerhafte Stauung unter Kommerzielles Verschul—
den fällt und in welchen Fällen unter See- und Ladungsuntüchtigkeit.
Fehlt es dem Schiff wegen unsachgemäßer ötauung an Stabilität, so
liegt Seeuntüchtigkeit vor; ebenso, wenn das Scniff nicht mit
ge—
nügend Einrichtungen versehen ist, die Voraussetzung für eine
ordentliche Stauung sind (cargo battens, Getreideschotten usw.).
Wird das Gut in einem Raum verstaut, der für die Aufnahme desselben
ungeeignet ist, so kann es zu Schäden aus Ladungsuntüchtigkeit
kommen. Ein kommerzielles Verschulden liegt meist in den Fallen
vor, wo es zu Beschädigung oder Verlust beim Stauvorgang selbst
kommt, oder wenn eine schädliche Einwirkung der verschiedenen
Güter
aufeinander durch die Art der Stauung erfolgt. Es sei an dieser
Stelle daran erinnert, daß der Veriruchter also für Schäden, die
durch Stauung hervorgerufen wurden, nach der Responsibility—clause
nur für persönliches Verschulden haftet, wenn "unseaworthiness"
vorliegt und in einem sehr begrenzten Rahmen für persönliches
Ver—
schulden und das Verschulden seiner Leute und der Schiffsbesatzung,
wenn es sich um kommerzielles Verschulden handelt.
In Bausch und Bogen ist durch Klausel 2 jegliche Haftung für
nautisch—technisches Verschulden der Schiffsbesatzung abgelehnt,
d.h. also, fur Schäden aus einem Verhalten bei "the navigation
or management of the ship" und für Feuerschäden. Daß der Verfruch—
- ter sich in dieser Beziehung für persönlicnes Verschulden nicht
freizeichnet, hat in der Praxis wenig zu sagen. In der überwiegen—
den Zahl der Fälle wird kommerzielles und nautisch—technisches
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Verschulden ja doch von den Leuten bzw. der Schiffsbesatzung des
Verfrachters.verursacht.
Bleibt noch zu untersuchen, ob diese weitgehenden Freizeichnun—
gen aucn gesetzlich zulässig sind. Wie schon ausgeführt, sind die
Normen des HGB für den Chartervertrag nachgiebig, der Parteien—
wille kann sich darüber hinwegsetzen (HGB ä 663, Absatz 3). Die1)Grenzen der Freizeichnung sind nicht in der Lage, diesen Parteien—
willen wesentlich einzuengen und kommen praktisch gar nicht zum2)Zuge. Blausel 2 der Gencon—Charter bzw. die relative Negligence-
clause ist nach dem Recht der DDR also voll gültig.
Das englische Recht legt zwar bei der Beurteilung der Zulässig—
keit von Freizeichnungsklauseln sehr strenge Maßstäbe an, bei
klarer und ausdrücklicher Formulierung erlaubt es jedoch die Haft—
befreiung grundsätzlich in sehr weitem Rahmen . So ist auch die
hegligence—clause nach englischem Recht bei eindeutiger Abfassung
durchaus rechtskräftig. Scrutton führt dazu aus:
"Where an exception of negligence of the shipowner's servants is
olearly expressed, full effeot-will be given to it, so that even
the most culpable recklessness on their part will not render him_liable."4) '
Gegen die Freizeichnung nach Klausel 2 der Gencon-Charter ist also
auch unter britischen Rechtsverhältnissen nichts einzuwendsn.
Uneinheitlich sind die in der Literatur vertretenen Auffassungen
über die Frage, ob nach den geltenden gesetzlichen Bestimmungen -
besonders aber nach den Haager Regeln - der Verfrachter auch für
das Laden und Stauen verantwortlich ist, wenn dieses im Auftrag des
Befrachters oder Abladers durchgeführt wird.5)Daß der Kapitän bzw.
die Mannschaft die Verpflichtung hat, die Ladungsarbeiten zu beauf-
15vergl. Seite 322 vergl. Capelle (1), s. 355; Wüstendörfer (1), s. 266; Gramm, S.1853 vergl. Carver, s. 9a ff; Scrutton, London 1948, s. 262 ff




sichtigen und der Verfrachter demzufolge bei Vernachlässigung
dieser Kontroilpflichten aus kommerziellem Verschulden zu haften f
hat, dürfte hingegen eindeutig sein.)i
1.312 haftsns des iasf-ZeiE"_vsrehsräer_nslee Eeedere
Das HGB kennt keine besonderen Vorschriften für den Zeitcharter—
vertrag. Die rechtliche Regelung eines solchen Vertrages erfolgt
deshalb in der DDR, "soweit dies seinem Charakter nach anwendbar
ist, nach gewöhnlichem Seefrachtrecht, und im übrigen und vor allem
nach den Vereinbarungen der Partner."2)
In Großbritannien ist das "Common law" auch für die Tims—Charter
maßgebend.
"It would seem that the shipowner under a time charter is, subject
to any specific proviSions in the charter, under a liability to the
charterer in respect of the loading, stowage, care, and discharge
of goods carried similar to that under an ordinary voyage Charter,
and no distinction has generally be drawn between the two types
of charterparty in that respect."3)
ä
Die folgenden Ausführungen Können sich deshalb auf eine Beschrei—
bung der Rechtswirklichheit beim Zeitchartervertrag am Beispiel
der "Baltime“-Charter beschränken, da das auf diese Charter anzu-
wendende staatliche Recht bereits im vorhergehenden Abschnitt er—
läutert wurde.
Die Haitung des Vercharterers für die See— und Ladungstüchtigxeit
des Schiffes
Entsprechend Klausel 1 der "Baltime"-Charter verpflichtet sich der
Vercharterer, das Schiff “in every way fitted for ordinary sargo
service" dem Charterer zur Verfugung zu stellen.
‘5
1)ve:gl. Capelle (1), S. 263, vergl. auch Urteil des Internationa—
len Schiedsgerichts für See— und Binnenschiffahrt, Gdynia, vom18.7.62 in Hansa Jg 1963, S. 232 _
2>Wiemann in: Autorenkollektiv, Das Zivilrecht der DDR, S. 287
3>Carver, S. 256
i
2‘ ' '- "".;‚:„._-..",“:: "-"—'‚';'.‘IV“'-?-—'M.a;:" 2.»- 2 ->-—' 'w-‘fvr‘q—
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Diese vertragliche Verpflichtung des vercharternden Reeders wird
durch die Bestimmungen der Klausel 13 erhärtet und präzisiert:
"The Owners only to be responsible --—- for loss or damage to
goods on board, if such —-—- loss has been caused by want of due
diligence on the part cf the Owners or their Manager in making
the vessel seaworthy and fitted for the voyage -—-—."
Angesichts dieser Vertragsklauseln kommt Willner1)zu dem Bchluß,
daß der Vercharterer damit "ein großes Risiko" trägt.
Dem Kann man nicht beipflichten, da durch die Beschrankung der
Haftung auf das persönliche Verschulden des Reeders bzw. von
dessen leitenden Angestellten ("on the part of the Owners or
their Manager"), das Risiko für denselben außerordentlich einge—
schränkt wird. Wie bereits in Abschnitt 4.22 festgestellt wurde,
kommt eine derartige Haftungseinschränkung einer absoluten Erei-
zeichnung in vieler Beziehung sehr nahe.
Nach der ”Baltime"-Charter wird demnach der Vercharterer bei
Verlust oder Beschädigung der Ladung infolge anfänglicher See—
und Ladungsuntüchtigkeit des Schiffes nur in den seltensten
Fällen zur Verantwortung gezogen werden können.
Die Haftung des Vercharterers bei Verletzung seiner Obhutspflicht
gegenüber der Ladung
Die ausschlaggebenden Bestimmungen über die Haftung des Verchar—
terers bei "kommerziellem" und "nautisch—technischem" Verschulden
befinden sich in Klausel 9 und 13 der "Baltime"-Charter. Durch
diese beiden Klauseln lehnt der "auf Zeit" vercharternde Reeder
jegliche Haftung sowohl für "kommerzielles" als auch für "nau-
tisch—technisches" Verschulden ab. Er haftet also weder für sein
persönliches Verschulden noch für das seiner Leute einschließlich
der Besatzung. Der entsprechende Passus in Klausel 9 lautet:
"The charterers to indemnify the Owners against all consequences
cr liabilities arising from the Master, Officers or Agents signing
‚I |1 ° .‘aäwillner (1), b. 56Bei der Zeitcharter bezieht sich der Begriff “seaworthiness” auchnach britischer Recntsauffassung nur auf a n f ä n g l i c h eSee— und Ladungstüchtigkeit. Vergl. Carver, ö. 86 f
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Bills of Lading or other documents or otherwise complying with
euch orders, as well as from any irregularity in the Vessel's
papers or for overcarrying goods. The Owners not to be respon-
sible for shortage, mixture, merke, nor for number of pieces
or pacKages, nor for damage to or claims on cargo caused by
bad stowage or otherwise.“
Der erste Absatz der Klausel 13,die die Bezeichnung "Responsibi-
lity and Exemption“ trägt, hat folgenden Wortlaut:
“The Owners only to be responsible for delay in delivery of the
Vessel or for delay during the currency of tne Charter and for
loss or damage to goods onboard, if euch delay or loss has been
caused by want of due diligence on the part of the aers or
their Manager in. making the Vessel seamorthy and fitted for the
voyage or any other personal act or omission or default of the
Owners or their Manager. The Owners not to be responsible in any
other case nor for damage or delay whatsoever and howsoever caused
even if caused by the neglect or default of their servants. The
Owners not to be liable for loss or damage arising or resulting
from strikes, lock-outs or stoppage or restraint of labour
(including the Master, Officers or Crew) Whether partial or
general."
Auch der Teil der nlausel 3, der besagt, daß der Reeder das Schiff
Während der Reise "in a thoroughly efficient state in hull and
machinery“ zu halten hat, Kann gegenüber der weitgehenden Frei—
zeichnung in den Klauseln 9 und 13 keinesfalls auch nur teilweise
(etwa bei nach Beginn der Reise eintretender See— oder Ladungs—
untüchtigkeit) eine Haftung des Vercharterers bei nautisch-tech-
nisohem Verschulden begründen. Dusendschön betont: "Aus dieser
Vorschrift darf nicht geschlossen werden, daß die Reederei eine
Garantie für ununterbrochene Fortdauer der Seetüchtigkeit über-
nimmt, sondern es soll durch diese Klausel nur gesagt werden, daß
die Reederei_ während der Vertragsdauer alle zur Wiederherstellung
der Seetüchtigkeit erforderlichen Reparaturen auszuführen hat."1)
Auch Willner kommt nach eingehender Würdigung der Klauseln 9 und
33 zu der Auffassung, daß der Charterer "das Risiko für Ladungs-
"Yveegl. Dusends‘chön, s. 32
' ' . " "5”"? ‘t'.v.:-4f=*_:'-"'git=mnv:-rwv ’mr-WHPWTm-j {_
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schäden jeglicher Art ohne Rücksicht auf die Entstehungsursache"
trägt, "sogar ————— ohne daß es auf die Art des Verschuldens an-
kommt, das also, wie sich aus der Formulierung
'the Owners not to be responsible ——-- for damage -——— w h a t s o —
e v e r a n d h o w s o e v e r c a u s e d even ——-- by the
neglect or default of their servants'
ergibt, nautiscnes und Kommerzielles seinakann, es sei denn, daß
die Ladungsschaden durch Sorgfaltsverletzungen bei Herstellung
der See— und Ladungstüchtigkeit des Schiffes entstehen."1) r’
Die "Baltime"—Charter enthält also eine absolute Freizeichnung
von der Haftung des Vercharterers für die Obhutspflicht gegenüber
der Ladung. Seine Bestatigung fand diese Erkenntnis in dem unlängst
vor einem norwegischen Schiedsgericht verhandelten Fall des
MS "Granville", wo die Richter u.a. folgende Aussage trafen:
"The provisions in the Charterparty which in this respect play
the leading röle, are precisely Clauses 9 and 13, which transfer
practically the whole responsibility for the cargo t0 the Time
Charterers."2
9&5. Eei_m_ZsiEcaart2r2r_Vsräleiäeadä 31.8292
Vergleicht man die Srgebnisse der Betrachtungen in den vorange—
gangenen Abschnitten, so ist unschwer zu ernennen, daß der weitaus
überwiegende Teil des Haftungsrisikos des Zeitcharterers, das für
diesen in seiner Eigenschaft als Verfrachter entsteht, auch bei
ihm verbleibt. Die Klauseln der “Baltime” geben dem Zeitcharterer
keine Möglichkeit, dieses Risiko_auf den Veroharterer zu übertra-
gen.
Das bereits erwähnte norwegische Schiedsgericnt kam deshalb nach'
eingehender Untersuchung der Haftung des Vercharteres aus Klausel
9 und 13 der "Baltime" zu folgender Feststellung, die diese Auf—
fassung bestätigt:
"By the above provisions (gemeint sind Klausel 9 und 13, W.F.),
1)Willner (1), s. 7?2 Bimco, "Monthly Circular", Oktober 1961 (wr. 197), s. 911e
vgrg}.
auch Besprecnung dieses Falls in "Fairplay", Nr. 4098,1 62 s. 40
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the Owners are exempt from all liability for loss of or damage
to cargo not caused by their own default (Owner's privity).
If tne Time Charterer has sublet the vessel and has nad to pay
compensation for damage to cargo, because of want of due diligence
on the part of the crew, for.example, in maring the ship seawortny
at departure, he will not be entitled to claim a refund from the
Owners unless privity can be shown.
Conversely if tne Owners have had to indemnify the holders of
rights in cargo —--, the established opinion as shown by practice
is that the Owners by virtue of Clauses 9 and 13 have a right to
reclaim the indemnity amounts Irom the Time Charterers, --."1
In dieser absoluten Form tritt das Problem bei jeder Haftung des
Zeitcharterers als Verfrachter aus einem Konnossement auf, da sich
hier seine Verantwortung gegenüber den Ladungsbeteiligten2 nach den
zwingenden Vorschriften auf Grundlage der Haager Regeln gestaltet.
Vor allem hat demnach der Zeitcharterer im Liniengeschäft der See—
schiffahrt keine Möglichkeit, sich für die strenge Haftung aus den
Konnossementen bei seinem "Baltime"—Vertragspartner schadlos zu
halten.
Schließt der Zeitcharterer seinerseits dagegen mit Dritten Reise-
chartervertrage ab, so kann er sich — wie am Beispiel der "Gencon"-
Charter dargestellt wurde — weitgehend von der Haftung gegenüber
nur. .vr:
«1-.
dem Befrachter befreien. In solchen Fällen ist fur den Zeitcharterer g;
die Nichthaftung des Vercharterers aus der "Baltime" also weniger
gefährlich.
'
Möglichkeiten für die Verbesserung der Haftungslage des Zeit-
charterers
‘
Auf Grund der bisher gewonnenen Erkenntnisse gilt es nunmehr nach
Wegen zu suchen, die zu einer Verbesserung der Haftungslage des
Zeitcharterers führen. '1'
1)Norwegian Arbitration Award in: Bimco, "Monthly Circular“,Oktober 1961 (Nr. 197), o. 9116 _
2)das sind: Befrachter, Ablader und Empfänger bzw. Konnosse-mentsinhaber
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Bs muß vor allem eine Möglichkeit gefunden werden, wonach der Ver—
charterer dann zu haften hat, wenn durch Verschulden der Mannschaft
des Zeitcharterschiffes Verlust oder Beschädigung an der Ladung ein-
tritt. Die Haftung des Vercharterers sollte sich billigerweise in
dem Rahmen bewegen, der auch für die materielle Verantwortlichkeit
maßgebend wäre, wenn er selbst unmittelbar Verfrachter aus einem
Linienkonnossement wäre. de kann nicht die absicht sein, den
"auf Zeit“ vercharternden Reeder eine höhere Haftung aufzubürden,
als dies z.B. international in der Linienschiffahrt üblich ist.
Andererseits ist es nicht zu rechtfertigen, daB der Vercharterer
nicht regreßpflichtig wird, wenn Scnäden an der Ladung eintreten,
weil durch Fehler der Besatzung das Soniff nicht seetüchtig ist
(z.B.defekte Ventile) oder die Obhutspflicht gegenüber der Ladung
vernachlässigt wird (z.B. Kapitän läBt in fremden Häfen die Ladung
nicht bewachen).
Da — wie oben bereits ausgeführt wurde — die Beager Regeln eine
international anerkannte und - im Sinne eines Interessenausglei—
ches — gerechte Lösung des Haftungsprobleme im Seeverkehr dar-
stellen, sollte versucht werden, auch den “auf Zeit" verchartern—
den Reeder eine den Haager Regeln adäquate materielle Verantwortung
aufzuerlegen.
1212 Essaaoanä-Iäleueel in_d2r_01.last2r2a2ti
Zunächst einige grundsätzliche Bemerkungen zur Möglichkeit der
Vereinbarung der Haager Regeln in der Charterparty. Um den Nach-
teil des Gesetzes auszugleichen und die Anwendung der Haager Re—
geln auch für die Charterparty zu erwirken, machen die Vertrags-
parteien oft von ihrem Recht der freien Parteienvereinbarung Ge-
brauch und nehmen in die Charter eine Klausel auf, die die Gültig-
keit der Haager Regeln ausdrücklich festlegt. Diese Klauseln nennt
man Paramount-Klauseln.
l
Zu Ihrer Charakteristik sei das folgende treffende Zitat aus
Reederkreisen angeführt:
"Ganz allgemein gesprochen, die Reeder würden stets vorziehen,
daß die absolute Garantie der Beetüchtigkeit, die in vielen
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Charterparties enthalten ist, durch eine Bedingung ersetzt wird,
die die Verpflichtung des Reeders in der Richtung begrenzt, daß
er Jede Vorsicht beachten muß, um gehorige Sorgfalt walten zu
lassen, das Schiff seetüchtig zu machen. Die Befrachter ... würden
außerordentlich gern einen ähnlichen Schutz erhalten wie er den
Empfängern durch ein Konnossement zugestanden wird, auf welches
die Haager Regeln Anwendung finden. So oft als die ßefrachtungs-
verhandlungen es unvermeidlich machen, solche Forderungen zu er-
füllen, könnten diese Absichten natürlich leicht erreicht werden
durch Formulierung einer entsprechenden Klausel in der Charterparty
in präziser und glatter Sprache. Die Aufnahme einer Paramount-
Klausel in die Charterparty selbst, die die Haager Regeln darin
aufnimmt, ist augenscheinlich als die leichteste praatische Lösung
angesehen worden. Es hat dementsprechend keinen Zweck zu leugnen,
daß die Aufnahme einer Paramount-Klausel in Frachtvertrage zu einer
mehr oder weniger anerkannten Tatsache geworden ist, und es ist
momentan ein unrealistischer Traum zu hoffen, daß diese Praxis
definitiv zu einem Ende gebracht werden könnte und durch ange—
messenere Vertragsbedingungen ersetzt werden könnte."1)
Diese Paramount-Klauseln in den Charterverträgen sind jedoch hin-
sichtlich ihrer recntlichen Bedeutung aus folgenden Gründen oftmals
umstritten gewesen:
1. Die Art der Abfassung dieser alauseln läßt oft Zweifel über
ihren Geltungsbereich aufkommen.
2. Da der Inhalt der Haager Regeln für das Konnossement abgefaßt
wurde, ergeben sich oft Auslegungsschwierigkeiten bei der An-
wendung der Haager Regeln auf die Charterverhaltnisse.
Die Art der Abfassung dieser Klausel geht vielmals auf die ur-
sprüngliche Bedeutung einer solchen Vertragsbedingung zurück. In
einigen Gesetzen, die die Haager Regeln zum Inhalt haben, ist
festgelegt, daß in den Konnossementen, die unter dieses Gesetz
fallen, eine.ausdrückliche Klausel, die auf die Gültigkeit des
Gesetzes hinweist, aufgenommen werden muß.2
1JfreieÜbersetzung aus Bimco, "Monthly-Circular", Februar 1960,‘
So z.B. im britischen und amerikanischen COCöA, vergl. Scrutton,' London 1948, S. 448; Carver, S. 1060, dazu auch ausführlich
Markianos, S. 99 f
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Diese Konnossementsklauseln werden vielfach in unveränderter
Form in den Charterverträgen vereinbart und erschweren dadurch ihre
Auslegung. Sie beginnen meist mit den Norten "in this Bill of Lap
ding..." und lassen unter Umständen Zweifel darüber aufkommen, ob
die rarteien diese Klausel überhaupt auf die Charter angewandt
wissen wollen. Andererseits sind auch spezielle Paramount-Klauseln
für Reisecharterverträge-entwickelt worden, die unzweideutig fest-
legen, daß die Haager Regeln ouer eines der ihnen entsprechenden
handesgesetze die Haftung aus dem Chartervertrag regeln sollen.
Die "Chamber_of Shipping Voyage Charter Clause faramount 1958",
die zwischen der Britiscnen Schiffahrtskammer und den Vertretern
der englischen Versicherungswirtschaft abgesprochenwnurde, hat
z.B. folgenden Wortlaut:
"Agreed between the Chamber of Shipping of the United Kingdom
and Institute of London Underwriters, Lloyd's Underwriters'
Association and the Liverpool Underwriters' Association.
Notwithstanding anything herein contained no absolute warranty
of seaworthiness is given or shall be implied in this Charter—
party and it lS expressly agreed tnat the'bwners shall have the
benefit of the "Rights and Immunities" in favour of the carrier
or snip and shall assume the "Respon51bilities and Liabilities"
contained in the Enactment in the oountry of shipment giv1ng
effect to the rules set out in the International Convention for
the Unification of certain rules relating to Bills of Ladingä
dated ßrussels the 25th August, 19a4 (the "Hague Rules"). If
no such enactment is in force in the country of snipment the
terns oI Articles IiI and IV shall apply. Notwithstanding the
provisions of Artiole IV, rule p, the ohipowner's liability
{whether contested or not) in respect of any such claim shall
be limited to b 2UO oterling lawful money of the United Kingdom
per packago or unit o: cargo (unless the natura and value of
such cargo have been declared by the Shipper before loading and
inserted in the Bill of Lading) notwithstanding tnat some other
monetary limit lS iaid down by the legislation to which the
oontract of carriage is subject.
If any provision of this Charterparty shall be repugnant t0 the
said iules to any extent, such provision shall be void t0 that
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extent, but nor further. Any Bill of Lading issued pursuant
to this Charterpartjr shall contain a clause paramount incorpo—
rating tbaHague Rules whether they are compulsorily applicable
or not."
Doch auch solche Klauseln können die Tatsache nicht beseitigen,
daß die Haager Kegeln oder der COGSA auf die speziellen Belange
des Stückgutfrachtvertrages zugeschnitten sind. Die ganze sich
daraus ergebende Problematik wurde durch den "Saxonstar"—Fall
in den letzten Jahren viel diskutiert,1)und es zeigte ich sehr
deutlich, daß die Aufnahme der Paramount—Klausel in Charterver-
träge nur als hotlösung angesehen werden kann. Diese wird aber
solange unumganglich sein, wie sorgfaltig ausgearbeitete Charter-
klauseln die Haftungsfragen nicht befriedigend lösen bzw. solange
eine zwingende gesetzliche Regelung für die Haftung aus dem Fracht-
vertrag in den meisten Ländern fehlt.
In der Regel wird die Aufnahme einer Paramount—Klausel in die
Charter vom Befrachter verlangt. Bei bestimmten Chartertypen bringt
diese Klausel jedoch auch dem Verfrachter Vorteile, indem die stren-
ge Garantiehaftung des Verfrachters für die Seetüchtigkeit des
Schiffes nach dem “Common law" durch die wesentlich mildere Sorg-faltshaftung abgelöst wird.2
Zusammenfassend kann gesagt werden, dsß die-Vereinbarung der
Haager Regeln im Chartervertrag rechtlich zulässig ist. Die Haager
Regeln oder die ihr entsprechenden Landesgesetze stellen dann nach
Aufnahme in die Charter nicht Gesetzesrecht, sondern Vertragsrechto
dar.3)Die Grundsatzentscheidung des House of Lords im Falle “Saxon-
star" hat diese Auffassung erneut bekräftigt.
1)Necker (1), s. 1810 ff; vergl. auch Hanse, Jg 1957, s. 1661
und Jg. 1958, S. 624 f; Bimco, "Monthly-Circular", s‘ebruar 1960,
(Nr. 187) und April 1960 (Nr. 188); vergl. auch Fall des D. "EdwardRutledge“ in Hanse 1954/7, S. 3192 vergl. Fischer (2), S. 23 f
vergl. Capelle (1), S. 56 u. 57; Scrutton, London 1945, S. 442Fußnote g; Carver S. 19
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5.2 Qig faramount-glgusel in_d9r_Time—Charterparty1)
Es fragt sich nun, ob es rechtlich möglich ist, die Haager degeln
mit Hilfe einer entsprechenden Paramount-Klausel auch auf die
Haftung des Veroharterers aus einem Zeitchartervertrag anzuwenden.
Im Hinblick auf das Fehlen entsprechender anderslautender zwingen-
der Gesetzesvorschriften muß diese Frage sowohl für den Geltungs-
bereich des Rechts der DDR als auch für denjenigen aller übrigen
Staaten, die im Seehandel das Prinzip der Vertragsfreiheit befol—
gen, bejaht werden.
Daß die Paramount-Klausel auch für den Zeitchartervertrag keine
Ideallösung darstellt, ist begreiflich, Ebenso, wie bereits für
die Reisecharterparty festgestellt, müssen sich Schwierigkeiten
daraus ergeben, daß ein für den Stückgutfrachtvertrag aufgestell—
tes Gesetz nunmehr auf einen anders gearteten Vertrag angewendet
werden soll.
Die Möglichkeit der rechtlich wirksamen Vereinbarung der Haager
Regeln in einer Zeitcharter, hat das bereits erwähnte norwegische
Schiedsgericht im Fall M.S. "Granville" ausdrücklich festgestellt.
Das Gericht erklärte, daß die Haager Regeln im Falle ihrer Verein—
barung in einer Time-Charter die Basis für die endgültige Verteilung
des Haftungsrisikos zwischen Zeitcharterer und Vercharterer gegen-
über einem Dritten bilden würden:
"But the Rules could also conceivably be applied to ordinary
time chartering, when the time charterer sublets the vessel and the
cargo thus belongs to a third party. The Rules would in that case
determine the final distribution, between Owner und Time Char—
terer, of the liability for cargo in respect of the third party:
If the Time Charterer has had to indemnify the cargo aers on
the ba31s of a Bill of Lading regulated by the Hague Rules, ne
would normally haue the right to reclaim the full indemnity psy-
ment from the Owner."
Ijvergl. Abschnitt 7. 21
2)Bimco, "Monthly-Circular", Oktober 1961 CNr. 197), S. 9118
W5"3315:7137 r-an ‘-'-“."‘“—‘“ "1-77 _ ‚.- -‘ '4’ n o . '
5.3
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Nur am Rande sei erwähnt, daß die Haager Regeln selbstverständ-
lich auch dann in einer Time—Charter vereinbart werden können,
wenn der Charterer (z. B. eine Ex- oder Importfirma) nicht Dritten
gegenüber als Verfracnter auftritt, sondern sein eigenes Gut mit
dem "aui‘ Zeit" gecharterten Schi1‘1‘ tranSportie1en läßt.
Beider ‚Vere.nbarung
von Paramount—Klauseln in Zeitcharuern zu
————.—— —fl—————n—————-————_—_-___‚_
a) Wie der bereits mehrmals zitierte Fall des M.S. "Gr.nville"
gezeigt hat, ist es besonders bei der Zeitcharter wicnt15,
eine Paramount—Klausel zu vereinbaren, die den ausdrüCr11Cuen
Willen der Parteien zur Anwendung der naager Regeln zum Aus-
druck bringt.2
Um das der “Baltime” zu Grunde liegende ausgeprägte und für
diesen Zeitchartertyp geradezu charakteristische Haftungs-
system, das international benannt ist, auszuschalten und den
Haager Regeln Gültigkeit zu verschaffen, genügt es z. ß. nicht,
lediglich eine vorgedrucmte Paramount—hlausel in den "‘lip"
der Charter einzufügen, insbesondere, wenn die nlauseln 9
und 13 nicht gestrichen wurden.
Der allgemeine Auslegungsgrundsatz, daß der Churterparty hin—
zugefügte nlausein, die im Gegensatz zum gedrucmten standard—
text des Vertrages stehen, stärker zu bewerten sind als letzte—
re, kam deshalb 1m Falle des M. S. "Grunville“ auch nicnt zum
Zuge, da das Gericht der 1u1fas.sung war, daß die I11teien die
vorgedruckte Zusatzklausel mehr gewohnheitsmahig, mechanisch
und ohne sich über deren „uswirkung Klarheit verscnalft zu haben
der Charter angefügt hatten. Die Ricnter erklärten:
“The principle according to which additional provisions to a
printed contract form normally override the form's clauses,
applies primarily to specirically formulated und presumaoly
well considered additional provisions wuicn con naturaliy oe
understood as correctives to
the standurd text. " 3
—___..—
1) Bimco, "„10nthly——Circu1a1" , OktobeL 19b1, (hr. 197), ö. 9115
2)vergl hierzu Abscxniüt 7. 21 und ‘Fische1 (2), S. 20 ff
Bimco, "HOuthly—Circular", Ortober 1901, (mr. 197), u. U119
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b) Es ist zu beachten, daß die rechtlichen Folgen einer Paramount;
Klausel im gewissen Sinne auch davon modifiziert werden, ob man
die Haager Regeln in der Fassung der Brüsseler Konvention von
1924 oder die entsprechende Regelung in den jeweiligen Landes-
gesetzen (z.B. COGSA, Gesetz zur Änderung des HGB v. 10.8.37)
vereinbart. Die deutsche Fassung der Haager Regeln weicht z.B.
in einigen Punkten von der Brüsseler Konvention zugunsten des
Verfrachters ab. Doch kann hierauf in diesem Rahmen nicht näher
eingegangen werden.
.
c) Bei Vereinbarung einer Paramount-Klausel im Zeitchartervertrag
ist stets daran zu denken, daß die Haftung ein ökonomischer
Faktor ist, der sich unmittelbar auI die Kosten des Haftanden
auswirkt. Die Kosten beeinflussen ihrerseits aber wiederum die
Frachtrate.
Verchartert ein Reeder sein Schiff auf Basis "clear Baltime" -
in diesem Zusammenhang heißt das ohne Veränderung der vorge-
druCKten Haftungsbestimmungen in Klausel 9 und 13 -, so erhält
er von seiner Versicherungsgesellschaft (in England: Protecting
& Indemnity Club) einen Rabatt auf die üblicherweise zu zahlen—
de Versicherungsprämie. Andererseits muß aber der Zeitcharterer
auf Grund des außergewöhnlich hohen Risikos, das er bei einer
"clear Baltime" eingeht, auch eine außergewöhnlich hohe-Prämie
an seinen Versicnerer‚entrichten.1) Was der Vercharterer er-
stattet Dekommt, muß also der Charterer praktisch mehr zahlen —
eine durchaus gesetzmäßige ökonomische Reaktion, die durch das
Wertgesetz ausgelöst wird;
Diese Zusammenhänge veranlaßten Scrutton zu der Feststellung
"the decreased liabilities engble the shipowner to carry ata lower rat of ireignt -——-" ‘
Andererseits müßte demnach die Vereinbarung einer Paramount-
Klausel in der "Baltime" eine Erhöhung der Frachtrate zur
Folge haben.
A
1)Vergl. Bimco. "Monthly-Circular", Oktober 1961 (Nr. 197), ö. 9118und .Iebruar 1960 (Nr. 187), S. 8209; Fischer (2),S .
2)‘ocrutton, London 1948, S. 439
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Im Einzelfall ist ein derart unmittelbarer Zusammenhang Haftung —
Frachtrate auch durchaus möglich, die Praxis des Chartergeschaftes
beweist das. Beachtet der Zeitcharterer dies nicht, so kann es bei
Abschluß auf "clear Baltime" vorkommen, daß der Vercharterer den
Rabatt auf seinem Gewinnkonto verbucht‚ohne
denselben über die
Frachtrate dem Charterer zu vergüten. Bei letzterem erscheint dann
der Zuschlag auf die übliche Prämie, den er an s e i n e Versiche-
rungsgesellschaft zu zahlen hat, als zusätzlicher Kostenpunkt in
d
der Aufwandsrechnung. Das finanzielle Ergebnis eines solchen Zeit—
charterers wird die Nichtbeachtung dieser Faktoren Widerspiegeln.
Allgemein muß man zu dem Zusammenhang Frachtrate — Haftungsbedin—
gungen sagen, daß die Art der Reaktion des Preises auf eine kosten-
bedingte Charterklausel je nach der Marktlage unterschiedlich sein
wird. Zur Zeit einer "Baisse" auf dem Frachtenmarkt, wird es dem
Charterer natürlich am ehesten gelingen, eine ParamounteKlausel in
die Charterparty für den Transport einer bestimmten Warenart auf
einer bestimmten delation einzuführen.
wach geraumer Zeit spielen_sich die Raten - nach einer eventuell
vorübergehend eintretenden wrhohung — wieder auf das vorherige
Niveau ein. Der Vercharterer ist auf brund der Marktsituation
nicht in der Lage, seine durch eine höhere Versicherungspramie ge—
stiegenen kosten über einen längeren Zeitraum hinweg auf den Char-
terer abzuwälzen. r
-Auch die ökonomische Position des einzelnen Charterers auf dem
Markt und die Frage in welchem Umfang eine bestimmte Klausel in
Schiffahrtekreisen bereits eingeführt ist, spielen dabei eine
nicht zu unterschätzende Rolle. Man kann demnach auch nicht genej
rell sagen, daß die Vereinbarung einer Paramount-hlausel in einer
"Baltime"-Charter durch eine Erhöhung der Frachtrate begleitet
wird. Sollte dies jedoch in einem konkreten Fall zutreffen, so ist
ernsthaft zu bezweifeln, ob die im voraus schwer zu kalkulierenden
ökonomischen Folgen eines erhöhten Risikos für den Zeitcharterer
bei Verzicht auf die Psramount-Klausel durch eine etwas günstigere
Frachtrate„wieder ausgeglichen werden können. Dies gilt besonders
im Hinblick auf den Transport von wertvollen dtückgutladungen mit
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Zeitchurterschiffen im Linienverkehr.
Natürlich kann der Charterer das erhöhte Risiko bei seiner Versiche-
rung abdecken. Dann muß die Kalkulation entscheiden, ob die Ein—
sparung bei der Frucht nicht durch die Erhöhung der Versicherungs—
prumie kompensiert wird bzw. weiches der für.den Chartercr finan—
ziell günstigste Modus ist: Verzicht oder Vereinbarung einer Tara-
mount—Klausel. ‚
Auf die Rolle der Huftungsklauseln als Marktfaktor weist auch eine
vor geraumer Zeit verofientlichte Mitteilung eines britiscnen
P. & I. Club hin, in der - wie man sagt - daran erinnert wird,
"daß die anerkannten dtandard—Kontrakte unverändert angewendet wer-
den und dah die Marktschwankunuen nur in den Frachtraten und nicht
in den Haftungsbedingungen zum Ausdruck kommen sollten.“I
’Anlaß zu dieser "Erinnerung" waren übrigens die Erfolge der staat-
lichen Charterorganisation der VR China bei der Abänderung der
i
Haftun sklauseln der "Beltime"—und “Gencon"- Charter! Um volks—
wirtschaftliche Verluste zu vermeiden, wurde dort darauf geachtet,
daß der Vorteil einer günstigen Frachtrate nicht durch eine Acha—
densersatzpflicht kurze Zeit später wieder verloren geht; man sicher-
te sich nach allen Jeiten.
In der DDR kommt 5euenwärt g die Wirkung solcher Marktfaktoren
oftmals nicht zur Geltung. Dies geschieht besonders deshalb, weil
hier die Möglichkeiten, die Versicherungsprämie als ökonomischen
Hebel zu benutzen, nicht im vollen Umfang ausgenutzt werden. Die
volkseigene Versicherungsgesellschaft sollte ihre Preise entsprechend
der Art der vereinbarten Haftungsrluuseln differenzieren, um die Ver-
sicherungsnehmer stärker an der Vereinbarung von volkswirtschaftlich
günstigen Haftungsbedingungen zu interessieren.
1)Internationule Transport—Zeitschrift, 1962/41, S. 3329
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Der Ersatzumfang bei der Haftung des Zeitcharterers als Ver:
frachter und die Demise-Klausel
Die 55 658 und 659 HGB regeln den Ersatzumfang des Verfrnchters
bei Verlust, teilweisen Verlust oder Beschädigung des Gutes.
Danach hat der Verfrucnter dem Geschädigten nicht das volle In-
teresse zu ersetzen, sondern nur den gemeinen Handelswert oder
gemeinen wert des Gutes am Bestimmungsort. Da diese Normen nach—
giebig gegenüber anderslautenden vertraglichen Vereinbarungen sind,
wurde bei Einarbeitung der Haager Regeln in das HGB auch der von
der Brüsseler Konvention festgelegte Haftunushöchstbetrag mit
übernommen. Nach 5 660 HGB haftet der Verfrachter — und zwar
zwingend (5 662 HGB) - für jede Packung oder Einheit bis zu einem
Höchstbetrag von DM 1 250,-—, vorausgesetzt, daß nicht der Ableder
einen anderen Wert in das Konnossement eintragen ließ.
In den Fällen, wo der Verfrachter gleichzeitig Reeder oder Aus—
rüster ist, erfährt seine Haitung eine weitere wesentliche Ein-
schränkung: für das Verschulden der Schiffsbesatzung haftet der
Reeder- bzw. Ausrüster-Verfrachter entsprechend ä 486 HGB nur mit
Schiff und Fracht bzw. — da eine ZwangsvollstrecLung in sozialisti-
sches Eigentum nicht möglich ist - in der Höhe des Wertes vonSchiff und Fracht.1)
Da aber - wie bereits festgestellt wurde - der Zeitcharterer nicht
als Ausrüster gilt, kommt er als Verfraehter auch nicht in den Ge-
nuß der sogenannten "dinglich bescnränkten" Haftung bis zur Höhe
des Wertes von Schiff und Fracht, wenn er von den Konnossements—
inhabern regreBpflichtig gehalten wird. Bei Verlust oder Beschädi—
gung der Güter, die mit "auf Zeit" gechalterten jcniifen transpor—
tiert wurden, bedeutet dies z. B. für die volkseigene Seereederei,
daß sie mit dem gesamten Volkseigentum, deren dechtstrüger sie ist,
für den verschuldeten Schaden einstehen muß. Bei Großeehöden, wo
die summenmäßige Haftungsbeschrünkung des ü 660 HGB (an 1 2‘0, --
per Packung oder Einheit) keinen genügenden Schutz mehr d:r.ete]]t,
können dadurch der Volkswirtschalt beträchtliche Verluste entstehen.
1)vergl. Bergner, S. 166'
‚”5r»;über
. ‘ *uv. qrvn—v-‚zy ——..‚ .- .... s. -—_—
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In der Praxis des internationalen Seefrachtgeschäftes ist der
als Verfrachter auftretende Zeitcharterer jedoch in der Lage,
diesen folgenschweren Nachteil auszugleichen, indem er die so—
genannte "Demise"-Klausel in die für Transporte auf dem Zeit—
charterschiff ausgestellten Konnossemente aufnimmt. Die Konnosse-
mente müssen jedoch vom Kapitän bzw. vom Agenten "for the Master"
gezeichnet werden, d.h. also nicht vom Verfrachter.
Die Demise—Klausel besagt, daß in allen Fällen, wo der Verfrach—
ter nicht Reeder oder Demise—Charterer2)ist, das Konnossement als
Vertrag zwischen Reeder und Ladungsbeteiligten anzusehen ist. Der
Verfrachter dagegen sei nur Vertreter des Reeders.3
Durch diese Konnossementsklausel fehlt dem Zeitcharterer die
Passivlegitimation gegenüber eventuellen Regreßansprüchen der
Ladungsbeteiligten. Letztere müssen sich an den Reeder, der das
schiff verchartert hat, wenden, um ihren Schaden ersetzt zu be-
kommen. Der Reeder, der jedoch nur mit Schiff und Fracht haftet,
hält Slch dann auf Grund der Vereinbarungen im Zeitchartervertrag
beim Zeitcharterer schadlos. So kommt letzterer auf dem Umweg
über die "Demise"-Klausel doch noch zu der Vergünstigung dieser
summenmäßigen Haftungsbeschränkung.
Das britische Recht kennt ebenfalls eine ähnliche Beschränkung
des Ersatzumfanges für die Haftung des Reeders, und zwar haftet
dieser in Großbritannien bei Sachschäden bis zu einer Höhe von
L 8,- per BRT.
Im sowjetischen KTM ist der Ersatzumfang des Schiffsbesitzers,
der sich auf den Wert des Schiffes, der Fracht sowie auf die
Forderungen auf Entschädigung aus gemeinschaftlicher.Havarie und
aus einem nach Deginn der Reise zugefügten und noch nicht ausge—
besserten Schaden beschränkt, in Artikel 178 festgelegt.
qjvergl. {atzenstein, S. 1514/f
2 Demise—Charteren heißt soviel wie Bare-boat-Charterer.





Entsprechende Bestimmungen finden sich auch in der Seerechtgesetz-
gebung der meisten anderen Staaten.
Demzufolge kommt der "Demise-Klausel" also auch dann eine bedeut-
same Funktion zu, wenn nicht das Recht der DDR sondern das eines
—anderen Staates auf die Regelung von Schadensfällen unter einer
Zeitcharter Anwendung findet. Durch die Art der Formulierung der
"Demise—Klausel" kann darüber hinaus verhindert werden, daß u.U.
der vie1 diskutierte und von Wüstendörfer für die Zeitcharter be-
gründete Rechtsscheingedanke1 zum Zuge kommt.
Danach wäre derjenige als Reeder zu behandeln, der sich nach außen
hin als ein solcher gebärdet (z.B. eigene Schornsteinmarke am Zeit—
charterschiff, eigene Konnossementsformulare für Verschiffungen auf
Zeitcharterschiff). Der “Schein"-Reeder müßte demzufolge dann auch.
wie der tatsächliche Reeder und neben demselben haften, hätte also
Ausrüstereigenschaften mit all den bereits beschriebenen nachteili-
gen Folgen.2) I‘
In der Demise-Klausel wird jedoch betont, daß das Schiff nicht als
dem Verfrachter gehörig oder von ihm als “by demise“ gechartert
anzusehen ist "notwithstanding anything t h a t a p p e a r s
t o t h e c o n t r a r y ". ‘
Hinweise für die Praxis des Zeitchartergeschäftes
IlEiaet--uad_"26222d17":013a2t2r2a2ti
Auf den europäischen Märkten für Zeitcharterungen ist die sogenannte
"Uniform Time-Charter" mit der Code-Bezeichnung "Baltime" das am
weitesten verbreitete und in der überwiegenden Zahl der Fälle ver—
wendete Vertragsformular. Sie wurde im Jahre 1909 von der Baltic
and White Sea Conference herausgegeben und im Laufe.der Jahre von
deren Nachfolgeorganisation - der Baltic and International Maritime
Conference — mehrmals überarbeitet und ergänzt. Gegenwärtig findet
”Wüstendörfer (1), s. 119 r; Schaps—Abraham, s. 136; Willner (1),S. 95 ff; Abraham, S. 55; Riensberg, S. 2296; Necker (2), S. 356;Schlegelberger— Liesecke, S. 88
2)vergl. abschnitt 3
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die "Baltime" in der Fassung des Jahres 1939 (zuletzt überprurt
am 1. 1. 1950) in der internationalen Schiffahrt Verwendung. Die
"Baltime", die ihren Ursprung in einem von der britischen Regierung
Anfang unseres Jahrhunderts im Charterverkehr häufig verwandten
"Government—Form“-Zeitchartervertrag hat, wurde von dem Documentary
Comittee der einflußreichen Britischen Schiffahrtskammer offiziell
anerkannt.
Während des 1. Weltkrieges machten deutsche Reeder — offensichtlich
im Zuge einer staatlich gelenkten antibritischen Kampagne — geltend,
daß es nicht angebracht sei, bei Zeitcharterabschlüssen zwischen
deutscnen Vertragspartnern eine standard-Charter mit e n g -
l i’s c h e m Text zu verwenden. Daraufhin entschloß sich ein
Hamuurger Reeder auf Veranlassung der Interessenverbände der deut-
schen Reederschaft und — wie es heißt - im Einverständnis mit der
ßaltic and White Sea Conierence, “die Baltime-Charter in deutscher
Sprache herauszugeben_n1)
Die "Deuzeit" ist also ihrem Ursprung nach nichts weiter als eine
Übersetzung der “Baltime” in die deutsche Sprache, die als Grund—
lage für Zeitcharterverträge zwischen deutschen Befrachtern und
deutschen Reedern dienen sollte.
.
Dusendschön konnte deshalb auch bereits 1926 - also zehn Jahre
nacn der Herausgabe der "Deuzeit" - feststellen, daß dieses Ver-
tragsformular fast ausschließlich zwiscneg Deutschen Anwendung
’)findet.L
Obwohl die Entstehungsgeschichte der "Deuzeit" keinen Zweifel daran
entstehen läßt, daß dieses Vertragsformular nichts anderes als eine
Übersetzung der “Baltimen sein sollte, wurde doch — oftmals ausge-
löst durch praktische Rechtsfälle - von Lehre und Rechtsprechung
: wiederholt die Frage aufgeworfen, ob der Inhalt der “Deuzeit“ tat-





Dusendschön bemerkte in seiner Dissertation: "In der äußeren
Form gleicht die “Deuzeit" vollkommen der "Baltime"; inhaltlich
weicht sie jedoch in verschiedenen Punkten von dem englischer
Formular ab./I
Wüstendörfer hält den "Deuzeit"—Vertrag für eine "ziemlich mangel-
hafte Nachbildung" der "Baltime"—Charter.2)Riensberg widerspricht
dieser Auffassung und erklärt: "In der Tat aber stellt der Deuzeit-
Vertrag eine freie Übersetzung der Baltime—Charter dar. Es sollte
nichts anderes sein und ist auch nichts anderes. Er sollte keine
abweichenden Rechtsverhältnisse zwischen den Parteien schaffen undtut es auch nicht."3)
Die Stellungnahmen anderer Rechtstheoretiker gleichen in der Regel
jeweils einerder hier wiedergegebenen. Wie es tatsächlich mit dem
'Unterschied" zwischen "Deuzeit" und "Baltime" steht, wird sehr
treffend von Lüders4)zum Ausdruck gebracht, zumindest kommt er nach
einer kritischen Würdigung der “Baltime" mit den folgenden Worten
der Wahrheit sehr nahe: “Trotzdem ist die Baltime noch unvergleich—
lich viel besser als der im Weltkriege von deutscher Seite herge—
stellte "Deuzeit-Frachtvertrag", der nichts als eine schlechte Über—
setzung der Baltime darstellt und die bereits vorhandenen Fehler und
Unklarheiten (der Baltime. W.F.) noch um ein Vielfaches vermehrt."
Keine Meinungsverschiedenheit besteht darüber, daß sich die grund—
legenden Bestimmungen der beiden Vertragstypen nicht voneinander
unterscheiden. Darüber hinaus kann man auch wiederholt feststellen,
daß bei der Auslegung bestimmter abweichender Formulierungen in der
“Deuzeit“ die_Gerichtspraxis auf den Text der "Baltime" zurückgreif ,
so daß im Endeffekt die inhaltliche Übereinstimmung beider Chartern
doch oftmals gegeben sein wird. Trotzdem sollen in Folgendem kurz
die Abweichungen der "Deuzeit" gegenüber der "Baltime“ aufgezählt
werden, die nach Meinung von Dusendschön6 bestehen:
1)Dusendschön, S. 19ägWüstendörfer (1), s. 11a
4)Riensberg, S. 2294
‘
Lüders, Gedanken zum Zeitcharter-‘und Reederproblem, Hamburg 1939,s. 355)vergl.z_.B. Schiedsspruch über Auslegung der Klausel 12 der "Deu—zeit" in Hanse, Jg. 1956, d. 1897 f und Hinweise des Schutzvereins
‘6)Deutscher Rheder in Hanse, Jg. 1957, S. 1019 .DuSendschön, Der sogen. "Deuzeit“—Frachtvertrag als Chartermiete
I
- 66 -
1. Klausel 26 der "Deuzeit" enthält umfangreichere Bestimmungen
hinsichtlich des Rücktrittrechts der Befrachter als Klausel 22
der "Baltime“.
2. Klausel 29 der "Deuzeit" enthält eine Vereinbarung über den
Umfang der Schadenersatzleistung bei Nichterfüllung des Ver—
trages. Eine entsprechende Klausel fehlt in der "Baltime".
3. Klausel 14 der "Deuzeit? enthält eine schärfere Formulierung
der Haftungsbeschränkung des Reeders als die Responeibility—
Klausel der "Baltime" in ihrer älteren Fassung. (In der
"Baltime 1939" ist die "Responsibility"-Klausel bereits moder—
ner gefaßt, sie enthält nicht mehr die veraltete Form der
Fallaufzählung, die in der "Deuzeit" nocn vorhanden ist.)
4._Nach der "Breakdown"-hlausel (Klausel 11) der "Baltime" hat
der Befrachter auch die Reparaturkosten zu bezahlen, die ent—
stehen, wenn das Schiff einen Nothafen anlaufen oder Anker wer—
fen muß. In der "Deuzeit" wird in Klausel 12 diesbezüglich nur




5. Nach Klausel 18 der "Baltime" hat der Befrachter ein Pfand-
recht am Scniff. Eine entsprechende Bestimmung fehlt in der
"Deuzeit". (Sie ist nach Meinung Dusendschöns im Hinblick auf
die durch das HGB gewährten Schiifsgläubigerrechte auch über-
f1ü551g.1))
über die von Dusendschön festgestellten Unterschiede hinaus findet
man in der Literatur des öfteren Hinweise auf textliche Abweichungen
des "Deuzeit"- vom "Baltime"—Formular.2) Doch wäre es müßig, diese
Abweichungen im einzelnen aufzuzählen, da ja - wie bereits festge-
stellt wurde d über eine der "Baltime“ entsprechende Auslegung der
jeweiligen "Deuzeit"-Klausel vielfach doch.der gleiche materielle
Endeffekt erzielt wird. Auch soll in Anbetracht der Gleichheit bei-
der Vertragstypen hinsichtlich der grundsätzlichen Bestimmungen und
im Hinblica auf die nacnfolgend aufgezeigte eindeutige kommerzielle
Überlegenheit des "Baltine"-Formulars im Rahmen dieser Arbeit darauf
verzichtet werden, zu untersuchen, inwieweit die bestehenden Unter-
schiede den einen oder anderen Vertragspartner begünstigen.
1)Dusendschön, S. 46 f




Zusammenfassend muß auf Grund der vorangegangenen Feststellungen
gesagt werden, daß auf den europäischen Zeitchartermärkten für
Tr00kenfracntschiffe praktisch nur ein Vertragsformular von über-
ragender internationaler Bedeutung benutzt wird — nämlich die
"Baltime" 1939.
Die kommerziellen Vorteile dieses Dokuments gegenüber der "Deuzeit"
ergeben sich aus folgenden fatsachen:
1. Die "Baltime" findet international eine'breite Anwendung und
ist deshalb in den Schiffahrtskreisen der europäischen und
Vieler außereuropäischer Länder gut bekannt. Die "Deuzeit"
findet dagegen heute vorwiegend nur zwischen westdeutschen
Vertragspartnern Verwendung.
2. Die "Baltime" wurde von einflußreichen internationalen Schiff—
fahrtsorganisationen herausgegeben bzw. anerkannt (The Baltic
and International Maritime Conference, The Chamber of Shipping
of tne United Kingdom). Dies ist bei der "Deuzeit" nicht der
Fall.
3. Wenn die Deuzeit" auch keine grundsätzlichen Unterschiede
gegenüber der "Baltime" enthält" so ist sie doch - zumindest
rein spracnlich - nur eine schlechte Nachbildung der "Baltime".
Das ist ein Erschwernis für alle, die sich täglich mit der An-
wendung und Auslegung der Vertragsklauseln beschäftigen müssen.
Dieser umstand wird noch dadurch verstärkt, daß‘die "Deuzeit"
seit ihrer Herausgabe im Jahre 1916 nicht wieder überarbeitet
wurde, während am Text der "Baltime" bereits wiederholt Ver—
änderungen vorgenommen worden sind.
Grundlegende Klauseln für die Proforma—"Baltime"—Charter eines
äeitshsräeaelzs_________________________
Auf Grund der Ergebnisse der vorliegenden Arbeit können die folgen-
den Klauseln zur Aufnahme in die Proformar"Baltime"—Charter eines
BefraChters empfohlen werden:
1)Die_Paramount-Klausel
Der Inhalt der "Chamber of Shipping Voyage Charter Clause karamount,
1958"2)dürfte auch für die Vereinbarung in einer Zeitcharter geeignet
1)vergl. Abschnitt 5
vergl. Seite 54 f
'D
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sein. Doch sollte diese Klausel nicht in vorgedruckter Form ein-
fach en die Cherter angehängt werden, sondeniihr Text müßte zweck—
.mäßigerweiee in dem meist vorhandenen Slip, der auch andere Zu—
satzklauseln enthält, mit erscheinen. Der kopf der Klausel, in dem
der Ausdruck "Voyage—Cherter" erscheint, ist wegzulassen.
Auf diese Weise vermeidet man den Eindruck, die Klausel sei —
ohne daß ihre Bedeutung erkannt wurde - gewohnheitsmäßig der
Charter beigefügt worden.
Die fur die Charterung von Seeschiffen in der UdSSR zuständige
Organisation - die Sovfracht - hat in ihre Proforme—"Beltime"-
Cherter folgende Paramount—Klausel aufgenommen:
"Notwithstandung anything contained herein the provisions of
clause 9 in particular the Owners to be responäible before the
Qherterers es carrier for shortage, loss of or damage to the
goods per eech Bill of Lading signed for by the Mester, in
eccordance with the provisions of Articles IIIend.IV of the
Schedule to the British Carriage of Goods by See Act 1924".
Diese Klausel ist etwas unklar in der Formulierung und könnte
Zweifel darüber entstehen lassen,‘woreuf sich "es cerrier" be-
zieht. Auch sollte neben Klausel 9 besonders auf Klausel 13 hin-
gewiesen werden. (In der Proformer"Beltime" der Sovfracht erübrigt
sich dies allerdings, weil hier die der Paramount-Kleusel entgegen—
stehenden Bedingungen der Klausel 13 gestrichen wurden.) Auch ist
es zweckmäßiger, nicht Teile des britischen COGSA, sondern die
jeweilige Landesgesetzgebung, die den Heager Regeln Gültigkeit
verschafft, zum Vertragsinhalt zu erklären.
a
In Anlehnung an die "Chamber of Shipping Voyege Cherter Clause
Paramount, 1958" wird folgende Klausel für die Aufnahme in einer
"Baltime"-Charter empfohlen:
"Notwithstending anything contained in the printed part of this
Charterperty, the provisions of Clause 9 and 13 in particuler,
it is expressly egreed thet the Owners shell have the benefit
of the "Rights and Immunities" in favour of the cerrier or ship




in_the Enactment in the country of shipment giving effect tothe
rules set out in the International Convention für the Unification
of certain rules relating to Bills of Lading: dated Brussels the
25th August, 1924 (the Hague Rules). If no such anactment ist in
force in the country of shipment the terms of Articles III and
IV shall apply. If any provision of this Charterparty shall be
repugnant to tne said Rules t0 any extent, such provision shall
be void to that extent, but not further."
Bei Vereinbarung dieser Klausel sind auch keine Streichungen in
den vorgedruckten Haftungsklauseln der "Baltime" erforderlich, da
darin enthaltene Widersprüche zur Paramount—Klausel ausdrücklich
für ungültig erklärt wurden.
Davon abgesehen, darf Klausel 13 aber schon deshalb keinesfalls
vollkommen gestrichen werden, da es strittig ist, ob der darin
erwähnte Verspätungsschaden durch die Haager Regeln mit erfaßt
wird.
Um die Einführung der Paramount-klausel in die "Baltime" für die
sozialistischen Zeitcharterer zu erleichtern, wäre es günstig,
wenn zu diesen Fragen Absprachen hinsichtlich eines einheitlichen
Vorgehens auf dem Markt und über eine einheitliche Formulierung
der Klausel zwischen den verschiedenen Befrachtungsmaklern der
sozialistischen Staaten vorgenommen würden.
Jurisdiktion—und Arbitrage-Klausel
In Abschnitt 2 wurde auf die Bedeutung einer Vereinbarung über
das auf Streitigkeiten aus dem Zeitchartervertrag anzuwendende
materielle Recht hingewiesen.
Es wird in vielen Fällen schwer sein, von vornherein in der
Tims-Charter festzulegen, daß ausschließlich das Recht eines der
beiden Vertragspartner im Bedarfsfall zur Anwendung kommen wird.
Als Kompromiß sollte deshalb eine Klausel in den Vertrag aufgenommen
werden, wonach das Recht der b e k l a g t e n Partei einem even—
tuellen Rechtsstreit zu Grunde zu legen ist. Eine solche Verein-
'barung engt den Kreis der Möglichkeiten hinsichtlich der Anwendung
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eines bestimmten nationalen Rechts auf nur zwei Fälle ein. Die
Vertragspartner können auf diese Weise also bereits bei der Vertrags-
gestaltung berücksichtigen, mit welchen nationalen und mit welchen
Gesetzesnormen des Vertragspartners sie bei auftretenden Differen—
zen zu rechnen haben.
Eine entsprechende Formulierung, die zweckmäßigerweise an die
Arbitration—Clause der "Baltime" anzufügen wäre, müßte wie folgt
lauten:
"Any dispute arising under this Time—Charterparty shall be
decided according to the law of the German Democratic Republic "
oder - wenn eine solche Vereinbarung vom Partner nicht akzeptiert
wird —
"—-- according to the law of the respondent's country."
In diesem Zusammenhang erscheinen noch einige Bemerkungen zum
Ort der Arbitrage notwendig.
Die vertragliche Vereinbarung eines bestimmten dchiedsgerichtes
oder eines Ortes, an dem das schiedsverfahren auszutragen ist,
genügt allein in der Regel nicht, wenn von vornherein Klarheit
über das anzuwendende Recht bestehen soll.
Das beweist z.B. der 5 28 der Schiedsgerichtsordnung des "Inter—
nationalen Schiedsgerichtes für See- und Binnenschiffahrt" in
Gdynia:
"Der schiedsausschuß wendet das Recht des Staates an, das im eng—
sten Zusammenhang mit dem strittigen Fall steht und berücxsichtigt
hierbei vor allem den Parteienwillen. Er beachtet die Grundsätze
von Treu und Glauben und die dem Streitfall entsprechenden Handels—,
Seegewohnheits- und Seemannsbräuche, soweit das anzuwendende Recht
dies gestattet." ‚
Es wird demnacn besonders auf den “Parteienwillen” — also auf die
Jurisdiktion—Klausel.— verwiesen. Andere Schienerichte werden
in der Regel ähnlichen Grundsätzen bei der Frage des anzuwendenden
Rechts folgen. Schiedsgerichtsklausel und Jurisdiktion—nlausel
7.3
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müssen also in der Charter einander ergänzen.
Es kann einer volkseigenen Seereederei als Zeitcharterer nur
empfohlen werden, zu versuchen, die Zuständigkeit eines Schieds—
gerichtrortes bzw. eines Schiedsgerichts zu vereinbaren, bei dem
nicht die Gefahr besteht, daß eventuelle Streitfalle von vornherein
im Interesse des Vertragspartners behandelt werden. Es sei deshalb
ausdrücklich auf folgende Arbitration-Clause hingewiesen, auch wenn
deren Aufnahme in die Charter nicht in jedem Fall einfach sein
dürfte:
"For the decision of disputes arising out of this contract the
'International Court of Arbitration for Marine;_and Inland Nayi—
gation' at Gdynia which will act in accordance uith its rules
is exclusively competent. Thisiapply also to all disputes of any
kind regarding the competence of this court of Arbitration."1
Die Demise-Klausel für die vom Zeitcharterer als Verfrachter
auszusehengles äosnssseseste _________________
Die Bedeutung einer Demise—Klausel wurde in Abschnitt 6 erläutert.
Es braucht deshalb an dieser Stelle nur noch ein Beispiel für die
Formulierung einer solchen Klausel gegeben zu werden:
"If the vessel is not owned by or chartered by demise to --—
(Name des Zeitcharterers) ——- -as may'be tne case notwithstanding
anything thut appears to the contrary — this Bill of Lading shall
take effect only as a contract with the Owner or Demise Charterer
as the case may be as Principal made through the agency of the ---
(Name des Zeitcharterers) —-- who act as Agents onlä
and shall be
under no liability whatsoever in respeot thereof".2
Über die Anwendung und Auslegung einzelner Klauseln des Zeit-
Es ist im Rahmen einer Arbeit, der die Aufgabe zu Grunde liegt,
grundsätzliche Fragen eines bestimmten Chartertypes zu erörtern,
qjtergl. deutsche Fassung dieser Klausel in "Der Außenhandel"Nr. 1 1959 S. 33 _
2)DemisgiKlausel in den Konnossementen des Koninkliake Hollandsche
Lloyd; eine andere Fassung der Klausel vergl. bei Lebuhn, S. 86
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nicht möglich, auf die Anwendung und Auslegung jeder einzelnen
Bedingung des Charterformulars und der üblichen Zusatzklauseln
einzugehen. Darüber hinaus“lassen sich solche Detailfragen, die
auf die Gestaltung einer bestimmten ProformarCharter hinauslau—
fen, auch viel besser vom Praktiker beurteilen, der die Anforde—
rungen, die in einer bestimmten Relation, unter den konkreten Be-
dingungen eines bestimmten "serviee", an eine Charter zu stellen
sind, viel besser abzuschätzen weiß.
Wichtig ist es jedoch für jeden, der auf dem Zeitchartermarkt ar-
beiten will, gut über die Erfahrungen informiert zu sein, die an—
dere Zeitcharterer hinsichtlich der Abfassung und Auslegung von
Charterklauseln machten. Deshalb wird nachfolgend eine Übersicht
über in der Literatur wiedergegebene Gerichtsentscheidungen und
Stellungnahmen zu solchen Fragen gegeben. Diese Übersicht erhebt
keinen Anspruch auf‘Vollständigkeit, auch muß sie, wenn sie als
"Handwerkszeug" für den Zeitcharterer dienen soll, laufend ver-
vollständigt werden.
Haftung
Wie schützt sich der Zeitcharterer vor Hansa, Jg. 19:31,I
einer nicht ausreichenden Haftungsbe— S' 1545
schränkung bei der Anwendung des Rechts
Großbritanniens und der USA? (Demise-
K lausel)
Die Haftung des Reeders für Anordnungen Hanse, Jg. 1954.
des Charterers. (Allein der Kapitän ist S' 998 f
verpflichtet, zu beurteilen, Was für die
Ladung getan werden muß.)
Zeitcharter mit USA Clause Paramount Hanse, Jg. 1954,' S. 319
Keine Haftung des Zeitcnarterers für Hansa, Jg. 1957
nautisches Verschulden des Kapitäns ‘ 67
Beschädigung eines unter der Baltime— Hansa, Jg. 1957,S. 2223Charter zeitvercharterten Schiffes durch
eine ungewöhnliche Ladung — Hilfeleistung
durch den Ablader — Haftung des Zeitchar—







Vereinbarung einer clause paramount
in der "Beltime"-Charter
Kostenverteilung
“Baltime“—Cherterperty. Wer heftet für
"Dock-Dues", die im Auslieferungshafen
entstehen?
Zeitcharter - Hafenkosten im Rücklie-
ferungshafen
Auch bei der “Deuzeit” sind Windenläu—
fer vom Reeder zu zahlen
Auslegung einer Vereinbarung betref—
fend die Übernahme des Bunkerbestandes
in einem Zeitchartervertrag
"Baltime"—Charter: Pflichten des Ree-
ders für notwendig werdende Einrichtun-
gen während des Laufes—einer Zeitchar-
ter
"Deuzeit"—Charter—Party: Wer trägt die
Kosten für das An- und Abdecken der
Luken bei Abschluß fio?
Zeitbefrachtung —_Vertäuungsgeräte
An- und Ablieferung, Charterzeit
"Baltime" c/P 1939 -
Winidie Dauer einer deisecharter um die
Zeit, während derer sich das Schiff in
Reparatur befindet, verlängert?
Die"nndienung" nach dem Bauzeit-Charter—
formular
Durch Reparaturen vereitelte Lieferung
eines auf Zeit vercharterten Schiffes
'Geringfügiger Mangel des Fahrzeugs und
verhältnismäßig kurzer Lieferverzug ge—







































Hahn der Zeitcharterer mehrere off - hire
Perioden addieren, wenn diese einzeln
unter 24 standen, insgesamt aber darüber
liegen?
Zeitbefruchtungen (Rücklieferung gemäß
Ortszeit oder Zeiteinheit im Anliefe—
rungshefen?)
Zeitfracht
Frichtzehlung unter Zeitcherter (Zu spät
gezahlte Fracht)
Die Weitervercherterung eines Seeschiffes
durch den Cherterer zu einer höheren
Fracht ist mangels gegenteiliger Verein-
barung in dem Chartervertrag grundsätzlich
zulässig
Zur Klausel 12 des Bauzeit-Vertrages
Chertermiete und gleichzeitige Reparatur
des Schiffes
Zeitfrechteusfell während der Reparatur-
zeit
Verschiedenes
Beltime c/P 1939 _
Welche Verpflichtungen hat der Reeder im“
Hinblick auf die an den vermittelnden
Makler zu zahlende Kommission?
Hanse, Jg.S. 1471 f












Wann berechtigt die seeuntüchtige Beschaffen-Hanse, Jg.
heit der Maschinenenlage und die dadurch
entstehenden Hepereturzeiten den Zeit—















Streitpunkte aus einer Baltime-Charter Hansa, Jg. 1955,
(falsche Deadweight—Angabe, Deviation, S‘ 1002
Reklamationsfrist, Greiferschaden)
Deviation unter Zeitcharter Hansa, Jg. 1952,S. 1718 f
Kein Pfandrecht des Stauers am Char— Hansa, Jg. 1954,
terschiff S‘ 1719 f
Zum Begriff "bale-capacity" — gering- Hansa, Jg. 1959,
fügige Abweichungen des Raummaßes vom S‘ 890
VertragSinhalt berühren die Wirksam-
keit eines Chartervertrages nicht
Schadenberecnnung bei einem unberech- Hansa, Jg. 1959,
tigten Rücktritt von einem Zeitfracht— S' 690
vertrag
nein Anspruch des Zeitcharterers gegen Hanse, Jg. 1959,
den Käufer des bcniffes-anf einen An- S‘ 892 f
teil an der Entschädigung, die diesem
wegen der Beschlagnahme des Schiffes
anläßlich der Suez—Krise gezahlt wurde
Deuzeit-Charterparty - Hansa, Jg. 1961,
Kann der Reeder Ersatz desjenigen Scha—
dens verlangen, der ihm dadurch entstanf
den ist, daß der Befrachter, der im
Frachtvertrag eingegangenen Verpflichtung















aicKlung der seegehenden Aubenhandelstransporte der uDR
sich des öfteren Berührungspunkte mit dem Zeit.charterge—
Es ist dabei keinesxalls nur an die Charterung von fremder-
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obwohl dieser Gesichtspunkt dabei der schwerwiegendste sein dürf—
te und deshalb auch im Mittelpunkt dieser Arbeit steht - sondern
auch an die Abfertigung von Schiffen, die bei ausländischen Ree-
dereien unter Zeitcharter laufen, in den Häfen der DDR oder an
den Transport von Gütern der staatlichen Außenhandelsunternenmen
auf solcnen Schiffen.
Für alle, die auf diese Weise mit Zeitcharterschiffen zu tun ha-
ben, ist es wichtig zu wissen, daß mit dem Vertragstyp "Tims-
Charterparty" zivilrechtliche Probleme verknüpft sind, deren Nicht—
beachtung oder Unterbewertung zu umfangreichen volkswirtschaft-
lichen Verlusten führen Kann. In der vorliegenden Arbeit werden
zwei mit der Zeitcharterung verbundene grundsätzliche Probleme
benandelt. Es handelt sich
1. um die Rechtsstellung des Zeitcharterers und
2. um das Haftungsrisiko des Zeitcharterers aus den verschie—
denen von ihm im Bereich des Zeitchartergeschäftes abge-
schlossenen Verträgen.
Solange die Rechtsstellung einer volkseigenen Seereederei als
Zeitcharterer Dritten gegenüber nicht geklärt ist, kann es vor-
kommen, daß sie für Schäden verantwortlich: gehalten wird, die
sie bei richtiger Anwendung der geltenden Rechtsnormen gar nicht
zu vertreten hat. Dies betrifft besonders Schäden, die durch Ver—
schulden der-Resatzung des Zeitcharterschiffes am Eigentum Dritter
verursacht wurden, und für die der Reeder oder Ausrüster des Schif-
fes außervertraglich haften muß (z.B. Beschädigung der Umschlags-
oder Kaianlagen im Hafen, Beschädigung eines anderen Scniffes
durch Kollision).
Die Frage, ob der Zeitcharterer als Ausrüster anzusehen ist und
demzufolge für solche Schäden regreßpflichtig gemacht werden kann,
blieb unter der Gültigkeit des deutschen Handelsgesetzbuches von
‚1897 bis in die Gegenwart umstritten. In der vorliegenden Arbeit
wird die Meinung vertreten, daß es bei allseitiger Berücksichti-
gung der beim Zeitchartergeschäft bestehenden Verhältnisse als





Zum Problem des Haftungsrisikos enthält die vorliegende Arbeit
zunächst eine Beschreibung der im Bereich des Zeitchartergeschäf-
tes auftretenden vertraglichen Beziehungen. Anschließend wird die
Haftung des "auf Zeit" vercharternden Reeders und des Zeitchar—
terers als Verfrachter aus den verschiedenen Verträgen dargestellt.
Daraus ergibt sich, daß beim Zeitcharterer ein ungerechtfertigt
hohes Maß an materieller Veranwortung für Verluste oder Beschädi-
gungen an den transportierten Gütern, die durch den Vercharterer
oder dessen Leute verursacht wurden, verbleibt. Es wird deshalb
untersucht, Welche Möglichkeiten der Verbesserung der Haftungs-
lage für die Zeitcharterer bestehen und als Ergebnis dessen
empfohlen, die Anwendung der Haager Regeln in der Time—Charterpar—
ty zu vereinbaren.
Die Paramount—Klausel, deren Aufnahme in den Zeitchartervertrag
Voraussetzung für die Anwendung der Haager Regeln auf denselben
ist, löst wiederum mannigfaltige ökonomische und markttechnische
Probleme für eine volkseigene Seereederei bzw. deren Befrachtungs-
makler sowie für die Versicherungswirtschaft der DDR aus. Es wird
in diesem Zusammenhang angeregt, daß das zuständige
volkseigene
Versicherungsunternehmen in der DDR seine Preise (Prämien) nach
der Art der Haftungsbedingungen in den Charterverträgen differen—
zieren sollte.
Den sozialistischen Zeitcharterern wird ein einheitliches Auftreten
hinsichtlich der in Frage stehenden Vertragsbedingungen auf dem
Frachtenmarkt empfohlen.
Das Ergebnis der vorliegenden Arbeit bei der UntersuChung der zwei
aufgeworfenen grundsätzlichen Probleme und einiger weiterer damit
im Zusammenhang stehender Fragen (z.B. auf die Zeitcharter anzu-
wendendes Recht, Unterschied ”BaltimeW-zur "Deuzeit"-Charter) spie—' gelt sich in den "Hinweisen für die Praxis des Zeitchartergeschäf—
tes" am Schluß der Ausführungen wider. Damit soll die unmittelbare
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10. Falls der Befrachter Ursache hat, mit dem Verhalten des Kapitäns, der Offiziere oder Maschinisten
unzufrieden zu .sein, ist die Reederei verpflichtet, die Beschwerde nach Empfang der Einzelheiten
zu untersuchen,
den Schuldigen zur Erfüllung seiner Pflicht anzuhalten und, falls notw’endig und Ersatz ohne besondere Schwierigkeit
möglich ist, eine Änderung in der Besetzung eintreten zu lassen,
'
11. Der Befrachter hat den Kapitän rechtzeitig mit allen nötigen Anordnungen und Segelanweisungen schriftlicl'r
zu versehen. Der“ Kapitän sowie der Maschinist haben vollständige und genaue Tagebücher 'zu führen. Die Tagebücher
sind dem Befrachter oder dessen Vertreter zugänglich und die Eintragungen für den Tatbestand maßgebend.
12. Im Falle von Zeitverlust durch ungenügende Besatzung. durch mangelnde Schiffsausrüstung, durch Un-
tauglichwerden der Maschine oder ihrer Teile, durch Schaden am Schiff oder"durch einen anderen Unfall, wodurch
der Betrieb des Dampfers länger als vierundzwanzig laufende Stunden verhindert ist, hört die Verpflichtung
zur
Zahlung der Zeitfracht von dem Anfang eines solchen Zeitverlustes auf, bis der Dampfer sich wieder in dem ge--
hörigen Zustand befindet, um seinen Dienst aufnehmen zu können.
Falls der Dampfer infolge schweren Wetters oder infolge eines durch die Ladung verursachten Unfalles
Zuflucht in einem Hafen' oder auf Ankergrund nehmen muß,geht die verlorene Zeit zu Lasten des
Befrachters.
Wenn der Dampfer nach flachen Häfen oder Flüssen fährt oder nach Häfen oder Gewässern, wo Barren
sind,
und durch Aufgrundkommen oder anderswie Aufenthalt erleidet, dann zählt die verlorene Zeit,.und die enstandenen
Kosten sind vom Betrachter zu bezahlen, ausgenommen solche Kosten, die wie Reparaturen an Schiff und Maschine
unter die gewöhnliche Versicherung fallen.
13. Der Befrachter muß der Reederei genügend Zeit für Clle Reinigung der Kessel geben; erfordert diese
. besonderen Aufenthalt, ist soäen-von der Zeitfrachtf zu kürzen,
"" ‘
14. Unter diesem Vertrage ist die Reederei nicht verantwortlich für—mVe—rluste— oder Schäden, die an der’
Ladung oder am Schiffe durch die folgenden Ursachen entstehen: Höhere Gewalt, Gefahren der See und anderer
Gewässer; Feuer an Bord, in Hulks, Leichtern oder am Lande: rechtswidrige oder unehrliche Handlung des Kapitäns
oder der Mannschaft; durch Maßnahmen „von Feinden, durch Seeräuberei, Raub oder Diebstahl,Beschlagnahme oder
Zurückhalten von Machthabern, Regierungen oder Völkern; durch Kollisionen, Strandungen, Explosionen, Platzen
von Kesseln oder Rohrleitungen, Bruch von Wellen oder durch irgendwelche verborgene Mängel an Schiff, Kessel,
Maschinerie oder Zubehör, selbst wenn solche schon bei Beginn der Reise vorhanden, jedoch trotz gehöriger
Sorgfalt seitens der Reederei nicht erkennbar waren; durch Nachlässigkeit‚ Fehler oder Irrtum der Lotsen, des
Kapitäns oder der Mannschaft oder anderer in unmittelbaren oder mittelbaren Diensten der Reederei stehenden
Personen oder durch Fehler in der geschäftlichen oder nautischen Leitung des Dampfers.
Der Dampfer hat die Freiheit Häfen für Bunkerkohlen anzulaufen, ohne Lotsen zu fahren, zu schleppen oder








auch Dritter, ‚zu retten. - _
15. Die in allen anzulaufenden Häfen für die gewöhn lichen Schiffsbedürfnisse benötgten Gelder sind dem
Kapitän auf Verlangen von dem Beirachter oder dessen Vertreter für Rechnung. der Reederei vorzuschießen.
Solcher Vorschuß und 2% zur Deckung aller Kosten sind von der nächsten Zeitfracht-Zahlung zu kürzen
Der Betrachter ist für die richtige Verwendung solcher Vorschüsse nicht verantwortlich.
16. Der Dampfer darf nicht nach einem Hafen beordert werden, wo Fieber oder ansteckende Krankheiten
herrschen.
Der Dampfer ist nicht nach einem Hafen zu beorderm wo im gewöhnlichen Verlauf der Dinge die Gefahr besteht.
dal3 er Eises wegen nicht imstande wäre, ihn zu erreichen, ider ihn wieder zu verlassen, nachdem die Entlöschung
und/oderBeladung beendet ist‚__ebenso nicht nach Häfen ncler Gewässern oder durch Fahrstraficn, deren Leucht—
feuer, Feuerschi'ffe, LeuChtboien oder Seezeichen infolge-“von 'Eis usw. eingezogen bezw. ausgelöscht sind oder es
‚voraussichtlich demnächst werden, so daß dadurch die Fahrt des Schiffes gefährdet wird.
Falls der Kapitän infolge Eises es für gefährlich erachtet, im Lade- oder Löschhafen zu bleiben, und befürchtet,
daß der Dampfer einfrieren undloder beschädigt werden könnte, so ist er berechtigt, aber nicht verpflichtet,
nach einem geeigneten otfenen Platze abzudampfen und neue Anordnungen des Betrachters einzuholen.
Der Dampfer ist nicht verpflichtet Eis zu zwingen.
Erleidet der Dampfer durch irgendwelche der vorgenannten Ursachen Aufenthalt, so geht solcher zu
Lasten des Betrachters.
17. Aufenthalt und alle Kosten, die durch Quarantäne, Desinfektion, Ausräucherung, Giftlegen oder durch
Streiks und Aussperrungen von Leuten (Streiks und Aussperrungen von Schiffs—Offizieren und Mannschaften aus-
genommen] verursacht werden, hat der Befrachter zu tragen.
Die Reederei ist für ieden Zeitverlust und für alle Kosten des Dampfers verantwortlich, die daraus entstehen.
dal3 Zollbehörden oder andere Behörden den Dampfer infolge Schmuggelns oder anderer Übertretung der Landes-
gesetze durch Kapitän oder Mannschaft zurückhalten.
18. Sollte der Dampfer verloren gehen oder vermißtwerden, so hört die Zahlung der Zeitfracht mit dem Tage
auf, an dem er verloren gegangen oder zuletzt gesprochen oder gesehen worden ist. Im voraus bezahlte, aber
nicht verdiente Zeitfracht ist dem Betrachter in solchem Falle zurückzuzahlen.
19. Der Dampfer hat auf Verlangen zu jeder Tages—und Nachtzeit zu arbeiten. Sämtliche Überstunden
zahlt der Betrachter zum Satze von für Mann und Stunde an Maschinisten- Assistenten und an
die Mannschaft
Für sämtliche an Lotsen, Stauer, Zählleute, Zollbeamte, Vorleute und Arbeiter verabreichte Mahlzeiten




















































































20. Der Betrachter hat das zum Stauen und Trennen der Ladung sowie zum Festmachen von Decksladung
erforderliche Material für seine Rechnung zu liefern: es steht ihm jedoch die Benutzung des etwa an Bord des
Dampfers befindlichen Stauholzes ohne Vergütung frei.
21. Die Reederei hat ein Pfandrecht an den Ladungen und an sämtlichen Unterfrachten für ihre Zeitfracht
bezw. für Beiträge zur Großen Haverei. ferner für alle Kosten und Schäden. die unter diesem Frachtvertrage
fällig sind. sowie für Schadenersatz wegen Nichterfüllung dieses Vertrages.
22. Alle während der Dauer dieses Frachtvertrages von dem Dampfer verdienten ‘Berge- und Hilfslöhne
gehen zu gleichen Teilen zu Gunsten der Reederei und des Befrachters. Von dem Hilfs- und Bergelohn sind vo_r
der Verteilung folgende Abzüge zu machen: Die auf den Kapitän und die Mannschaft entfallenden gesetzlichen' Anteile. die Zeitfracht vom Beginn der Hilfeleistung bis zur Wiederaufnahme der vereinbarten Fahrt. der Kohlen-
und Materialverbrauch während dieser Zeit. die Reparaturen von Schäden an Schiff. Maschine und Zubehör. die
durch die Hilfeleistung verursacht sind — soweit sie nicht durch die Versicherung ersetzt werden — und der
Zeitverlust während der etwaigen Reparatur. ferner diejenigen Unkosten und Auslagen. die mit der Hilfeleistung
bezw. der Bergung im ursächlichen Zusammenhang stehen einschließlich derjenigen Ausgaben. die zur Herbei-
führung und Vollstreckung eines Urteils und bezüglich der Zahlung des Hilfs- bezw. Bergelohnes aufgewendet werden.
23. Der Befrachter ist berechtigt. den Dampfer auf „Deuzeit“ weiterzuverfrachten. Von dem Abschluß
eines Unterfrachtvertrages hat er der Reederei unverzüglich Anzeige zu machen. Alle Verpflichtungen des ursprüng-
lichen Befrachters der Reederei gegenüber bleiben unverändert bestehen.
'
24. Der Dampfer soll nicht nach einem blockierten Hafen oder nach Gewässern oder durch Fahrstraßen
gesandt werden. wo Feindseligkeiten ausgetragen oder voraussichtlich demnächst ausgetragen werden. oder wo Leucht-
feuer. Feuerschiffe. Leuchtbojen oder Seezeichen wegen Kriegsgefahr usw. eingezogen bezw. ausgelöscht sind oder
es voraussichtlich demnächst werden und die Gefahren der Schiffahrt somit durch Krieg vergrößert sind.
Es'soll äeine Reise unternommen. auch sollenkeine Güter. Dokumente od. Personen anBord gebracht werden.
die den Dampfer der Gefahr dds Anhaltens. der Wegnahme. de r Heimbeförderungspflicht od. der Strafe v. Machthabern
oder Regierungen aussetzen.
Im Falle die Nation. unter deren Flagge der Dampfer fährt. bezw. der der Befrachter angehört. in einen Krieg
verwickelt wird und der Dampfer dadurch in Gefahr kommt. hat sowohl die Reederei wie auch der Befrachter das Recht.
den Frachtvertrag aufzuheben. Das Rücktrittsrecht braucht nicht sofort. sondern kann von jedem Teil jederzeit
während der ganzen Dauer des Krieges ausgeübt werden. Bereits verladene Güter sind am Ladeplatz wieder zu
löschen. falls nicht angängig oder falls der Dampfer die Reise angetreten hat. im nächsten nach Ansicht des
Kapitäns sicheren Hafen. -
Der durch obige Ursachen entstandene Aufenthalt des Dampfers. die Hafenkosten sowie die Kosten der
Wiederentlöschung gehen zu Lasten des Befrachters.
25. Der Befrachter hat das Recht, diesen Frachtver rag für weitere Zeiträunm von je
Kalender-Monaten zu verlängern. Will er von diesem Recht Gebrauch machen. so hat er hiervon der Reederei
wenigstens Tage vor Ablauf des jeweilig laufenden Zeitraumes schriftliche Anzeige zu machen.
26. Der Dampfer ist unter diesem Frachtvertrage anzuliefern:
Falls der Dampfer nicht spätestens am -
Befrachter das Recht. von diesem Vertrage zurückzutreten.
Falls die Reederei inachweist. daß es durch unvorhergesehene. nicht von ihr ‚verschuldete UmständeBefrachter zum Rücktritt vom Vertrage be-
riet-Fügt ist] ziffi‘ciern. so Hai-der Befrachter sich auf Verlangen—innerhalb 48 Stunden nach _erfolgterMitteilunghei
Verlust des Riicktrittsrechts zu erklären, ob er von seinem Rücktrittsrecht Gebrauch machen will oder nicht.
Falls der Dampfer danach abermals Aufenthalt erleidet. Sieht dem Befrachter das Rücktrittsrecht zu.
sobald die Reederei dem Befrachter die Fertigstellung angezeigt hat.
Nachdem die Reederei Kenntnis von einem den Verzug verursachenden Umstand erlangt hat. muß Sie dem
Befrachter jedesmal unverzüglich Anzeige davon machen. Die Reederei hat den Betrachter über die erwartete
Fertigstellung des Dampfers fortlaufend unterrichtet zu halten.
27. Etwaige aus diesem Vertrage entstehenden Streitig eiten sind unter Ausschluß der ordentlichen Gerichte
zu entscheiden durch ein Schiedsgericht mit dem Sitz in Hamburg.
Das Schiedsgericht wird in der Weise gebildet. daß die Reederei un
ernennen. Können. sich die Schiedsrichter über die abzugebende Entscheidun
Obmann zu ernennen. Können sie sich auch über einen Obmann nicht einigen.
am Platze des Schiedsgerichfs zu ersuchen, einen solchen zu ernennen. ‘
Das Urteil des Schiedsgerichtes ist endgültig und für beide Parteien bindend. Nur schiffahrtskundige Kaufleute
dürfen zu Schiedsrichtern und zum Obmann ernannt werden. es sei denn. daß sich beide Parteien anders einigen.
28. Große Haverei ist nach den YOrk-Antwerpener Regeln mit den neuesten Zusätzen und Abänderungen
d der Befrachter je einen Schiedsrichter
g nicht einigen. so haben sie einen
so haben sie die Handelskammer
zu ordnen.
29. Im Falle der Nichterfüllung dieses Fr
Teile der nachgewiesene Schaden zu ersetzen; die Vergütung darf jedoch nicht d
Monate überschreiten.
30. Die Befrachtungsgebühr von vom H
Fortsetzung desselben bezahlte Zeitfracht ist von der Reederei zahlbar an:
Die Zeilen des vorliegenden Urdrudcs dürfen weder nach Inhalt noch nach Zahl geändert werden, ebensowenig wie dieder Baltime. Änderungen duro‘r So‘xreibmasdiinen- oder Handschrift oder durch Drudc sind sintihaft. jedoch nur in
der Weise, daß der ursprünglich gedruckte Wortlaut des Vertrages und die Abänderungen deutlidz zu erkennen
sind.
achtvertrages ist seitens des schuldigen Teiles dem vertragstreuenen Betrag der Zeitfracht für zwei
undert auf die unter diesem Frachtvertrag und auf jede
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19_______Gencon.
0mm. l. It is thls Day mulually agreed between _________________________________________________
Owners 01 Ihe steamer or motor-vessel
01 .. tons “ä Register and carrying about ____________________ tons of deadweight cargo.
Position. now I
and expecled ready lo load under this Charter about
Charterers. and Messrs.
of a5 Charterers. ‘ 4Where to load. That the said vessel shall proceed to __________ ‚ _____________ 7 _______________________________________________________________
or so an: thereto as she may safely get and lie
Cargo. always afloat. and there load n full and complete cargo (i! shipment oI deck -argo
lagreed same lo be at Charterers' risk) o! ______
[Charlerers to provide all maIBLano/or wood for dunnage and any separations required,
Lhe Owners allowing the use of any dunnage wood on board if required) which the
Charterera bind themselves to ship. and being so loaded lhe vessel ahall proceed to ______
Destination.
as ordered on signing Bills of Lading or so neaI thereto as she may salely get and lie














2. Owners are to be responsible for loss of or damage to the goods or for
delay in delivery of the goods only in case the 1055, damage or delay has been caused
by the improper or negligent stowage of the goods (unless stowage performed by
shippers or their stevedores or servants) or by personal want of due diligence (‚n the
part of the Owners or their Manager to make the vessel in all respectß seaworthy
and t0 secure that she is properly manned, equipped and supplied or by the personal
act or default of the Owners or their Manager.
And the Owners are responsible for no loss or damage or delay arising from
any other cause whatsoever, even from the neglect or default of the Captain or crew
or some other person employed by the Owners on board or ashore for whose aets
they would, but for this clause, be responsible, or from unseaworthiness of the vessel
on loading or commencement of the voyage or at any time whatsoever.
Damäge caused by contact with, or 1eakage. smell or evaporation from other
goods or by the inflammable or explosive nature or insufficient package of other goods
not t0 be considered as caused by improper or negligent stowage, even if in fact so
caused
3._The vessel has liberty to call at any port or ports in any order, for any
purpose, t0 sail without pilots, t0 tow andlor assist vessels in aIl situations, and also
to deviate for the purpoSe of saving life and/or property.
4. The freight t0 be paid in cash without discount on delivery of the cargo
at mean rate of exchange ruling on day or days of payment, the receivers of the
cargo being bound to pay freight on account during delivery, if required by Captain or
Owners. -
Cash for vessel’s ordinary disbursements at port of loading to be advanced
by Charterers iI required at highest current rate of exchange, subject to two per cent.
*n cover insurance and other expenses.
5. Cargo t0 be brought alongside in such a manner as to enable vessel t0 take
the goods with her own tackle and t0 load the full cargo in .
running working days. Charterers to procure and pay the necessary men on shore or
onboard the lighters to do the work there, vessel only heaving the cargo onboard.
If the loading takes place by elevator cargo to be put free in veSsel’s holds,
Owners only paying trimming expenses.
Any pieces andfor packages of cargo over two tons weight, shall be loaded,
stowed and discharged by Charterers at their risk and expense.
Time t0 commence at l p.m. if notice of readiness to load is given before
noon and at 6 am." next working day if notice given during office hours after noon.
The notice'to be given to the Shippers, Messrs‚„.„ „ . ..
Time lost in waiting for berth to count as loading time.
6. Cargo to be received by Merchants at their risk and expense alongside
the vessel not heyond the reach of her_ tackle and to be discharged in .
........................ running working days. Time to commence at l p.m. if notice of readiness to
discharge is given before noon, and at 6 am. next working day if notice given during
office hours after noon.
'
Time lost in _waiting for berth to count as discharging time.
7. Ten running days on demurrage at the rate of ............................................... . .............................
per day or pro rata for any part of a day, payable day by day. t0 be allowed Merchants
altogether' at ports of loading and discharging. '
8. Owners shall have a lien on the cargo for freight, dead—freight. demurrage
and damages for detention. Charterers shall remain responsible for dead-freight and
demurrage (including damages for detention). incurred at portof loading. Charterers
shall also remain responsible for freight and demurrage (includingr damages for detention)
incurred at port of discharge, but only t0 such extent as the Owners have bcen
unable/to obtain payment thereof by exercising the liep on the cargo.
511'501 Ladlng. 9. The Captain to sign Bills of Lading at such rate of IreighL as presented
Birke.War-5nd
tue-Chance.
without prejudice to this Charterparty, but should the freight by BilIs of Lading
amount to less than the total chartered freight the difference to be paid to the Captain
in cash on signing Bills of Lading. 3
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wenn: 11. Should the vessel not be ready to Ioad (whether in berth or not) on or
oefore the ...__.___.-.1.._..-.„........-...-.‚.. Charterers have the option of cancelh‘ng this contract.such Option to be declar‘Bä, if demanded, at least 48 hours before vessel's expectedarrival at port of loading. Should the vessel be delayed on account of average
or otherwise, Charterers to be informed as soon as possible, and if the vessel isdelayed for more than 10 days after the day she is stated to be expected ready toIoad, Charterers have the Option of cancelling this contract, unlessa cancelling datehas been agreed upon.
General i 12. General average to be settled according to York—Antwerp ruIes, 1950, Pro-Avetage. prietors of cargo to pay the cargo's share in the general expenses even if same have
been necessitated through neglecr or defauIt-of the Owner's servants (see Clause 2).
lndemnlty— 13. Indemnity for non—performance of this Charter-party, proved damages, notexceeding estimated amount of Freight.
Azency. 14. In every case the Owner shall appoint his own Broker or Agent both at theport of loading and the port of disdiarge.
Broker-an. 15. .°Io brokerage on the freight eamed is due to
In case of non execution at least ’15 of the brokerage on the estimated amouhtof freight and dead-freight to be paid by the Owners to the Brokers as indemnity forthe latter's expenses and work. In case of more voyages'the amount of indemnity tobe mutually agreed. '
GENERAL STRIKE CLAUSE.
Neither Charterers nor Owners shall be responsible for the consequencäs of any strikes orlock—outs preventing or delaying the fulfilment of any obligations under this contract.
If there is a strike or lock-out affect'mg the loading of the cargo, or any part of it, whenvessel is ready to proceed from her last port or at any time during the voyage to the port or ports‘of loading or after her arrival there, Captain or Owners may ask Charterers to declare, that theyagree t0 reckon the laydays as if there were no strike or lock-out. Unless Charterers have given suchdeclaration in writing (by telegram, if necessary) with'm 24 hours. Owners shall have the Option ofcancelling this contract. If part cargo has already been loaded, Owners must proceed with same,(freight payable on loaded quantigy only) having liberty to complete with other cargo on the wayfor their own account.
If there is a strike or lock-out afiecting the discharge of the cargo on or after vessel'sarnval at or oif port of discharge and same has not been settled within 48 hours. Receivers shallhave the Option of keepifig vessel waiting until such strike or Iock-out is at an end against payinghalf demurrage after expiration of the time provided Ior discharging or of ordering the vessel toa safe port where she can safely discharge without risk of being detained by strike or lodL-out.Such orders to be given within 48 hours after Captain or Owners have given notice to Charteresof the strike or lock—out affect'mg the discharge. On delivery of the cargo at such port, all conditionsof this charterparty and o; the Bill of Lading shall apply and vessel shall receive_the same freightas if she hacl discharged at the originai port of destination, except that if the distance of the sub—stituted port exceeds 100 nautical miles, the freight on the cargo delivered at the substituted port tobe increased in proportion.
GENERAL WAR CLAUSE.
If the nation under whose flag the vessel sails should be engaged in war and the safenavigation of the vessel should thereby by endangered either party to have the option of cancellingthis contract, and it‚so cancelled, cargo already shipped shall be discharged either at the port o!Ioading or; if the vessel has commenced the voyagefat the nearest safe place at the risk and expenseo! the Charterers or Cargo—Owners.
























































has ulrcady commenced, a1 the nearest safe place at the expense of the Cargo—Owners. Owners to
hnve the right 1011|] up with olhcr goods instead o! the contraband
Should any port where the vessel has m load under this Charter be bloCka'legl the con-
nact t0 be null and void wlth regard b0 the goods to be shipped at such port.
N0 Bills of Ladinp. w be siuned for any blockadcd port, and lt the port ot destlnatlon be
declared blockuded nflcr Bills 01 Landing havc been Signet], Owncrs shall discharge the cargo elther
zu the port nf londing, angainst puyment 01 the expenses of discharge, if the ship has not salled
lhence, ur, if sailed m any sufe port on lhc wuy as ordercd by Shippers or lt n0 order 18 given at
ihe ncarest sufe place againsl paymcnt of full frelght. '
GENERAL ICE CLAUSE.
PORT 0F LOADING
n) In the event of the loadlng port being inaccesslble by rcason of ice when vessel ls ready t0
proceed from her last port or ut uny time durlng thc vuyagc or on vessel's arrival or In case
frost sets in after vessel‘s arrival, the Captain for fear of being frozen in ls at liberty to leave
wilhout cargo, und this Charler shall be null and void.
13)]! during loadlng the Chptaln, for fear of vessel being frozen l‘n, deems it advlsable to leave.
he has liberty t0 d0 so with what cargo he has on bovrd and t0 proceed t0 any other port
or ports wlth Option of compleung cargo for Owner's beneflt tor any port'or ports lncludlng
port of discharge. Any purt cargo thus loaded under this Charter to be forwarded to destlnatlon
m vessel's expense but against payment of freight, provided that no extra expenses be thereby
(-ausod l0 the Receivers, freight belng paid on quantily delivered (In proportlon it 1umpsum), all
ulher cnnditions as per Charter.
c) ln mso of morc than one loading port. and if one or more of the ports are closed by ice,
Ihc Cuplain or Owners to be at liberty elther to load the part cargo at the open port and flll up
clsewhere for their own account as under scon B or to declare the charter null and void unless
Chnrtcrers agree to load full cargo at the open port.
n) This Ice Clausc nul lo apply in the Spring.
PORT 0F DISCHARGE
a: Should ice (except in the Spring) prevent vessel lrom reachlng port of discharge Recelvers shall
have the Option of keeping vessel wamng untll the re-opening of navigatlon and paylng
demurrage, or of ordering the vessel t0 a safe and immediately accessible port whexe she oan
safely dischargc without risk o! detenuon by lce. Such orders to be glven wlthln 48 hours after
Captain or Owners have glven notlce t0 Charterers ot the lmpossiblljty o! reachlng .port of
destination.
bw If during discharglng the Captain for fear of vessel belng frozen in deems lt advlsable to 1eave,
he has liberty to do so wlth what cargo he has on board and to proceed to the nearest ac-
cessible port where she can sately discharge.
c) On dellvery of the cargo at such port. all condlti ns of the Blll ot Ladlng shall apply and-
vessel shall receive the same freight as lt she had _d scharged at the original port of desflnatlon,
except that i! the distance of the substltuted port exceeds 100 nautlcal miles, the frelght on the
























































Der Befrachter hat auch alle Dock-, Kai-. Hafen- und Tonnengelder1m Anlieferungs- sowie im Rücklieferungshafen
zu bezahlen, es sei denn, dal3 diese Kosten durch Ladung verursacht sind, die der Dampfer vor Anlieferung an
Bord hatte bezw. im Rücklieferungshafen nach Ablieferung an Bord nahm Alle anderen Kosten des Dampfers
bis zur Anlieferung und nach der Rücklieferung trägt dieReederei.
4. Der Befrachter hat im Anlieferungshafen und die Reederei hat im Ablieferungshafen alle Kohlen. die
bei Übergabe des Dampfers in den Bunkern verbleiben zu übernehmen und dafür den zur Zeit der Übernahme orts-
üblichen Tagespreis in den betreffenden Häfen zu bezahlen Der Dampfer darf nicht mit weniger als Tonnen
und nicht mit mehr als Tonnen Kohlen in den Bunkern zurückgeliefert werden; falls die Menge nicht
vereinbart ist, darf sie bei Anlieferung bezw Ablieferung einen iünftägigen Kohlenverbrauch nicht übersteigen.
5. Der Befrachter hat als Zeitfracht für den genannten Dampfer:
für den Kalender-Monat zu zahlen. beginnend mit dem Zeitpunkte. an dem der Dampfer zur Verfügung des
Befrachters gestellt ist bis zur Rücklieferung an die Reederei.
Für die einzelnen Tage, die bei der letzten Zeitfracht-Abrechnung einen Kalender-Monat überschreiten. gilt die
monatliche Zeitfracht für dreißig Tage und ist dementsprechend die Zeitfrac'ht für einen Tag zu berechnen.
Die Zah‘lung der Zeitfracht hat zu geschehen:
monatlich bar im voraus, ohne Diskont in
an die Reederei oder nach deren Verfügung.
Falls die Zahlung oder die Zahlungen, wie hierin vereinbart, nicht pünktlich erfolgen, hat die Reederei das Recht,
dem Befrachter den Gebrauch des Dampfers zu entziehen, ohne sich ihres Rechtes für irgendwelche Forderungen,
die sie an den Befrachter aus diesem Vertrage hat, zu begeben,
6. Die Beladung und die Entlöschung des Dampfers haben durch die von dem Befrachter zu stellenden
_Stauer unter gehöriger Rücksichtnahme auf die Seetüchtigkeit des Dampfers zu erfolgen.i __„ Die—Realerei "hat das gewöhnliche feste L'ad'cgcsch-irr bis - zu zwei Tonnen Tragfähigkeit zu liefen! und
in gutem Zustande zu erhalten.
Jedes besondere Geschirr zum Laden und Löschen, auch solches für schwere Lasten, hat der Betrachter
für seine Rechnung zu beschaffen, oder, wenn es vom Schiffe gegeben wird dafür zu zahlen.
Alle während der Dauer dieses Vertrages zum Laden und Löschen benötigten Läufer, Trossen und
Schlingen sind von dem Befrachter zu bezahlen.
Besondere Trossen, Tauwerk und Ketten, die durch die Verhältnissek oder Gebräuche eines Hafens zum Fest-
machen erforderlich und nicht anBord sind, sondern vom Lande gemietetwerden müssen, gehen zuLasten desBefrachters.
7. Bei Ablauf dieses Vertrages ist der Dampfer in dem gleichen guten Zustande, in dem er angeliefert wurde
[gewöhnlicher Gebrauch und Abnutzung ausgenommen], von dem Befrachter zurückzuliefern, in einem eisfreien
Hafen nach Wahl des Betrachters auf dem Kontinent zwischen Hamburg und Havre, beide Häfen eingeschlossen,
oder in Großbritannien, nicht nördlicher als Leith oder Glasgow.
und zwar in der Zeit zwischenöUhr vorm. und 6Uhr nachm. bezw. 2 Uhr nachm. an einem Sonnabend, indessen
nicht an einem Sonntag oder an einem gesetzlichen Feiertage, es sei denn, dal3 die Reederei bereit ist, den
Dampfer auch zu einer anderen Zeit zurückzunehmen.
Der Befrachter hat der Reederei mindestens zehn Tage vorher SChfiitliCh anzuzeigen. in welchem Hafen und
an ungefähr welchem Tage der Dampfer zurückgeüefert werden wird.
Befindet sich der Dampfer bei Ablauf des Vertrages 311i einer Reise, dann kann der Befrachter
den Dampfer zu derselben Zeitfracht und denselben Bedingungen. Wie in diesem Vertrage vorgesehen. weiter
gebrauchen, um die Reise zu vollenden, vorausgesetzt, daß diese Reise vernünftigerweise so berechnet war, dal3
sie etwa in der Zeit, die für die Beendigung des Vertrages vorgesehen ist, beendet sein konnte,
Streitige Beträge sind auf gemeinschaftlichen Namen beider Parteien dieses Vertrages bei einer sicheren Bank
an dem Orte zu hinterlegen, der für das Schiedsgericht [Absatz 27] vorgesehen ist, bis der Streitfall durch das
anzurufende Schiedsgericht erledigt ist.
8. Der ganze Laderaum unter und auf Deck. soweit die gesetzliche Ladelähigkeit des Dampfers in Verbindung
mit—'I-seiner- Seefähigkeit es gestattet; ist‘zur Verfügung des Betrachters. ' Ausgenommmt--sind- --die- --Räume- für
Kapitän, Offiziere, Schiffsmannschaft, für Tauwerk, Segel, Ladegeschirr, Gerätschaften, Mobiliar, Schiffsproviant
und Ausrüstungsgegenstände.
Falls Ladung auf Deck verladen wird, geschieht es auf Gefahr des Befrachters bezw. Abladers. Auf Deck
verladene Güter sind von dem AbladerIn den Konnossementen als solche zu bezeichnen.
9. Der Kapitän hat die Reisen mit möglichster Beschleunigung auszuführen; er und die Schiffsmannschaft
haben dem Befrachter jede üblliche Beihilfe zu leisten. Obwohl der Kapitän von der Reederei angestellt ist, hat
er doch die Anordnungen des Befrachters für die Beschäftigung und Adressierung, sowie sonstige ähnliche An-
ordnungen des Befrachters zu befolgen. Der Befrachter ist edech verpflichtet, die Reederei schadIOs zu halten
von aller Verantwortlichkeit und allen Folgen die dadurch entstehen, daß Kapitän oder Offiziere persönlich oder
durch Betrachters Vertreter Konossemente oder andere Schiffspapiere zeichnen oder sonstigen Anordnungen
des Befrachters nachkommen. Auch für irgendwelche Unregelmäßigkeiten in den Schiffspapieren, soweit diese die
Ladung betreffen, und für unrichtige Ablieferung der Ladung hat der Befrachter die Reederei schadlos zu halten.
Die Reederei ist nicht verantivortlich für Gewicht, Maß, Manko, Vermischung, Marken und Stückzahl ‘der
Ladung, auch nicht für Verpackungen und Inhalt.Für Schäden an der Ladung Oder Forderungen seitens der Ladungs-
eigner, die durch schlechte Stauung oder sonstwie verursacht werden, ist die Reederei nicht verantwortlich, da der
































































Baltic and White Sea Conference
auf Grundlage Uniform Time-Charter 1912
der BALTIME“: für europäische und überseeische Fahrt,n Erste Ausgabe 1909. zweite 1911.
zuletzt nachgeprüft 1912 in Berlin.
.......................................................................................................... 19......
Am heutigen Tage ist folgender Zeit—Frachtvertrag vereinbart worden zwischen der Reederei
als Verfrachter
des Dampfers von 23:30 Register—Tonnen.
klassifiziert . mit einer Maschine von indizierten Pferdestärken,
Tragfähigkeit ungefähr Tonnen von 1000 kg Schwergut auf Sommer-Freibord einschließlich Bunkerkohlen.
Laderäume laut Plan des Erbauers . Kubikmeter 5:121“ unter Ausschluß der festen Bunker.
die ungefähr Tonnen Kohlen fassen. Fahrgeschwindigkeit ungefähr Seemeilen in der Stunde bei gutem
Wetter und ruhiger See. beieinem täglichen Kohlenverbrauch von ungefähr Tonnen bester Kohle.
zur Zeit:
einerseits. hierin die Reederei genannt.
und in
andererseits. hierin der Betrachter genannt:
1. Die Reederei verfrachtet und der Betrachter betrachtet den genannten Dampfer für die Dauer von
Kalender-Monaten. anfangend -—- jedoch nicht an einem Sonntag oder an einem gesetzlichen Feiertage. es sei denn. dal3
der Betrachter“ oder sein Vertreter seine Zustimmung dazu gibt ——- sobald seine schriftliche Andienung. und zwar
an einem Wochentage in den Stunden zwischen 9 Uhr vorm und 6 Uhr nachm. bezw. 2 Uhr nachm. an einem
Sonnabend. gegeben ist. daß der Dampfer in ladefertigem Zustande zu seiner Verfügung gestellt ist.
Die Anlieferung soll erfolgen in
und zwar in einem Dock oder an einem anderen geeigneten Platze. wie von dem Betrachter beordert. Der Liege-
platz muß sofort erreichbar und frei sein. und der Dampfer daselbst immer sicher und flott liegen können. Der
Dampfer muB dicht. stark und in jeder ‘X/eise für gewöhnliche Frachtfahrt ausgerüstet und mit gehöriger Besatzung
an Offizieren und ‚Mannschaft versehen sein. ‚
Der Dampfer darf nur in gesetzlich erlaubter Fahrt und mit der Beförderung von gesetzlich erlaubten
Kaufmannsgiitern beschäftigt werden. Ausgeschlossen von der Beförderung sind. wenn nicht anders vereinbart.
gefährliche. d. h. ohne Hinzutritt offener Flamme entzündbare oder sonst gefahrbringende Stoffe. wie z.B. ätzende
Säuren. Explosivstoffe. Calcium Carbid. Ferro Silicium, Barrium superoxyd. Benzol. Naphta. Petroleum oder deren
gefährliche Produkte. auch solche von Teer. Auch darf kein lebendes Vieh verladen werden.
Der Dampfer darf nur zwischen guten und sicheren Häfen oder Plätzen innerhalb der folgenden Grenzen
beschäftigt werden:
wie von dem Betrachter und seinem Vertreter beordert. doch muß der Dampfer immer sicher und flott liegen
können.
2. Die Reederei hat die Besatzung. die gesamte Deck- und Maschinen-Ausrüstung. sowie den Schiffsproviant
zu beschaffen und zu bezahlen; sie hat Schiff und Maschine für die Dauer des Vertrages in einem völlig brauch-
baren. seetüchtigen Zustande zu erhalten. Die Versicherung des Dampfers ist Sache der Reederei.
Die Reederei stellt ie einen Mann der Besatzung zur Bedienung einer Winde an jeder Lade/Löschluke. Falls
mehr Windenleute erforderlich sind. oder falls die Stauer oder deren Leute nicht mit den Leuten von der Besatzurig an
den Winden arbeiten wdllen. hat der Betrachter oder dessen Vertreter Windenleute vom Lande zu stellen und zu bezahlen
ebenfalls. Wenn die Leute der Besatzung ihrer gesetzlichen Arbeitszeit zufolge verweigern. Überstunden zu arbeiten.
3. Der Befrachter liefert für seine Rechnung alles Feuerungsmaterial und das Kesselwasser; er bezahlt
alle Hafenkosten. Lotsengelder [Zwangslotsen oder anderel.Kanalsteuerer. Leuchtfeuerabgaben. Boots— u. Schlepper—
Beihilfe. Konsulats-Gebühren [ausgenommen die Konsulate-Gebühren für das An- und Abmustern der Besatzung].
Kanal-. Dock-. Kai—. Tonnengelder. Vertreter-Gebühren. Kommissionen. Kosten für Laden. Trimmen. Stauen. Löschen.
Wiegen. Zählen und Ausliefern von Ladungen. auch etwaige Gebühren für Stauatteste und Lukenbesichtigungen. die
Ladung betreffenden Protest- und Verklarungskosten und alle sonstigen Abgaben. Lasten und Unkosten auf Schiff
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THE BALTIC AND INTERNATIONAL MARITIME CONFERENCE
(Formerly The Boltic und Whi're See Cornferenco)
UNIFORM TIME-CHARTER
IT lS THlS DAY MUTUALLY AGREED between Owneu
‚ ‚ .L‘EW‘L'!of lhe Vessel called ‘ of human: Register.
cidssed ‚ . .‚ .. of indicated horse purer.
carrymg abuut .. „„tons deadweight on Board of Trade summer freeboard Indusive
of bunkers, stores, provisxons and boiler water. having as per bujlder's plan „.....„_.._._...._..„ cubic—feet
grain ‚ r ‚ ‘ .Dm capacu}, excluswe of permanent bunkers. whldn contau} about „........... tons, and fully loaded cagable
of steaming about‘ -„knots in good weather and smooth waler on a consumption o! ahout
.. ....... . lons best Welsh coal, or about w-...„„„.„-..._._..„... tons oil-fuel, now
and
of .‚ Charterers. a5 follows:
l. The Owners let. and lhe Charterers hire the Vessel for a period of
calendar months from Lhe lime [not a Sunday or a legal Holiday unless taken over] Lhe Vessel is delivered
and placed at the disposal o! the Charterers between 9 a. m. and 6 p. m.‚ or between 9 a. m. and 2 11.111.
lt on Salurday. at .
. . .. in such available berth where she can safely lie always afloat. es the Chanereß
may direct. she being in every way fltted for ordinary cargo service.
The Vessel lo be delivered
2. The Vessel to be employed in lawful trades for lhe carriage of lawful merchandjse m1}
belween good and safe ports or piaces where she can safely lle always afloat within tha (olloving
limits:
N0 live stod: nor injurious. inflammahle or_dangerous goods (such as acids, explosiven. calcimn
cmbide, ferro silicon. naphlha, motor spirit, tar. or an? of their producls] to be shipped.
‘
3. The Owners to provide and pay for all provisions and wages. ior insurance of the V5521, for an
deck and engine-room stores and maintain her in a thoroughly efficient state in hull and madlinery
dming service.
The Owners to provide one winchman per hatdn. If further windumen are required. or if the
stevedores refuse or are not permitted to work with the Crew, the Charterers t0 provide und pay
qualified shore-windlmen.
4. The Charterers to provide and pay for all coals. including gafley coal. oil-fuel. water tot heilen,
port charges. pilotages (whelher compul'sory or not). canal steersmen, boatage, lights, mg-asistanne.
consular d1arges1except those pertaining to the Master. Officers and Crew) canal. doch and other das
and d1arges. including any Ioreign general municipality or stete taxes. also all dock. harbour and
tonnage dues at the ports o! dehvery and redelivery (unless incurred through cargo carried beforedelivery
or after reodelivery) agencies‚ commissions. also to menge and pay for loading. trimming‚ stowing (inclnd-
ing dunnage and shjfung boards, excepting any already on board). unloading. welghing, tallying and
delivery of cargoes. surveys on hatdms. meals supplied to officials and man ' thair servioe am! all
other daarges and expenses whatsoever including detentjon and expenses through quarantine (including





























All ropes, slings and special xunners actually used for loading and discharging and any special
gem. mcludlng special ropes. hawsers und d1ains required by lhe cuslom ol lhc pur: lur mooring t0 bu
for the Charlerers' account. The Vessel to be litted wilh winthes. derricks, wheels and ordinary
runners capable of handling litt: up t0 2 tons.
5‘ The Charlerers al porl of delivery and the Owners a1 porl of re—delivery L0 lake over and
pay lor all conl or oil-Iuel remaining in the Vessel's bunkers al current price at lhu respucuve purts.
The Vessel lo he re-delivered wlth not less man lons and nol exceuding .. . tuns oI cuül ur
all-tue} in lhe Vessel’s bunkers.
6. The Charterers to pay as hire: ‚ „...„........l
per 30 days. commencing in accordance wxlh clause 1 until her re-delivery Lo the owuers.
Paymem of hire to be made in cash, in .......... withoul dnscounL every
30 days. in advance.
In default of paymenl the Owners to haue the right of wilhdrawing the Vessel from the service of
the Charterers. wilhoul noting any protest and wiLhout interlerence by any court or'any olher Iormality
whatsoever and wilhoul prejudlce 10 any claim Lhe Owners may olherwise have on lhe Charlerers
under Lhe Chartar.
7. The Vessel t0 be re-delivered on the expiration o! the Charter in lhe same good order as when
delivered to Lhe Charlerers (fair wear and tear excepted} al an ice-Iree port in lhe Charlerers' Option in
belween 9 a.m. und 6 p. m.. and 9 a. n1. and 2 p.m. an Saturday, bul lhe day‘ ol re-delivery shall not
be a Sunday o: legal Holiday.
The Charterers t0 give lhe Owners not less Lhan ten days' notice a1 which port and on about
whjch day Ehe Vessel will be re-delivered.
Should the Vessel he ordered on a voyage by whidl the Charler period will be cxceeded Lhe
Charlerers t0 have Lhe use o! the Vessel to enable them to complete the vowge. provided it could be
teasonably calculated that Lhe voyage would allow re-delivery about the-time üxed lor the lermination
o! lhe Charter. but lor any üme exceedmg Lhe termination date the Charterers to pay the market rate
ü higher man the rate slipulaled herein.
8. The whole read1 and bunhen of the' V6559]. including lawtul deck-capacily to be at the
Chanerers‘ disposal. reservlng proper and suflicient space for the Vessel‘s Masten Officers. Crew.
tadtle, apparal. turniture, prüvisions and stores.
9. The Master t0 prosecute all voyages wiLh the ulmOSt despatdl and to render customary assistance
wilh the Vessel‘s Crew. The Master to be under the orders of lhe Charlerers a5 regards employment.
agency. or other arrangements. The Charlerers to indemnify the Owners against all consequenres or
liabilities arising Irom the Master, Officers or Agenls signing Bills ol Lading or olher documents or
olherwise complying with such orders. a5 well as from any irregularily in the Vessel's papers or tor
overcarrying goods. The Owners not to be responsible for shurtage. mixture, marks. nor for number
o! pieces or padmges, nor for dumage t0 or claims on cargo caused by bad slowage or olherwise.
II the Charterers have reason to be dissatislied 'with the conduct of the Masten Officers. or
Engineers. the. Owners. on receiving particulars of the complainl. promptly to invesügate the matter.
and. if necessary und praclicable. to make a change in the appointments.
10. The Charlerers to Iurnish the Master with all instructions and saillng direglions and the
Master and Engineer to keep full and correct logs accessible to the Charterers o: their Agents.
ll. (A) In lhe evenl o! drydocklng or other necessary measures to mainlain the efficiergcy of lhe
Vessel. deficiency of man or Owners‘ stores. breakdown of machinery, damage to hull er other accidcnl,
either hindering or preventing the working oI the vessel and continuing Ior more than twenlyfour
consecutive hours. no hire to be pald in respecl of am; time lost thereb}r during the period in which
‘ the Vessel ls unable to perform the service immediately required. Any hire paid in advance to be
adjusted accordingly.
(B) In the eyent of the Vessel being driven into port or to anchorage through stress ol weather
trading to shallow harbours or to rivers or ports with bars or suflering an accident to her cargo,
any detenüon of the Vessel andlor ex'penses resulting from such detention t0 be for the Charterers'
account even if auch detention _and/or expenses. or the cause by reason of which ellher is lncurred,
























































|2. Cluanmg ul bullctb whcuevei" possnble to be done during serViCB. b“! “1931305511)” “19 Charterers
lu gut: u".- UwuL-Is uuu-hhuly lnue lur L‘lcdnlng. Should lhe Vessel be det‘ained beyond 4B hours hh‘e
lu CL‘dbL‘ uulll ugum [Uddy‚
l'J‘ 1m: acn. unly lo Lu: ruhponsible (ur delay an deuvery of the VeSScl or lor delay during
lhu Luuumy ul lhu L'lmxlu und lur 10:: ur duumge lu guuds onboard. 11 sudJ delaY 01' 1055 has been
launcd by man! ui duu dxhguucu un lhe puu ul mc (_aeu. ur their Manager in making Lhe Vessel see-
Wullhy und hllud lux lhc vuyugu u: uuy olhcr persouul dLl or ormssion or default Of the Owners or
[nur h-lunugul. lhu Uwuun. nul lu bu ruhpunslble m any oLher case nur for damage or delay whatsoever
und huw:uuvur Cduhud evcu u Cdubed by the neglecl or detaull 01 Lheu' servants. The Owners not
Lu be Imble im 10» ur damuge ansmg or resulung 110m smkes. lodL-outs or stoppage or restraint
u! lubuur (mcludmg u“.- Muster. Ulhcers or Crew) whelher parüal o: general.
'l In: Chunlenm lu be xuaponsible Iur loss ur damage Cdused to lhe Vessel or to Lhe Owners by goods
bumg luudcd Lunlluly lu Um lulms U1 lhe Charler or by improper or caxeless bunkering or loadjng.
stuwmg ur unmangmg ul gouds or any oLher improper or negligem act on Lheir part or that of
lheu’ servanls.
H. Thc (.‘huxlmul: or theu’ Agems lo advance to Lhe Master, if required. necessary funds for
urdlnury dlbbuuumuub lur me Vessel's account at any pon marging only mlerest at G per cent. p. 51..
auch advunce: lu be deuucled Irom‘hire.
15. Thu Vcssel um. 10 be ordexed to nor bound to enter: a) any place where fever or epidemcs
an: Plcvulunl m lu Wind) Um Muster, Olncers and Crew by law are not bound to follow the Vessel
b) dny Ice‘bound plucc ur any place where lighls. üghlflnps, marks and buoys axe or are ely to
bu wnlhdlawn by ledeuu o! nce un Lhe Vessel’s arrival ur where lhere is risk that ord'marily the Vessel
wxll not be able on dCCOUB1 of ice to reach Lhe place Or to get out after hav'mg completed loading or
dlsdlarging. The Vessel nol to be obliged to force ice. lt on account of ice lhe Master considers it
dungewus lo lemmn al lhe luudmg or dxscharging place ior Iear 01 the Vessel being Irozen in and/or
damaged. he hds hberly to san to a convenient open place and await the Charterers' {resh instructions.
Unloreseen detenuon tough any ot above causes to be {or the Charterers' account.
16. Should the Vessel be lost or missing. hire w cuase Irom the dale when she was last. II
Ihe dale 01 luss cannut be ascerlained half hire lo be pdid (mm the dale Lbe Vessel was last reported
unul the calculaled date 01 amval a1 Lhe desünauon. Any hire paid in advance to be adjusted
uccordingly.
l7. The Vessel to work day and night if required. The Charterers to refuncl the Owners their
ouuays {er du ovemme paid to Olücers and Crew accord'mg to the houxs and rates stated in the Vessel's
articles.
18. The Owners lo have a lien upOn alll cargoes and sub-freights beloug'mg to Lhe Time-Charterers
and any am 01 Lading Ireight tor all claims under Lhis Charter. and the Charterers to have a ljen on
lhe Vessel for all moneys paid in advance and n01 earned.
19. All salvage and assislance lo 0111er vessels to be for Lhe Owners' and the Charterers'
equal benefil afler deducung the Master's and Crew's proporüon and all legal and other expenses
including hire paid‘ under the charter Ior time lost in Lhe salvage. also repairs of damage and coal
or oil-Iucl consumed. The Charterers to be bound by all measm’es taken by Lhe Owners in order
lo secure payment o! salvnge and to fix its amount;
20. The Charterers to have lhe Option o! subletting the Vessel. giving due notice to the Owners. but
lhe original Charterers always lo xemain responsible to the Owners Ior due performance of the Chärter.
21. (A) The Vessel unless the consent of the Owners be first oblained not t0 be ordered nor
continue to any place or On any voyage nor be used on any Service which will bring her wiuu'n a
zone whid: is dangerous es lhe xesull of any actual or thxealened act of war. war hoslilities, warlike
operations. acts of piracy or oI hosülity or malicious damage against this or any other vessel or its
cargo by any person. body or State whatsoever, revolution. civil war. Civil commotion or the Operation o!
international law, nor be exposed in any way to any risks or penalües whatsoever consequent upon
lhe imposilion oi Sanetions, nor can-y any goods that may in any way expose her to any risks o!
sehme. capture. penalües or any other interference o! any kind whatsoever by the belligerent or
fighling powers or parües or by any Govemment or Ruler.
(B) Should lhe Vessel approach or be brought or ordered within sud: zone. or be exposed in
any way l0 the said risks. (l) Lhe Owners to be ent'itled 1mm time to time to insure their interests
in the Vessel andlor hire against any of 111e n'sks likely to be involved thereby on auch terms as
lhey shall think fit. the Charlerers to make a refund to lhe Owners of the premium on de-
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any lost owlng to loss of or injury to the Master. 0Uicers. or Crew or lo lhe action of the Crew
in refusing to proceed t0 sudl zone or t0 be exposed to such risks.
(C) In the evenl of the wages of the Master, Officers and/or Crew or lhue cost of provisions
and/01' slores for dedc and/01' engine room and/or insurence premiums being increased by reason of
or during the existence of any o! lhe matters memioned in section (A) the amoum of any increase
lo be added to lhe hire and paid by um Charterers on production of the Owners' acc0unt lheretor.
such account being rendered momhly.
(D) The Vessel to have liberly to comply wilh any orders or direclions es l0 deparlure.
arrival, routes. porls of call, stoppeges. destinalion. delivery or in any .olher wise whatsoever given
by the Government o! the nation under whose {lag the Vessel sails or any olher Government or any
peräon (or body) acung or purporting t0 act with the authority o! sudx Government or by any
commiltee or person having under the terms of the war risks insurance on the Vessel Lhe right lo
give any sudr orders or directions.
(E) In the event of lbe nation under whose (lag lhe Vessel sails becoming involved in war, hasti-
llties. warlike operations, revolution, or Civil commotion. both the Owners and the Charterers may cancel
lhe Charter and. unless otherwise agreed. the Vessel t0 be redelivered to the Owners at the port
of destination or. if prevented through the provisions of section (A) [rorn readiing or entering it,
lhen a: a near open and safe port et lhe Owners' Option, afler disdlarge of any cargo on board.
(F) If in compliance with the provisions of this clause anylhing is done or is not done, sud:
not to be deemed a deviation.
22. Should Lhe Vessel not be delivered by the ................................ day of 1°
the Charterers to have the Option of cancelling.
If the Vessel cannot be delivered by the cencelling dage. the Charterers. if required. to declare
wilhin 48 hours after receiving noüce lherec! whelher they cancel or will take delivery of the Vessel.
23. Any dispute arising under lhe Charter to be referred lo arbilralion in London (or such
other place as may be agreed) one Arbitralor t0 be nominaled by lhe Owners and the olher by the
Charterers. and in case the Arbitrators shall npt egree lhen to the decision of an Umpire to be
appointed by them. the award oi the Arbitrators or the Umpire to be final and binding upon both
perties.
24. General Average to be seuled according to York/Anlwerp Rules. 41950. Hire not lo conlribute
t0 General Average. ‘
25. The Owners to pay a commission o! to
on any hire paid under the Charter, but in no case less than is necessary to cover the actual expenses
of the Brokers and a reasonable fee for their work. lf the full hire isnnot pald owing t0 bread:
of Charter by euher of the parues the party llable lherefor to indemnily the Brokers against their
loss of commission.
Should the parties agree to cancel the Cherter, the Owners to indemnify the Brokers agalnst any
loss of commission but in sud: case the commisslon not to exceed the brokerage on one year‘s hire.
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